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5/2024 SCHNELLDIENST
Europa 2024 – Weichen stellen für eine nachhalti-
ge und erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung

Am 9. Juni wählen die EU-Bürger*innen ein neues Europaparla-
ment. Kurz darauf geht auch eine neue EU-Kommission an den 
Start. Krisen, darunter die Corona-Pandemie und der russische 
Angriff auf die Ukraine, prägten die letzte Legislaturperiode. 
Wichtige Punkte der Agenda waren Umweltpolitik und die 
Transformation in Richtung Klimaneutralität. Was muss die  
EU in den kommenden fünf Jahren angehen?

Wieder einmal muss die EU auf das veränderte geopolitische 
und außenwirtschaftliche Umfeld reagieren. Weiterhin geht es 
darum, Wirtschaftskraft und Wettbewerbsfähigkeit mit  
Umwelt- und Klimaschutzzielen in Einklang bringen. Weitere 
Vorschläge für Themen einer neuen Agenda haben wir Ihnen in 
dieser Ausgabe zusammengestellt. Eine positive Nachricht zu 
Beginn: Die EU-Bürger*innen haben großes Vertrauen in die  
EU und gemeinsame Krisen verbinden sie. Ein gutes Zeichen 
in Zeiten populistischer und teils stärkerer nationaler 
Bestrebungen. 

Gemeinsam agieren innerhalb der EU: Ungenutzte Potenziale  
schlummern im Dienstleistungshandel – aktuell noch ein  
Flickenteppich von 27 Systemen. Es gilt, den Abbau von  
Barrieren, Harmonisierung und Integration anzugehen. Auch 
im Stromhandel gibt es durch Kooperation beim Klimaschutz 
und den Ausbau der Übertragungsnetze erhebliche Vorteile. 

Gemeinsam auftreten nach Außen: Als Handels- oder Bündnis- 
partner sollte die EU als Einheit auftreten. Dazu gehört, sich 
weiterhin für offene Weltmärkte und ein faires, regelbasiertes 
Handelssystem einzusetzen. Neu auf der Agenda ist das Thema 
Verteidigung: Hier behindern eine fragmentierte Industrieland-
schaft und eine hohe Quote an Rüstungsimporten derzeit die 
Effizienz innerhalb der EU.

Gemeinsam andere unterstützen: Migrant*innen haben 
kaum eine Chance, legal in die EU einzuwandern und 

dort eine Arbeit aufzunehmen. Abhilfe könnte die 
Westbalkanregelung aus dem Jahr 2016 als Vorbild 
für moderne Migrationspolitik schaffen. Mit Ent-
wicklungspolitik kann die EU andere Staaten unter-
stützen, sich an den Klimawandel anzupassen, wie 

das Samoa-Abkommen zeigt. Inhalte sind z. B. Hil-
fen bei der Modernisierung der Landwirtschaft oder  

bessere Transportinfrastruktur für ländliche Gebiete.
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Clemens Fuest

Die EU vor den Wahlen:  
Die ökonomischen Herausforderungen 
sind groß
DIE KOMMENDE LEGISLATURPERIODE:  
KONZEN TRATION AUF DEN »GREEN DEAL«  
REICHT NICHT

Die anstehenden Europawahlen fallen in eine Zeit, in 
der die Europäische Union (EU) mit großen ökonomi-
schen und politischen Herausforderungen konfrontiert 
ist. Die auslaufende Legislaturperiode stand ganz un-
ter dem Zeichen des »Green Deal«, bei dem der Abbau 
der CO2-Emissionen und der Versuch eines Umbaus 
von Wirtschaft und Gesellschaft hin zu mehr Nach-
haltigkeit und Umweltschutz im Vordergrund standen. 
Die Umsetzung dieser Agenda hat zu einer intensiven 
europäischen Gesetzgebung geführt. Die Ergebnisse 
sind allerdings umstritten. Kritisiert werden vor al-
lem die massive Zunahme an Bürokratiebelastung für 
Unternehmen, die teils planwirtschaftliche Konzep-
tion der Instrumente, beispielsweise der sogenannten 
Taxonomie für nachhaltige Finanzen, und die fehlende 
Antwort auf die Frage, wie die Dekarbonisierung in 
der EU mit der Wahrung von wirtschaftlicher Wettbe-
werbsfähigkeit vereinbart werden kann.

Die vergangenen Jahre waren außerdem von tie-
fen Krisen geprägt, darunter die Corona-Pandemie 
und der russische Angriff auf die Ukraine. Diese Krisen 
haben Folgen. Die Corona-Pandemie hat verdeutlicht, 
dass Handlungsbedarf besteht, was die Resilienz von 
Wirtschaft und Gesellschaft im Fall von Gesundheitskri-
sen angeht. Dabei hat sich gezeigt, dass die Digitalisie-
rung für diese Resilienz eine zentrale Rolle spielt. Hinzu 
kommt die Frage, wie sichergestellt werden kann, dass 
in derartigen Krisen hinreichend medizinische Aus-
rüstung wie etwa Masken oder Beatmungsplätze in 
Krankenhäusern sowie Medikamente verfügbar sind. 
Da nur sehr eingeschränkt voraussehbar ist, was genau 
gebraucht wird, wenn die nächste Pandemie kommt, 
ist die Vorbereitung darauf nicht ganz einfach. Klar 
ist aber, dass die Kooperation unter den EU-Mitglied-
staaten, insbesondere die gegenseitige Hilfe bei der 
Versorgung von Patienten und die Aufrechterhaltung 
des grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehrs, in 
diesen Fällen verbessert werden muss.

Die Folgen des russischen Angriffskriegs in der 
Ukraine sind noch gravierender. Sie haben zu einer 
Neubewertung der wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen nicht nur zu Russland sondern auch zu 
China geführt. Statt sich gegen den russischen Angriff 
zu wenden, hat China eine Politik verfolgt, die häufig 
als pro-russische Neutralität bezeichnet wird. Vor dem 

Hintergrund der ohnehin seit längerer Zeit wachsen-
den Spannungen zwischen den USA und China stellt 
sich damit die Frage, ob die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der EU und China aufrechterhalten werden 
können. Im Konflikt mit Russland hat sich gezeigt, 
dass die Abhängigkeit von Gaslieferungen aus Russ-
land die EU-Staaten beinahe in große Schwierigkeiten 
gebracht hätte. Es wurde außerdem deutlich, dass 
gegenseitige wirtschaftliche Abhängigkeiten keine Ga-
rantie dafür sind, kriegerische Auseinandersetzungen 
abwenden zu können. Das hat zu einer Debatte über 
die Interaktion zwischen geopolitischen Spannungen 
und wirtschaftlichen Abhängigkeiten von China sowie 
Folgen eines eventuellen Konflikts zwischen China 
und Taiwan geführt. 

Problematische Abhängigkeiten der EU bestehen 
allerdings nicht nur gegenüber China. Auch die Be-
ziehungen zu den USA wandeln sich. Zwar sind diese 
Beziehungen nicht mit denen zu China vergleichbar, 
denn die USA sind ein demokratischer Rechtsstaat 
westlicher Prägung und im Rahmen der NATO der 
wichtigste Verbündete der EU-Staaten. Dennoch 
muss sich die EU dringend mit der Frage befassen, 
wie problematische Abhängigkeiten von den USA ab-
gebaut werden können. Im Vordergrund der aktuel-
len Debatte steht die Sorge vor einem Wahlsieg von 
Donald Trump und das damit verbundene Szenario 
eines wachsenden Protektionismus und abnehmen-
der amerikanischer Unterstützung für die Ukraine. 
Das verweist aber nur auf das tiefer liegende Prob-
lem, dass die EU-Staaten bislang weder willens noch 
in der Lage waren, sich eigenständig zu verteidigen 
und die Ukraine hinreichend zu unterstützen. Unab-
hängig davon, ob der nächste US-Präsident Joe Bi-
den oder Donald Trump heißt, werden die Europäer 
mehr Eigenständigkeit entwickeln 
müssen. Die geopolitischen Inte-
ressen der USA verlagern sich 
seit geraumer Zeit vermehrt in 
den pazifischen Raum. Protek-
tionistische Kräfte gewinnen in 
Washington parteiübergreifend an 
Einfluss. Dass die Sicherheit Euro-
pas derzeit davon abhängt, wie 
die Präsidentschaftswahlen in den 
USA ausgehen, zeigt nur, dass die 
europäische Politik seit längerer 
Zeit wichtige Interessen Europas 
vernachlässigt. 

ist Präsident des ifo Instituts und 
Professor für Volkswirtschafts-
lehre, Seminar für Nationalöko-
nomie und Finanzwissenschaft, 
an der Ludwig-Maximilians- 
Universität München.

Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens 
Fuest

ZUM INHALT
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Aus dieser Konstellation ergeben sich vor allem drei 
Herausforderungen für die EU:

Mangelnde Verteidigungsfähigkeit der EU 

Erstens müssen die EU-Staaten ihre Verteidigungsfä-
higkeit verbessern. Der Beitritt Finnlands und Schwe-
dens zur NATO war ein wichtiger Schritt, aber weit 
mehr ist erforderlich. Soweit die Verteidigungsausga-
ben erhöht werden müssen, stellt sich die Frage der 
Finanzierung. Seit dem Ende der Konfrontation mit 
dem Warschauer Pakt haben viele EU-Staaten ihre 
Rüstungsausgaben reduziert und die Sozialausgaben 
ausgedehnt. Dies wieder umzukehren, wird auf erheb-
liche politische Widerstände stoßen. Steuererhöhun-
gen dürften ebenfalls schwierig sein. Die Steuer- und 
Abgabenlasten sind in den meisten EU-Staaten bereits 
deutlich höher als in den übrigen OECD-Staaten. Wei-
tere Belastungen würden die Wirtschaftsentwicklung 
und die Wettbewerbsfähigkeit Europas zusätzlich be-
einträchtigen. Die militärische Schwäche der EU-Staa-
ten ist allerdings nur teilweise Folge mangelnder Rüs-
tungsausgaben. Hinzu kommt die Fragmentierung der 
europäischen Streitkräfte und der Rüstungsindustrie. 
Je mehr hier Verbesserungen erzielt werden, desto 
weniger müssen die Verteidigungsbudgets aufgestockt 
werden. Effizienzsteigerungen durch mehr Koopera-
tion erfordern allerdings den Verzicht auf nationale 
Souveränität in der Sicherheitspolitik. Zwar hat diese 
nationale Souveränität für die meisten EU-Staaten oh-
nehin wenig Substanz, trotzdem ist die Bereitschaft, 
nationale Entscheidungshoheit zu Gunsten europä-
ischer Kooperation aufzugeben, in vielen Ländern 
gering.

Friktionen in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen

Die zweite Herausforderung besteht darin, auf zu-
nehmende Friktionen in den internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen zu reagieren. Die europäische 
Wirtschaft ist von einer Einschränkung des internati-
onalen Handels aufgrund geopolitischer Spannungen 
und protektionistischer Tendenzen stärker betroffen 
als die der USA oder Chinas. Das liegt daran, dass 
die europäischen Unternehmen stärker in die inter-
nationale Arbeitsteilung eingebunden sind. Das gilt 
sowohl auf der Import- als auch auf der Exportseite. 
Beispielsweise beträgt der Anteil der volkswirtschaft-
lichen Wertschöpfung, der direkt oder indirekt von 
Exporten abhängt, in der EU rund 20 %, bei steigender 
Tendenz. In China hingegen sinkt diese Abhängigkeit, 
sie betrug zuletzt 18 %. In den USA sind es nur 9 % 
(Baur et al. 2023).

Umwelt- und Klimapolitik weiterentwickeln

Die dritte Herausforderung besteht darin, den »Green 
Deal« und vor allem die Dekarbonisierung so zu ge-

stalten, dass wirtschaftlicher Wohlstand und Wett-
bewerbsfähigkeit in der EU erhalten bleiben. Dabei 
ist zu bedenken, dass die Klimapolitik eine zentrale 
Rolle spielt, dass Umweltprobleme aber darüber hi-
nausgehen und Maßnahmen der Dekarbonisierung 
durchaus mit anderen umweltpolitischen Zielen in 
Konflikt treten können. So ist der Verfall der Biodi-
versität beispielsweise kaum weniger gravierend als 
der weltweite Temperaturanstieg. Das bedeutet, dass 
der Handlungsbedarf sogar größer ist als das, was im 
Rahmen der Dekarbonisierung ansteht. 

EINE AGENDA FÜR DIE EUROPÄISCHE  
WIRTSCHAFTSPOLITIK IN DER NÄCHSTEN 
LEGISLATURPERIODE

Während sich die Agenda der letzten Legislaturperi-
ode auf die Umweltpolitik und die Transformation in 
Richtung Klimaneutralität konzentrierte, wird es in der 
kommenden Legislaturperiode darum gehen, breiter 
anzusetzen und die skizzierten Herausforderungen 
zu bewältigen, also auf das veränderte geopolitische 
und außenwirtschaftliche Umfeld zu reagieren und 
die Stärkung von Wirtschaftskraft und Wettbewerbs-
fähigkeit mit Umwelt- und Klimaschutzzielen in Ein-
klang zu bringen. 

Außenwirtschaftspolitik bei neuen  
geopolitischen Risiken gestalten

In der Außenwirtschaftspolitik besteht eine zentrale 
Frage darin, wie die Resilienz im Fall geopolitischer 
Krisen gestärkt werden kann, ohne die für Europa so 
wichtigen Erträge aus dem internationalen wirtschaft-
lichen Austausch unnötig zu gefährden. Vielfach wird 
verlangt, die Abhängigkeiten von Ländern wie China 
bei wichtigen Importgütern zu reduzieren, indem mit 
staatlicher Subventionierung die Produktion bislang 
importierter Güter in Europa aufgebaut wird. Ein Bei-
spiel dafür ist die Errichtung von Fabriken für Halb-
leiter durch INTEL in Magdeburg, bei der staatliche 
Subventionen in Höhe von rund 10 Mrd. Euro fließen. 

Auf diesem Gebiet ist es besonders wichtig, sorg-
fältig und kritisch zu prüfen, in welchen Fällen derar-
tige staatliche Eingriffe sinnvoll sind. Grundsätzlich 
geht das Ersetzen von Importen durch den Aufbau 
heimischer Produktion mit sehr hohen Kosten einher. 
So sehr der internationale Handel und die interna-
tionale Arbeitsteilung den Wohlstand in der EU för-
dern, so sehr wird dieser Wohlstand durch staatli-
che Eingriffe, die diese Arbeitsteilung einschränken, 
beeinträchtigt. Es ist nicht überraschend, dass viele 
heimische Industriezweige gerne als »kritisch« oder 
»strategisch bedeutsam« eingeordnet und mit Subven-
tionen bedacht werden möchten. Gesamtwirtschaft-
lich sind diese Eingriffe aber sehr teuer, sie müssen 
daher überzeugend begründet werden. Grundsätzlich 
haben Unternehmen ein Eigeninteresse daran, sinn-
voll zwischen Risiken durch lange und krisenanfäl-

ZUM INHALT
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lig Lieferketten und Maßnahmen zur Erhöhung der 
Versorgungssicherheit abzuwägen. Dabei werden sie 
nicht nur darauf setzen, wichtige Vorprodukte in der 
Nähe statt beispielsweise in China produzieren zu 
lassen. Sie können auch Lieferanten diversifizieren, 
ihre Lagerhaltung erhöhen oder durch Recycling und 
andere Innovationen ihre Anfälligkeit für Lieferstörun-
gen abbauen. Bei Rohstoffen, bei denen heimische 
Vorkommen fehlen, ist Reshoring ohnehin keine Op-
tion. Allein auf Marktkräfte zu vertrauen, ist allerdings 
nicht sinnvoll, wenn die Kosten von Lieferausfällen 
von den handelnden Unternehmen nicht voll interna-
lisiert werden. Das gilt sicherlich für wichtige Medika-
mente wie etwa Antibiotika. Wenn die EU-Staaten im 
Fall eines Konflikts von der Versorgung mit Antibiotika 
abgeschnitten würden, hätte das katastrophale Fol-
gen. Deshalb kann man staatliche Eingriffe für den 
Aufbau einer heimischen Versorgung gut begründen. 
Anders ist die Lage beispielsweise bei Gütern, die für 
den Ausbau der Versorgung mit Wind- und Sonnener-
gie gebraucht werden. Auch hier wird oft behauptet, 
Europa müsste durch Subventionen verhindern, dass 
die Herstellung von Solarpanelen und Windturbinen 
in Drittstaaten abwandere. Das überzeugt deshalb 
nicht, weil im Fall eines Konflikts mit China die bereits 
installierte Kapazität weiter funktionieren würde. Der 
weitere Ausbau würde zwar gebremst, aber das wäre 
im Fall eines solchen Konflikts das geringste Problem. 

Die EU braucht also eine durchdachte Strategie 
und klare Eingriffskriterien für den Umgang mit Ver-
sorgungsrisiken. Wichtiger Baustein dieser Strategie 
ist außerdem die Vertiefung von Handelsbeziehungen 
zu Drittstaaten. Dem Abschluss neuer Handelsabkom-
men sollte mehr Priorität eingeräumt werden. Dabei 
gilt es sorgfältig abzuwägen, ob Forderungen von EU-
Seite über Regelungen der Partnerländer im Bereich 
der Sozial- oder Umweltpolitik so hohe Priorität ha-
ben, dass man Handelsabkommen daran scheitern 
lässt (und damit auf die Durchsetzung dieser oder 
auch weniger weit reichender Forderungen verzichtet).   

Klimapolitik effizient gestalten und offen mit den 
Kosten umgehen

Im Bereich der Umweltpolitik einschließlich der Kli-
mapolitik verfügt die EU mit dem Europäischen Han-
delssystem für CO2-Emissionszertifikate im Prinzip 
über ein ökonomisch sehr effizientes Instrument des 
Klimaschutzes. Die Integration der Sektoren, die da-
von bislang noch nicht abgedeckt sind, sollte weiter 
vorangetrieben werden. Gleichzeitig sollten andere 
Instrumente mit schlechteren Effizienzeigenschaften, 
insbesondere nicht auf den CO2-Preis abgestimmte 
Regulierungen, zurückgenommen werden. Ob man bei 
alldem die Dekarbonisierungsziele weiter verschärft, 
wie es die Europäische Kommission in ihrem jüngs-
ten Impact Assessment vorgeschlagen hat (Europä-
ische Kommission 2024), sie unverändert lässt oder 
weniger ehrgeizig gestaltet, ist eine politische Ent-

scheidung. Die ökonomischen Konsequenzen dieser 
Entscheidung, wie immer sie letztlich ausfällt, müssen 
allerdings bedacht werden. Die Dekarbonisierung der 
Wirtschaft erfordert sehr hohe Investitionen. Anders 
als häufig behauptet, wird mit diesen Investitionen, 
sofern sie getätigt werden, allerdings kein Wirtschafts-
boom im Sinne einer Erweiterung der Konsummöglich-
keiten der privaten Haushalte einhergehen, wie er in 
den 1950er und 1960er in Deutschland stattgefunden 
hat. Das liegt daran, dass durch diese Investitionen 
nicht primär zusätzliche Produktionskapazitäten ge-
schaffen, sondern vorhandene ersetzt werden. Des-
halb erfordern diese Umstellungsinvestitionen mehr 
als andere Investitionen Konsumverzicht. Dieser Kon-
sumverzicht ist umso größer, je schneller die Umstel-
lung erfolgt.1 Dekarbonisierung bedeutet also nicht 
primär einen Wirtschaftsaufschwung, sondern Verzicht 
auf Konsum für die Umstellungszeit. Das heißt nicht, 
dass man diese Kosten nicht in Kauf nehmen sollte. 
Es ist aber wichtig, die Bevölkerung über die Kosten 
des Klimaschutzes nicht in die Irre zu führen und nicht 
zu vergessen, dass spürbare Erträge der Dekarbonisie-
rung in Form niedrigerer Klimaerwärmung nur dann zu 
erwarten sind, wenn weltweit ambitionierte Klimapo-
litiken verfolgt werden. Sollte die Dekarbonisierung in 
der EU mit hohen Wohlstandsverlusten einhergehen, 
sinken die Chancen, dass andere Länder folgen (Wis-
senschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen 2010).

Die EU braucht Wirtschaftskraft und 
Wettbewerbsfähigkeit

Die anstehenden Herausforderungen wird die EU ins-
gesamt nur meistern können, wenn es gelingt, die 
Wirtschaftskraft und die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Volkswirtschaften zu stärken. Diese 
Idee ist nicht neu, sie stand im Zentrum der soge-
nannten Lissabon-Agenda der EU, die im Jahr 2000 
beschlossen wurde. Wichtige Ziele, die man sich da-
mals gesetzt hat, beispielsweise die Steigerung der 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf 3 % 
der Wirtschaftsleistung, wurden nicht erreicht. Das 
heißt aber nicht, dass man es nicht erneut versuchen 
sollte, wobei das Volumen der Investitionen hier nicht 
das einzige Problem darstellt. Derzeit erarbeitet eine 
Kommission unter Leitung des ehemaligen EZB-Prä-
sidenten Mario Draghi Vorschläge zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft. 
Dabei wird das wichtigste Projekt der EU eine zent-
rale Rolle spielen, der Europäische Binnenmarkt. Die 
Beseitigung von Hindernissen für grenzüberschrei-
tenden wirtschaftlichen Austausch ist in der EU weit 

1 Das betont auch die OECD (Guillemette, Y. und J. Château 2023,  
S. 32), die dies wie folgt erläutert: »A scenario with a substantial 
energy transition by 2050 almost surely involves a significant increa-
se in the share of global GDP devoted to investment, thus reducing 
global consumption possibilities. The resulting differential between 
the growth rate of GDP and private consumption is likely to be most 
apparent early in the transition, as the investment share is built up«.
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vorangeschritten, aber nach wie vor bestehen viele 
Hindernisse, die dazu führen, dass der Markt fragmen-
tiert ist und Potenziale zur Schaffung von Wohlstand 
ungenutzt bleiben (siehe hierzu auch Letta 2024). Die 
Beiträge im Heft beschäftigen sich vertieft mit ver-
schiedenen Aspekten der hier beschriebenen Heraus-
forderungen und unterbreiten Handlungsvorschläge. 
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Seit der ersten Direktwahl des Europäischen Parlaments 1979 
hat sich die Europäische Union (EU) stark gewandelt. Die Erwei-
terung von 9 auf 27 Mitgliedstaaten, die Einführung des Schen-
genraums und die Unterzeichnung des Vertrags von Maastricht 
waren Meilensteine der europäischen Integration. In der näheren 
Vergangenheit haben jedoch Krisen, angefangen mit der Finanz-
krise 2008 über die Flüchtlingskrise 2015, der Corona-Pandemie 
2020 und aktuell dem Krieg in der Ukraine, die öffentliche Wahr-
nehmung der EU geprägt. Trotz der Krisen ist das Vertrauen in 
die EU in vielen Mitgliedsländern stabil und liegt häufig noch 
über dem Vertrauen in die nationalen Regierungen. Auch das 
Vertrauen in die Demokratie ist hoch und der Wunsch nach »star-
ken« Anführern gering.

IN KÜRZE

Albert Landsberger

Europawahlen: Wie hat sich das Vertrau-
en in die EU über die Zeit verändert?

Vom 6. bis 9. Juni 2024 findet die zehnte Direkt-
wahl des Europäischen Parlaments statt. Seit 1979, 
als das erste Mal das europäische Parlament direkt 
von den Bürgerinnen und Bürgern der damals neun 
Mitgliedsländer gewählt wurde, ist viel geschehen. 
Grenzkontrollen zwischen den Mitgliedstaaten wur-
den abgeschafft, die EU bildete sich in ihrer heuti-
gen Form durch die Unterzeichnung des Vertrags 
von Maastricht, und die Anzahl der Mitgliedstaaten 
hat sich auf 27 erhöht, um nur einige der positiven 
Errungenschaften aufzuzählen. In den vergangenen 
Jahren scheinen jedoch Krisen die Erfolgsgeschichte 
einzutrüben. Angefangen mit der Finanzkrise 2008, die 
nahtlos in eine Staatsschuldenkrise überging, gefolgt 
von der Flüchtlingskrise 2015, über die Coronakrise 
2020 bis aktuell hin zum Krieg in der Ukraine scheint 
die EU im Krisenmodus gefangen zu sein. Der Um-
gang der EU mit jeder dieser Krisen wurde zum Teil 
stark kritisiert. In Italien, den Niederlanden, Polen 
und Ungarn haben EU-kritische Parteien nationale 
Wahlen gewonnen. In Deutschland und Frankreich 
haben Parteien dieser Art ebenfalls großen Zulauf 
erfahren. Viele der EU-kritischen Parteien vertreten 
darüber hinaus nationalistische, autoritäre und zum 
Teil antidemokratische Positionen. Die Kritik an der 
EU geht über den Umgang mit den diversen Krisen 
hinaus und richtet sich auch gegen die Grundwerte 
der Union. Bei der Europawahl 2019 konnte die euro-
pakritische und rechtspopulistisch bis rechtsextreme 
Fraktion Identität und Demokratie (zuvor Europa der 
Nationen und der Freiheit) ihre Anzahl an Sitzen von 
36 auf 59 ausbauen. Doch ist das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in die EU so stark geschwunden 
wie es diese Wahlergebnisse vermuten lassen?

VERTRAUEN IN DIE EU

Vertrauen in eine (demokratische) Institution kann als 
Indikator für die Qualität bzw. die Kompetenz, die Bür-
gerinnen und Bürger einer Institution zuschreiben, ge-
sehen werden (OECD 2021). Daten über das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in ausgewählte politische 
Institutionen bieten das »World Value Survey« (WVS) 
(Inglehart et. al 2022) bzw. des »European Value Sur-
vey« (EVS) (EVS 2020). Diese repräsentativen Umfragen 
werden für eine Vielzahl an Ländern erhoben.1 Auch 

1 Sowohl das WVS als auch das EVS erscheinen in sogenannten 
»Wellen«. Vom WVS wurden von 1981–2022 sieben Wellen und vom 
EVS von 1981–2017 fünf Wellen veröffentlicht. Für diesen Artikel wur-
den die zwei Datensätze kombiniert. 

das Vertrauen in die EU wird abgefragt. Abbildung 1 
zeigt das durchschnittliche Vertrauen in die EU in den 
zehn bevölkerungsreichsten Ländern, für die zu den 
ausgewählten Zeitpunkten Daten vorliegen.2 Das Ver-
trauen in die EU ist in den meisten Ländern ähnlich 
hoch. Lediglich Griechenland fällt als negativer Ausrei-
ßer auf; Italien und Rumänien zeigen zeitweise mehr 
Vertrauen in die EU. Das Vertrauen in Tschechien, Spa-
nien, Frankreich, Deutschland und Polen weist über 
die Zeit keine großen Veränderungen auf.

Das unveränderte Vertrauen der Polinnen und 
Polen mag überraschen. Polen wurde von 2015 bis 
2023 von der europakritischen PiS regiert. Sie ver-
folgte eine Politik der nationalen Souveränität, die 
oft im Konflikt mit einer weiteren europäischen Inte-
gration stand (Buras 2017). Die Europakritik der PiS 
entzündete sich an der Verteilung Geflüchteter inner-
halb der EU und an der EU-Kritik an der polnischen 
Justizreform. Beides wurde durch die PiS als Eingriff 
in die nationale Souveränität gesehen. 
Zudem stellte sie sich als »Wahrer 
Europas christlicher Identität« 
dar. Die Kritik der PiS zielte je-
doch nicht auf das Projekt EU 
als Ganzes. Kritisiert wurden 
europäische Institutionen. Die 
wirtschaftliche Integration, von 

2 Für Belgien gibt es keine Daten aus dem 
Jahr 1999. Dafür wurde Schweden hinzuge-
fügt. 

ist Doktorand der Niederlassung 
ifo Dresden.

Albert Landsberger
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der Polen stark profitiert und die als Grund für die 
hohen Zustimmung der EU-Mitgliedschaft in der pol-
nischen Bevölkerung gesehen werden kann, wurde 
kaum kritisiert (Polak et. al 2023). Die institutionelle 
Kritik der PiS an der EU hat das Vertrauen der Polen 
in die EU offenbar nicht verringert. 

Spanien ist das zweite Land, bei dem das hohe 
Vertrauen in die EU überraschen mag. Spanien wurde 
stark von der Finanzkrise 2008 und der folgenden 
Staatsschuldenkrise getroffen. Auf dem Höhepunkt 
der Krise in Spanien, Anfang 2013, betrug die Arbeits-
losigkeit fast 27 % (Eurostat 2024a). Das BIP pro Kopf 
lag in diesem Jahr etwas mehr als 10 % unter dem 
Vorkrisenniveau von 2007 (Eurostat 2024b). Anders 
als in Griechenland, wo das Vertrauen in die EU nach 
2008 stark gesunken ist, ist es in Spanien konstant 
hoch. Grund hierfür ist zum einen die traditionell 
starke pro-europäische Einstellung der spanischen 
Bevölkerung. Selbst nationalistische und regionale 
Parteien (z. B. die katalanische Unabhängigkeitspartei 
Esquerra Republica de Catalunya) vertreten eine po-
sitive Einstellung zur EU (Llorente und Molina 2023). 
Zum anderen konnte Spanien 2012 »bessere« Kondi-
tionen für die von der EU erhaltenen Kredite zur Ret-
tung der Banken verhandeln. Die geforderten Refor-
men beschränkten sich lediglich auf den Bankensektor 
(Europäische Kommission 2012). Politisch unbeliebte 
Maßnahmen wie eine fiskalische Konsolidierung und 
eine Arbeitsmarktreform hatte die spanische Regie-
rung bereits selbst beschlossen (La Moncloa 2012). 
Somit musste die Troika in Spanien nicht als Vertre-
ter der hart kritisierten Austeritätspolitik auftreten. 

Abbildung 2 zeigt das durchschnittliche Vertrauen 
in die nationalen Regierungen.3 In Spanien ist es nach 
der Krise 2008 deutlich gesunken. Die politischen Kos-
ten der Finanzkrise musste im Fall Spaniens nicht die 
EU, sondern die nationale Politik tragen. Ein weiteres 
Indiz hierfür ist, dass sich das Zweiparteiensystem, 
das seit der Demokratisierung Spaniens 1978 bestand, 
3 Die Daten für das Vertrauen in die nationalen Regierungen sind 
über die zehn Länder hinweg durchgängig nur für die Jahre 2008 und 
2018 verfügbar.

in ein Mehrparteiensystem aufspaltete (Llorente und 
Molina 2023). Die Krise zerstörte den wirtschaftlichen 
Aufschwung, der das Fundament des durch die PP 
(Christdemokraten) und POSE (Sozialdemokraten) do-
minierten Systems bildete (Sola und Rendueles 2018). 
2014 entstand die linkspopulistische Podemos (»Wir 
Können«) aus der Protestbewegung Movimento 15-M 
(Bewegung 15. Mai). Sie zog bei den Wahlen 2015 als 
dritte Kraft (knapp 21 % der Stimmen) zum ersten Mal 
in das spanische Parlament ein. Auch die katalani-
sche Ciudadanos (Bürger) traten 2015 das erste Mal 
zu nationalen Wahlen an und konnten knapp 15 % der 
Stimmen gewinnen. Beide Parteien haben sich seit-
dem neben den ehemaligen Volksparteien etabliert 
(Sola und Rendueles 2018). 

Auch in Griechenland ist das Vertrauen in die 
nationale Regierung gesunken. Anders als in Spanien 
wurde hier als Folge der Finanzkrise dem politischen 
Apparat Vertrauen sowohl auf nationaler als auch 
europäischer Ebene entzogen. Die besondere Härte, 
mit der die Krise Griechenland traf, könnte dafür eine 
Erklärung sein. Von Ende 2011 bis Anfang 2018 lag die 
Arbeitslosigkeit in Griechenland durchgehend über 
20 %. Der Höchststand wurde Anfang 2014 mit fast 
28 % erreicht (Eurostat 2024a). Auch das BIP pro Kopf 
brach massiv ein. Den Tiefpunkt erreichte es 2013, als 
es um mehr als ein Viertel im Vergleich zum Vorkri-
senniveau 2007 gesunken war. 

Der Aufstieg der Syriza, einem Bündnis von links- 
populistischen bis linkradikalen Parteien, und der Fall 
der sozialdemokratischen Volkspartei PASOK verdeut-
lichen diesen Vertrauensverlust. Die Stimmenanteile 
der PASOK brachen von 43,9 % und damit der abso-
luten Mehrheit 2009 auf 4,7 % im Januar 2015 dra-
matisch ein. Sie bildete 2010 allein die Regierung, als 
Griechenland das erste Mal gezwungen war, einen Kre-
dit bei der EU aufzunehmen. Die Kreditwürdigkeit des 
Landes wurde durch die Ratingagenturen massiv abge-
wertet. Das war der Moment, als die Krise der breiten 
Öffentlichkeit bewusst wurde. Bei den Parlaments-
wahlen 2012 wurde die PASOK mit einem Verlust von 
30 Prozentpunkten abgestraft. Die Wahlen 2012 waren 
zugleich der Anfang des Aufstiegs der Syriza (17 % der 
Stimmen). Auf der nationalen Ebene wurde die Partei, 
die 2009 gerade einmal 4,6 % der Stimmen bekommen 
hatte, im Januar 2015 mit 36,3 % stärkste Kraft. Sie 
brach das bis dahin herrschende Zweiparteiensystem 
von PASOK und der liberal-konservativen Nea Dimo-
kratia auf. Inhaltlich fußten die Erfolge der Syriza auf 
starker Opposition zu der durch die Troika auferlegte 
Austeritätspolitik, der Ablehnung der europäischen 
Union in ihrer damaligen Form und der Architektur 
des Euro. Ein EU-kritisches Wahlprogramm verhalf der 
kleinen Partei am linken Rand zum Wahlsieg. 

Neben Griechenland ist Italien das einzige hier 
dargestellte Land, in dem das Vertrauen in die EU 
deutlich zurückgegangen ist. Das Vertrauen der Ita-
lienerinnen und Italiener in die EU war 2008 noch 
überdurchschnittlich hoch. Italien wurde, wenn auch 
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ᵃ Die Jahreszahlen der Legende weisen auf das »Wellenjahr« hin. Die exakten Zeitpunkte der Befragung in den 
Ländern sind folgende: Tschechien (1999, 2008, 2017), Polen (1999, 2008, 2017), Frankreich (1999, 2008, 2018), 
Deutschland (1999, 2008, 2017), Griechenland (1999, 2008, 2017), Italien (1999, 2009, 2018), Niederlande (1999, 2008, 
2017), Spanien (1999, 2008, 2017), Schweden (1999, 2009, 2017), Rumänien (1999, 2008, 2018).
Die Grafik zeigt die durchschnittliche Antwort der Befragten auf folgende Frage im Hinblick auf die EU: »Schauen Sie 
bitte auf die Liste und sagen Sie mir, ob Sie sehr viel (3), ziemlich viel (2), wenig (1) oder überhaupt kein Vertrauen (0) 
in die jeweils genannten Institutionen haben.«
Quelle: World Value Survey; European Value Survey.

Durchschnittliches Vertrauen in die EUᵃ 

© ifo Institut

Abb. 1
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weniger stark als Griechenland und Spanien, von der 
Finanzkrise getroffen. Zudem ist die Verteilung der Ge-
flüchteten innerhalb Europas ein anhaltendes Thema 
in Italien. Anders als in Griechenland und Spanien ist 
das Vertrauen in die nationale Regierung in Italien 
konstant. Ebenfalls unterscheidet sich die nationale 
Politik Italiens durch seine Instabilität im Vergleich 
zu Griechenland und Spanien. Volksparteien gibt es 
bereits seit Anfang der 1990er nicht mehr. Seitdem 
wurde die nationale Politik durch eine Vielzahl an Par-
teien und wechselnde Bündnisse bestimmt (Radaelli 
und Franchino 2004). Der Aufstieg des MoVimento  
5 Stelle (Fünf-Sterne-Bewegung) (M5S) war somit 
kein neues Phänomen in der italienischen Politik. 
Die 2009 gegründete Bewegung, die oft als popu-
listisch beschrieben wird, vertrat auch EU-kritische 
Positionen. 2013, in der ersten Wahl nach Ausbruch 
der Krise, wurde das M5S mit einem Viertel der Stim-
men stärkste Kraft. Sinnbildlich für die EU-kritische 
Haltung der Partei war 2014 der Beitritt in eine ge-
meinsame Gruppe im Europäischen Parlament mit 
der UK Independence Party (UKIP), aus der sie 2017 
jedoch wieder austrat (BBC 2017). Zwar veränderte der 
Aufstieg des MoVimento 5 Stelle die Dynamik der ita-
lienischen Politik (Mosca und Tronconi 2020), jedoch 
wurden die bereits etablierten Parteien weniger stark 
abgestraft als in Griechenland. Bei den Wahlen 2018 
wurde die Bewegung erneut stärkste Kraft und konnte 
ihren Stimmenanteil auf 36 % ausbauen. In diesem 
Jahr erzielte zudem die europakritische und rechte 
Lega Nord mit 17 % ihr bislang stärkstes Ergebnis. Eine 
Mehrheit der Italienerinnen und Italiener hatte also ei-
ner explizit EU-kritischen Partei ihre Stimme gegeben. 

Ein Vergleich von Abbildungen 1 und 2 macht 
deutlich, dass in fast allen Ländern das Vertrauen in 
die EU größer ist als in die nationalen Regierungen. 
Das gilt auch für die von den Krisen stark betroffenen 
Ländern. Von einer absoluten Vertrauenskrise kann 
aktuell keine Rede sein. Dennoch stellt das fallende 
Vertrauen in die EU in Griechenland und Italien ein 
Problem dar. Eine Dominanz EU-kritischer Regierun-
gen könnte den ohnehin ins Stocken geratene Pro-
zess europäischer Integration gänzlich zum Erliegen 
bringen. Die Fälle Ungarn und Polen haben bereits 
gezeigt, dass die EU schwer mit ihr gegenüber kritisch 
eingestellten nationalen Regierungen umgehen kann. 

DEMOKRATIE

Die anstehenden Europawahlen sind das demokrati-
sche Fundament der EU. Seit den ersten Wahlen 1979 
ist die Wahlbeteiligung bis 2014 stetig gesunken, von 
damals knapp 62 % auf nur noch 42,6 %. 2019 stieg 
sie wieder leicht auf etwas über 50 % an (EU 2024). 
Zusätzlich weisen einige der EU-kritischen Parteien 
antidemokratische Tendenzen auf. Während der Re-
gierungszeit der PiS wurde gegen Polen 2017 als erstes 
Land in der Geschichte der EU ein Verfahren nach Ar-
tikel 7 zum Schutz der Grundwerte der EU eingeleitet. 

Auslöser waren die bereits erwähnten Reformen des 
Justizsystems, die nach Ansicht der EU-Kommission 
dessen Unabhängigkeit gefährdeten. Aus ähnlichen 
Gründen wurde ein solches Verfahren 2018 auch ge-
gen Ungarn eröffnet. 

Sinkende Wahlbeteiligung und antidemokratische 
Tendenzen könnten als Hinweis für einen Vertrauens-
verlust in die Demokratie gedeutet werden. Abbildung 
3 zeigt, dass dies nicht der Fall ist. Das durchschnitt-
liche Vertrauen in die Demokratie als politisches Sys-
tem generell bleibt konstant hoch. Bis auf Tschechien 
weisen alle Länder am aktuellen Rand einen Höchst-
wert auf. Vergleicht man die Zustimmungswerte zur 
Demokratie mit denen für die EU oder die nationalen 
Regierungen, liegen die Werte hier deutlich höher. Von 
einer Krise der Demokratie kann zumindest bezüglich 
ihres Ansehens in der Bevölkerung nicht die Rede sein. 

Anders als bei der Frage nach dem Vertrauen in 
die EU wird bei der Frage nach dem Vertrauen in die 
Demokratie jedoch nach dem Vertrauen in ein abs-
traktes Konzept gefragt. Die EU ist durch ihre Institu-
tionen, Gesetze, den gemeinsamen Wirtschaftsraum 
und noch einiges mehr definiert. Was die Befragten 
jedoch genau unter Demokratie verstehen, ist nicht 
klar. Viele der EU-kritischen Parteien haben autori-
täre Züge. Die Führungspersonen stilisieren sich oft 
als »starke« Anführer. Marine Le Pen in Frankreich, 
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ᵃ Die Grafik zeigt die durchschnittliche Antwort der Befragten auf folgende Frage im Hinblick auf die nationale 
Regierung: »Schauen Sie bitte auf die Liste und sagen Sie mir, ob Sie sehr viel (3), ziemlich viel (2), wenig (1) oder 
überhaupt kein Vertrauen (0) in die jeweils genannten Institutionen haben.«
Quelle: World Value Survey; European Value Survey.

Durchschnittliches Vertrauen in die nationale Regierungᵃ

© ifo Institut

Abb. 2
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ᵃ Die Grafik zeigt die durchschnittliche Antwort der Befragten auf folgende Frage im Hinblick auf die Demokratie: »Ich 
werde Ihnen nun verschiedene Typen von politischen Systemen beschreiben und fragen, was Sie von jedem einzelnen 
als Regierungsform für unser Land halten. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie eine solche Regierungsform für unser 
Land sehr gut (3), ziemlich gut (2), ziemlich schlecht (1) oder sehr schlecht finden (0).«
Quelle: World Value Survey; European Value Survey.

Durchschnittliche Zustimmung zur Demokratie als Regierungsformᵃ
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Mateo Salvini in Italien, Geert Wilders in den Nieder-
landen oder Jaroslaw Kaczynski in Polen bedienen 
dieses Bild. Denkbar ist, dass sich das Verständnis 
der Bürgerinnen und Bürger weg von der durch die 
EU vertretenen liberalen Demokratie hin zu einer au-
toritäreren Version, gekennzeichnet durch eben diese 
»starken« Anführer, entwickelt hat. Abbildung 4 zeigt, 
ob Bürgerinnen und Bürger einen »starken« Anführer 
für ihr Land als wünschenswert ansehen. Das Bedürf-
nis nach einem solchen Anführer ist in allen Ländern, 
ausgenommen Rumänien, gering. Auch eine klare Ten-
denz – Zu- oder Abnahme über die Zeit und über alle 
Länder hinweg – ist nicht erkennbar. Lediglich Italien 
fällt mit einem klaren Anstieg am aktuellen Rand he-
raus. Das könnte eine Erklärung für die Erfolge der 
Lega Nord oder jüngst der postfaschistischen Fratelli 
d’Italia sein. Doch selbst in Italien ist der absolute 
Wert, und somit der Wunsch nach einem »starken« 
Anführer, niedrig. Der extrem hohe Wert Rumäniens 
könnte in seiner Geschichte, die durch autoritäre Re-
gime geprägt wurde, begründet sein.

FAZIT

Die EU hat seit der Finanzkrise 2008 eine Vielzahl von 
Krisen durchlaufen. Seitdem sind in vielen Ländern 
EU-kritische Parteien entstanden und haben zum 
Teil auch Wahlen gewonnen. Dennoch hat das Ver-
trauen in die EU in den meisten Ländern kaum oder 
gar nicht gelitten. Lediglich Italien und Griechenland 
fallen durch gesunkenes Vertrauen auf. Doch selbst in 
diesen Ländern ist das Vertrauen in die EU höher als 

das in die nationalen Regierungen. Die unterschied-
lichen Entwicklungen des Vertrauens können mit den 
national verschiedenen Auswirkungen der Krisen zu-
sammenhängen. Insgesamt scheinen die Bürgerinnen 
und Bürger somit der EU noch immer zu vertrauen. 
Auch die Demokratie, die oft von eben jenen EU-kriti-
schen Parteien angegriffen wird, genießt durchgehend 
hohes Vertrauen und der Wunsch nach »starken« An-
führern ist gering. 
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ᵃ Die Grafik zeigt die durchschnittliche Antwort der Befragten auf folgende Frage im Hinblick auf einen »starken« 
Anführer: »Ich werde Ihnen nun verschiedene Typen von politischen Systemen beschreiben und fragen, was Sie von 
jedem einzelnen als Regierungsform für unser Land halten. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie eine solche Regie-
rungsform für unser Land sehr gut (3), ziemlich gut (2), ziemlich schlecht (1) oder sehr schlecht finden (0).«
Quelle: World Value Survey; European Value Survey.

Durchschnittliche Zustimmung zu einem »starken« Anführer für das Landᵃ 
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Der Beitrag stellt die Ergebnisse eines incentivierten Um-
frageexperiments, das in neun EU-Mitgliedstaaten durch-
geführt wurde, vor. Es wird aufgezeigt, wie das Priming 
gemeinsamer wirtschaftlicher Interessen, einer geteilten 
Identität und der Corona-Pandemie die Ausprägung von Al-
truismus, Reziprozität und Vertrauen bei den Befragten be-
einflusst. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass sowohl eine 
gemeinsame Identität als auch eine gemeinsame Krise eine 
verbindende Wirkung unter den EU-Bürgerinnen und Bür-
gern haben können, während das Betonen gemeinsamer 
wirtschaftlicher Interessen (allein) den europäischen Zu-
sammenhalt in unserem Experiment nicht beeinflusst hat.

IN KÜRZE

Mathias Dolls und Lisa Windsteiger

Wie kann der soziale Zusammenhalt  
in Europa gestärkt werden? 
Ergebnisse aus einem Umfrageexperiment in  
neun EU-Mitgliedstaaten*

Welche Faktoren fördern den sozialen Zusammenhalt 
unter den europäischen Bürgerinnen und Bürgern? 
Führen die aus der ökonomischen Integration resultie-
renden Wohlstandsgewinne die Mitgliedstaaten enger 
zusammen, so dass sich die ökonomische Integration 
mit der Zeit auch auf andere Bereiche ausdehnt? Oder 
sollten Politikerinnen und Politiker vehementer für die 
gemeinsamen europäischen Werte eintreten und die 
verbindende europäische Identität stärker betonen, 
um ein Auseinanderbrechen der Europäischen Union 
zu verhindern? Diese Fragen sind seit langem Gegen-
stand einer lebhaften und noch immer ungelösten 
Debatte in Politik und Wissenschaft gleichermaßen.1 

Um diesen Fragen nachzugehen, haben wir ein 
randomisiertes Umfrageexperiment in neun EU-Mit-
gliedstaaten durchgeführt. Ziel des Experiments ist es, 
herauszufinden, wie sich das Hervorheben (Priming) 
der Bedeutung des europäischen Binnenmarkts und 
der gemeinsamen europäischen Werte auf den sozi-
alen Zusammenhalt auswirken. Zusätzlich enthielt 
unser Experiment ein weiteres Treatment, in dem wir 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer unserer Umfrage 
mit den gesundheitlichen Kosten der Corona-Pande-
mie konfrontiert haben.2

Um die Wirkung unserer Treatments auf den sozi-
alen Zusammenhalt zu messen, haben die Befragten 
im Anschluss an die Treatments das Vertrauens- und 
Diktatorspiel gespielt. Diese Spiele haben wir finan-
ziell incentiviert, d. h., die Befragten konnten eine 
zusätzliche Vergütung erhalten, die von ihren eige-
nen Entscheidungen in den beiden Spielen und de-
nen der Mitspielerinnen und Mitspieler abhing. Die 
Entscheidungen in den beiden Spielen geben uns 
Hinweise darauf, wie unsere Treatments auf Altruis-
mus, Reziprozität und Vertrauen – unsere drei Indi-
katoren für den sozialen Zusammenhalt – gegenüber 
Landsleuten, anderen EU-Bürgerinnen und -Bürgern 
und Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürgern wirken. 
Unser Umfrageexperiment wurde im August 2020, 

1 Siehe zum Beispiel die Überblicksartikel von Eichengreen (2006) 
und Spolaore (2013).
2 Andere Arbeiten verwenden ähnliche Priming-Techniken, um ver-
schiedene Aspekte der Corona-Pandemie zu untersuchen. Siehe z. B. 
Daniele et al. (2024) und Bartoš et al. (2021). Alesina et al. (2023) ver-
wenden Priming, um die Auswirkungen der Einwanderung auf die 
Nachfrage nach Umverteilung zu untersuchen.

also nach der ersten Welle der Corona-Pandemie, in 
Deutschland, Frankreich, Griechen-
land, Italien, Niederlande, Polen, 
Schweden, Spanien und Ungarn 
durchgeführt.3 

Die Hauptergebnisse unse-
rer Studie lassen sich wie folgt 
zusammenfassen. Unser Treat-
ment zu den gemeinsamen europä-
ischen Werten hat einen positiven, 
signifikanten Effekt auf Altruismus 
und Reziprozität sowohl gegenüber 
Landsleuten als auch gegenüber 
Bürgerinnen und Bürgern ande-
rer EU-Staaten, relativ zu einer 
Kontrollgruppe. Dagegen finden 
wir keine signifikanten Effekte 
des Treatments, das die Be-
deutung des EU-Binnenmarkts 
3 Unsere Befragung wurde auch in zwei 
Nicht-EU-Ländern (Türkei und Serbien) 
durchgeführt. Die Befragten in den beiden 
Nicht-EU-Ländern nahmen an den Spielen 
teil, so dass die Befragten in den EU-Mit-
gliedstaaten Mitspielerinnen und Mitspieler 
in Nicht-EU-Staaten hatten und es keine 
Täuschung gab. Die Befragten in den beiden 
Nicht-EU-Ländern erhielten unterschiedli-
che Treatments und Ergebnisfragen, deren 
Analyse nicht Teil unserer Studie ist.
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hervorhebt. Wie das Treatment zu den gemeinsamen 
europäischen Werten stärkt auch das Treatment zur 
Corona-Pandemie altruistisches Verhalten gegenüber 
Landsleuten und Bürgerinnen und Bürgern anderer 
EU-Staaten (sowie reziprokes Verhalten gegenüber 
Landsleuten). Keines unserer Treatments hat einen 
Effekt auf das Vertrauen gegenüber den Mitspielerin-
nen und Mitspielern, unabhängig von ihrer Herkunft.

ERHEBUNGSDESIGN 

Unsere Stichproben in den neun EU-Mitgliedstaaten 
sind repräsentativ in Bezug auf die Merkmale Alter, 
Geschlecht und Region und weisen eine gute Streuung 
über verschiedene Einkommensklassen hinweg auf. 
Der ursprüngliche Fragebogen wurde in englischer 
Sprache verfasst und anschließend von professio-
nellen Übersetzern in die jeweiligen Landessprachen 
übersetzt. Alle Befragten in unserer Stichprobe er-
hielten eine Grundvergütung von etwa 2 Euro (in ihrer 
jeweiligen Landeswährung) sowie eine zusätzliche 
Vergütung, die von ihren Entscheidungen im Vertrau-
ens- und Diktatorspiel (sowie den Entscheidungen 
ihrer Mitspielerinnen und Mitspieler) abhing. Unsere 
Umfrage bestand aus vier Blöcken: (i) anfängliche 
Screening-Fragen zu soziodemografischen Merkmalen, 
(ii) zufällige Aufteilung der Befragten in vier Gruppen 
(drei Treatmentgruppen und eine Kontrollgruppe) und 
Treatment, (iii) Vertrauens- und Diktatorspiel und (iv) 
weitere Fragen, die für die Heterogenitätsanalyse ver-
wendet wurden, z. B. inwiefern sich die Befragten als 
EU-Bürgerinnen und -Bürger fühlen und ob ihr Haus-
halt wirtschaftlich negativ von der Corona-Pandemie 
betroffen war.4 Unsere Stichprobe umfasst insgesamt 
25 720 Befragte (etwa 2 800 bis 3 100 Befragte pro 
EU-Land) im Alter von 18 bis 70 Jahren.

TREATMENTS UND EXPERIMENTELLES DESIGN 

In jedem teilnehmenden EU-Mitgliedsstaat wurden die 
Befragten zufällig in eine der folgenden vier Gruppen 
eingeteilt:

 ‒ Covid-19 (Treatmentgruppe T1): Nach einem 
einleitenden Satz zur Coronapandemie wurden 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach ihrer 
Schätzung der bestätigten Covid-19-Todesfälle 
(pro Kopf) bis zum 1. Juli 2020 in ihrem Land re-
lativ zur EU gefragt (höher, niedriger etwa gleich 
hoch).

 ‒ EU-Handel (Treatmentgruppe T2): Die Befragten 
wurden darüber informiert, dass die Warenex-
porte innerhalb der EU in den letzten Jahrzehn-
ten erheblich zugenommen haben, da sich die 
wirtschaftliche Integration im EU-Binnenmarkt 
intensiviert hat. Anschließend wurden sie gefragt, 

4 Unser Umfrageexperiment wurde vom Ethikbüro des King‘s Col-
lege London genehmigt und ist im AER-RCT-Registry, Trial No. AEAR-
CTR-0006164, registriert.

welcher Anteil der Warenexporte ihres Landes 
ihrer Meinung nach 2019 in andere EU-Länder 
gegangen ist. 

 ‒ Gemeinsame europäische Werte (Treatment-
gruppe T3): Den Befragten wurde zunächst mit-
geteilt, dass die europäischen Bürgerinnen und 
Bürger laut einer kürzlich durchgeführten Euroba-
rometer-Umfrage die folgenden Werte als grund-
legend und in hohem Maße repräsentativ für das 
europäische Projekt betrachten: Frieden, Demo-
kratie, Schutz der Menschenrechte und Gleichheit. 
Danach wurden sie gefragt, welcher Anteil der 
Befragten in allen EU-Ländern ihrer Meinung nach 
mindestens einen dieser Werte als grundlegend 
und in hohem Maße repräsentativ für das euro-
päische Projekt bezeichnet hat.

 ‒ Kontrollgruppe: Die Befragten in der Kontroll-
gruppe wurden nach einem Aspekt gefragt, der 
nicht im Zusammenhang mit unserem Experiment 
steht. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wur-
den nach ihrer Schätzung der Bevölkerungsdichte 
in ihrem Land im Jahr 2019 gefragt.

Nach Beantwortung der jeweiligen Frage wurde den 
Befragten die richtige Antwort mitgeteilt. Insbeson-
dere erhielten die Befragten in den drei Treatment-
gruppen Informationen über die Covid-19-Todesrate 
pro Kopf in ihrem Land und in der EU (T1), den Ex-
portanteil am EU-Handel in ihrem Land (T2) und den 
Anteil der Eurobarometer-Befragten in allen EU-Län-
dern, der mindestens einen der genannten Werte als 
fundamental für das europäische Projekt betrachtet 
(T3). Unsere Treatments beinhalten sowohl einen Pri-
ming- als auch einen Informationseffekt (Cohn und 
Maréchal 2016; Haaland et al. 2023). Unser experi-
mentelles Design erlaubt es uns jedoch nicht, diese 
beiden Effekte voneinander zu trennen. 

VERTRAUENS- UND DIKTATORSPIEL

Nachdem die Befragten die oben beschriebenen In-
formations-Treatments erhalten hatten, wurde die 
Umfrage mit dem Vertrauens- und dem Diktatorspiel 
fortgesetzt. Die beiden Spiele wurden in zufälliger 
Reihenfolge gespielt. Jedes Spiel wurde zwischen je 
zwei Befragten (Person A und Person B) gespielt, und 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wurden darüber 
informiert, dass sie für die Bestimmung des auszah-
lungsrelevanten Spiels zufällig mit einer anderen teil-
nehmenden Person gematcht würden, die entweder 
aus ihrem eigenen Land, einem anderen EU-Mitglied-
staat oder aus einem Nicht-EU-Land stammen konnte. 
Alle Entscheidungen mussten sowohl als Person A als 
auch als Person B sowie für jedes der drei möglichen 
Matches getroffen werden. Den Befragten wurde au-
ßerdem mitgeteilt, dass sie – abhängig von ihren eige-
nen Entscheidungen und jenen ihrer Mitspielerinnen 
und Mitspieler – eine zusätzliche Vergütung erhalten 
konnten, die sich nach den erzielten Punkten in dem 
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zufällig ausgewählten Spiel richtete.5 
In beiden Spielen trafen die Befragten Entschei-

dungen, die über die Verteilung der Punkte zwischen 
ihnen und der jeweils anderen Person entschieden. 
Im Vertrauensspiel musste sich Person A zwischen 
zwei Optionen entscheiden: 

 ‒ Option A1: Wenn Person A diese Option wählte, 
erhielten Person A und B jeweils 50 Punkte. 

 ‒ Option A2: Bei dieser Option wurde die Entschei-
dung an Person B übertragen, die 200 Punkte er-
hielt und entscheiden konnte, wie viele Punkte sie 
für sich behalten und wie viele Punkte sie Person 
A zuteilen wollte. Person B musste mindestens 50 
Punkte für sich behalten, so dass jede beliebige 
Zahl zwischen 0 und 150 Punkten an Person A 
vergeben werden konnte. Durch die Wahl dieser 
Option konnte Person A ihre Auszahlung erhöhen, 
wenn sie darauf vertraute, dass Person B mehr 
als 50 Punkte zurückgeben würde.

Alle Befragten mussten auch als Person B im Ver-
trauensspiel eine Auswahl treffen. Im Diktatorspiel 
erhielt Person A 200 Punkte und entschied, wie viel 
sie für sich behalten und wie viel sie Person B zuwei-
sen wollte. 
Unsere Ergebnisvariablen sind wie folgt definiert: 

 ‒ Vertrauen: Unsere Ergebnisvariable für interper-
sonelles Vertrauen nimmt den Wert 1 an, wenn 
Person A im Vertrauensspiel die Option A2 ge-
wählt hat, und den Wert 0, wenn Option A1 ge-
wählt wurde. 

 ‒ Reziprozität: Unsere Ergebnisvariable für Rezi-
prozität misst die Zuweisung, die als Person B im 
Vertrauensspiel getroffen wurde (zwischen 0 und  
150 Punkte). 

 ‒ Altruismus: Unsere Ergebnisvariable für Altru-
ismus misst die Zuweisung, die als Person A im 
Diktatorspiel getroffen wurde (zwischen 0 und 
200 Punkte).

EMPIRISCHES MODELL

Wir schätzen das folgende Modell:

𝑌𝑌𝑌𝑌𝑖𝑖𝑖𝑖 = 𝛽𝛽𝛽𝛽𝛽𝛽𝛽𝛽𝑖𝑖𝑖𝑖 + 𝛾𝛾𝛾𝛾𝛾𝛾𝛾𝛾𝑖𝑖𝑖𝑖 + 𝜇𝜇𝜇𝜇𝜇𝜇𝜇𝜇 + 𝜍𝜍𝜍𝜍𝜍𝜍𝜍𝜍 + 𝜀𝜀𝜀𝜀𝑖𝑖𝑖𝑖  

Yi misst die von den Befragten im Vertrauens- und 
Diktatorspiel vorgenommenen Zuweisungen. Ti ist die 
Treatment-Dummy-Variable. Da diese randomisiert 

5 Nachdem die Umfrage in allen Ländern abgeschlossen war, wur-
den die Teilnehmerinnen und Teilnehmer zufällig in Paare eingeteilt 
und es wurde nach dem Zufallsprinzip entschieden, wer von ihnen 
Person A und wer Person B ist und welches der beiden Spiele aus-
zahlungsrelevant ist. Die Befragten wurden in ihrer Landeswährung 
bezahlt und kannten die Konversionsrate zwischen den im ausge-
wählten Spiel verdienten Punkten und ihrer Landeswährung, bevor 
sie ihre Entscheidungen trafen. In den Ländern des Euroraums  
wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer beispielsweise darü-
ber informiert, dass 100 Punkte einem Euro entsprechen. Die durch-
schnittliche Auszahlung in unserer Stichprobe beläuft sich auf  
0,85 Euro.

und somit unabhängig von anderen relevanten Variab-
len ist, können die Treatment-Effekte kausal interpre-
tiert werden. Xi ist ein Vektor von Kontrollvariablen. 
Unsere Schätzgleichung berücksichtigt außerdem fixe 
Ländereffekte μc sowie fixe Zeiteffekte ςt.

ERGEBNISSE

Wir finden einen positiven Effekt unseres Treatments 
zur Bedeutung der gemeinsamen europäischen Werte 
(T3) auf altruistisches und reziprokes Verhalten ge-
genüber eigenen Landsleuten und EU-Mitbürgerinnen 
und -Mitbürgern (vgl. Abb. 1). Eine ähnliche Wirkung 
entfaltet unser Treatment zur Corona-Pandemie (T1). 
Das Treatment, das die Verflechtungen im EU-Binnen-
markt durch Warenhandel (T2) hervorhebt, beeinflusst 
die Entscheidungen im Vertrauens- und Diktatorspiel 
nicht. Keines unserer Treatments hat einen Effekt auf 
interpersonelles Vertrauen. 

Darüber hinaus zeigt unsere Heterogenitätsana-
lyse, dass das Priming gemeinsamer europäischer 
Werte altruistisches Verhalten gegenüber Mitbürge-
rinnen und Mitbürgern aus anderen EU-Mitgliedstaa-
ten insbesondere bei jenen Befragten erhöht, die in 
Ländern leben, in denen sich die Bevölkerung in ho-
hem Maße der EU zugehörig fühlt. In ähnlicher Weise 
hat unser Treatment zur Corona-Pandemie einen po-
sitiven Effekt auf altruistisches Verhalten gegenüber 
EU-Mitbürgerinnen und -Mitbürgern insbesondere 
bei jenen Teilnehmerinnen und Teilnehmern, die in 
Ländern mit einer überdurchschnittlich hohen Anzahl 
an Corona-Todesfällen im Verlauf der 1. Coronawelle 
leben und die in unserer Umfrage angegeben haben, 
wirtschaftlich negativ von der Corona-Pandemie be-
troffen gewesen zu sein. Beide Treatments (T1 und T3) 
verstärken den positiven Effekt auf altruistisches Ver-
halten gegenüber EU-Mitbürgerinnen und -Mitbürgern, 
wenn die Befragten angeben, sich als EU-Bürgerinnen 
und -Bürger zu fühlen.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Unsere Ergebnisse zeigen, dass das Hervorheben ge-
meinsamer europäischer Werte den innereuropäischen 
Zusammenhalt stärken kann. Interessanterweise sind 
die Effekte in unserem Experiment sehr ähnlich hin-
sichtlich des Verhaltens gegenüber Landsleuten und 
anderen EU-Bürgerinnen und -Bürgern, während keine 
signifikanten Effekte bezüglich des Verhaltens gegen-
über Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürgern zu beobach-
ten sind. Dieses Muster legt den Schluss nahe, dass 
die in unserem Treatment genannten Werte Frieden, 
Demokratie, Schutz der Menschenrechte und Gleich-
heit als europäische Werte und nicht als universell 
wahrgenommen werden. 

Die positiven Effekte unseres Treatments zur Co-
rona-Pandemie insbesondere unter Befragten, die aus 
Ländern mit einer hohen Anzahl an Corona-Todesfäl-
len stammen und die in unserer Befragung angegeben 
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haben, ihr Haushalt sei wirtschaftlich negativ von der 
Pandemie betroffen, deuten darauf hin, dass die bis 
zu unserer Befragung getroffenen Politikmaßnahmen 
auf europäischer Ebene als solidarisch empfunden 

wurden und den europäischen Zusammenhalt gestärkt 
haben könnten. Unser Treatment zum EU-Handel be-
einflusst das Verhalten der Befragten im Experiment 
dagegen nicht. Eine Schlussfolgerung dieses Ergeb-
nisses könnte sein, dass gemeinsame wirtschaftliche 
Interessen allein nicht ausreichen, sozialen Zusam-
menhalt in Europa sicherzustellen. 

Bei der Interpretation des letzten Ergebnisses ist 
jedoch zu beachten, dass andere Treatments, die die 
Bedeutung des EU-Binnenmarkts für den Wohlstand 
in Europa hervorheben, möglicherweise zu anderen 
Ergebnissen führen könnten. Möglicherweise war nicht 
allen Befragten in unserem Experiment die Assoziation 
zwischen wirtschaftlicher Verflechtung durch Handel 
und den gemeinsamen ökonomischen Interessen in 
Europa eindeutig genug. Schließlich bleibt festzuhal-
ten, dass alle drei Treatments Aspekte hervorheben, 
die für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer unseres 
Experiments wahrscheinlich nicht neu sind. Daher 
stellen die hier präsentierten Treatment-Effekte Un-
tergrenzen der wahren Effekte dar. 
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Durchschnittliche Treatment-Effektea

Eigenes Land EU Nicht-EU

a Durchschnittliche Treatment-Effekte (ATE) für Treatments T1: Covid-19, T2: EU-Handel und T3: Gemeinsame euro-
päische Werte. p-Werte sind für multiples Testen adjustiert (siehe Barsbai et al. 2024).
Bereinigter p-Wert: *p < 0,1, **p < 0,05, *** p < 0,01. 
Quelle: Aksoy et al. (2021). © ifo Institut
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Was bringt die Europäische Union (EU) dem Wirtschaftsstand-
ort Deutschland? Dieser Beitrag berechnet anhand unterschied-
licher politischer Szenarien den Vorteil in Form von geringeren 
Strom- und CO2-Preisen einer europäischen Kooperation beim 
Klimaschutz sowie beim Ausbau des internationalen Übertra-
gungsnetzes. Sollte jedes Land in Europa Klimaschutz allein 
betreiben und Netze nach 2035 nicht mehr ausbauen, so be-
läuft sich der deutsche (europäische) Nachteil auf 66 (248) Mrd. 
Euro im Zeitraum 2024 bis 2050. Der Gesamtvorteil von mehr 
Klimaschutz und mehr Netzausbau liegt bei 16 (71) Mrd. Euro.

IN KÜRZE

Mathias Mier

Energie- und Klimapolitik: Effekte  
eines europäischen Ansatzes auf  
Preise, Versorgungssicherheit und 
CO2-Emissionen in Deutschland*

Die Studie untersucht anhand dreier Szenarien, wie 
sich gemeinsame Anstrengungen beim europäi-
schen Klimaschutz und beim Ausbau transnationaler 
Übertragungsnetzleitungen für den internationalen 
Stromhandel auf Strompreise, Subventionsvolumen 
und CO2-Preise auswirken.1 2050 neutral reguliert den  
Europäischen Emissionshandel (EU-ETS) so, dass alle 
im EU-ETS regulierte Sektoren (Stromerzeugung, 
große Teile der industriellen Fertigung, innereuropä-
ischer Flugverkehr, Teile des Schiffsverkehrs) im Jahr 
2050 klimaneutral sind. Schnelle Dekarbonisierung 
(bzw. Schnell) hingegen2 auktioniert bereits 2039 die 
letzten Zertifikate und kompensiert mit dem EU-ETS 
im Jahr 2050 sogar noch zusätzliche CO2-Emissionen 
in Höhe von 90 Mt von Sektoren außerhalb des EU-
ETS, die beispielsweise im Verkehr oder beim Heizen 
anfallen. Bruch ist das nationale Gegenstück zu 2050 
neutral. Hier wird der EU-ETS ab 2031 durch nationale 
Emissionshandelssysteme ersetzt. Die aufsummier-
ten CO2-Emissionen bis 2050 bleiben unverändert. Im 
Bruch-Szenario wird zudem der internationale Netz-
ausbau nach 2035 nicht weiter verstärkt, wohinge-
gen in den beiden anderen Szenarien durch die gute 
europäische Zusammenarbeit noch signifikante Men-

1 Methodik: Die Fragestellung wurde mit dem EUREGEN-Modell be-
antwortet (Weissbart und Blanford 2019; Mier und Azarova 2024; 
Mier et al. 2024), dessen bestehende Kalibrierung (Siala et al. 2022; 
Mier et al. 2023; Mier 2023) speziell auf die untersuchten Fragestel-
lungen hin angepasst wurde. EUREGEN ist ein partielles Gleichge-
wichtsmodell des europäischen Strommarkts. Es optimiert einerseits 
die langfristige Kapazitätsplanung – dies umfasst u. a. Investitionen 
in Kraftwerke, Windturbinen, Photovoltaik, Übertragungsnetze und 
Speicher – im europäischen Strommarkt, ist aber andererseits auch 
für die kurzfristige Einsatzplanung geeignet. Räumlich umfasst EU-
REGEN die EU-27 ohne die Inselstaaten Malta und Zypern, aber mit 
Norwegen, der Schweiz und dem Vereinigten Königreich. Die ver-
wendete Spezifikation optimiert die Jahre 2022 bis 2030 sowie ab 
2030 in Fünfjahreschritten bis 2050.
2 Die Studie bezieht sich auf den klassischen, heute als EU-ETS 1 
bezeichneten Emissionshandel und ignoriert mögliche Zusammen-
führungen bzw. Ausgestaltungen des EU-ETS 2.

gen an internationalen Übertragungsnetzleitungen 
gebaut werden können.

Der potenzielle Vorteil der EU entsteht also aus 
dem gemeinsamen Klimaschutz und einem gemeinsa-
men, verstärkten, koordinierten Netzausbau in Europa. 
Der monetäre Vorteil lässt sich aus dem Vergleich von  
2050 neutral und dem Bruch-Szenario berechnen. Da-
rüber hinaus könnte die EU sogar mehr Klimaschutz 
und noch mehr Netzausbau ermöglichen; der mo-
netäre Vorteil ergibt sich dann aus dem Vergleich 
von Schnelle Dekarbonisierung und 2050 neutral. Der 
Vorteil des gemeinsamen oder verstärkten Klima- 
schutzes und Netzausbaus besteht zuallererst im 
Strompreis. Sinkende Strompreise sind hierbei ein Vor-
teil, steigende ein Nachteil. Allerdings 
werden nicht nur Strompreise 
betrachtet, um den monetären 
Vorteil zu bestimmen, sondern 
auch Subventionsvolumen be-
rücksichtigt, da überlappende 
Förderpolitiken für erneuerbare 
Energien (Erzeugungs- und Zubau-
ziele) und Atomkraft (staatlich sub-
ventionierter Bau) im europäischen 
Strom- und Energiesektor relevant 
sind. Es muss aber auch auf die an-

* Dieser Artikel folgt aus einer Studie, die im Auftrag der IHK für 
München und Oberbayern erstellt wurde. Der Autor dankt der IHK für 
München und Oberbayern für die finanzielle Unterstützung. Der Au-
tor dankt darüber hinaus Theresa Lange und Matthias Conzelmann 
für ihre Unterstützung. 
Daten und Code-Verfügbarkeit. Die Codes vom EUREGEN-Modell mit-
samt Ex-post-Berechnungsroutinen und Visualisierungen sind unter 
https://zenodo.org/records/10928291 erhältlich. Die Datenbanken 
können unter https://zenodo.org/records/10927267 heruntergela-
den werden. Die gesamte Studie ist unter https://papers.ssrn.com/
sol3/papers.cfm?abstract_id=4802185 verfügbar.

ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am ifo Zentrum für Energie, 
Klima und Ressourcen.
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deren im EU-ETS regulierten Sektoren geschaut wer-
den. Steigt der CO2-Preis durch mehr Klimaschutz, 
dann erhöht dies auch die direkten CO2-Kosten der 
restlichen EU-ETS-Sektoren.3

SZENARIEN

Die Studie betrachtet drei Szenarien, welche sich be-
züglich des EU-ETS sowie des möglichen Netzausbaus 
unterscheiden, wobei der mögliche Netzausbau mit 
der Intensität der europäischen Klimaschutzanstren-
gungen korreliert.

Schnelle Dekarbonisierung: Der EU-ETS behält 
den linearen Reduktionsfaktor von 90 Mio. Zerti-
fikaten über 2030 bei und auktioniert somit 2039 
die letzten Zertifikate (43,07 Mio.). Ab 2040 wer-
den keine Zertifikate mehr auktioniert oder aus-
gegeben. Ungenutzte Zertifikate können noch bis  
Ende 2045 genutzt werden. Hohe politische Kollabo-
ration ermöglicht eine Verdreifachung der interna-

3 Der steigende CO2-Preis ist im Strompreis bereits enthalten und 
muss daher nicht noch gesondert einbezogen werden.

tionalen Übertragungsnetzkapazität zwischen 2035 
und 2050.

2050 neutral: Der EU-ETS verändert 2031 den line-
aren Reduktionsfaktor auf 53,32 Mio. und auktioniert 
2045 die letzten 53,32 Mio. Zertifikate. Ungenutzte Zer-
tifikate können noch bis Ende 2045 genutzt werden. 
So ist die Periode 2046 bis 2050 im EU-ETS komplett 
CO2-neutral. Diese Wahl ist notwendig, weil das be-
nutzte Modell ab 2030 in Fünfjahresschritten optimiert 
und nur so die CO2-Neutralität bis 2050 sichergestellt 
werden kann. Mittelstarke politische Zusammenarbeit 
ermöglicht eine Verdopplung der internationalen Über-
tragungsnetzkapazität zwischen 2035 und 2050.

Bruch: Die politischen Verwerfungen in der EU 
führen zu einem Zusammenbruch des EU-ETS. Ab 2031 
gibt es keine EU-ETS-Zertifikate mehr. Stattdessen 
zielt jedes EU-Land selbst auf Klimaneutralität im 
Durchschnitt der Jahre 2046 bis 2050 (in den vormals 
EU-ETS regulierten Sektoren). Ungenutzte Zertifikate 
werden entsprechend der Ländergröße verteilt und 
können im nationalen Emissionshandel weiterver-
wendet werden. Geringe politische Zusammenarbeit 
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ᵃ Für die Jahre ab 2025 werden drei Szenarien dargestellt. Sie werden immer für ein Jahr gruppiert auf der oberen Achse benannt. In den Kalibrierungsjahren 2022 und 
2023 existiert noch kein Unterschied zwischen den Szenarien. 2024, 2026, 2028 und 2029 werden im Sinne der Darstellbarkeit nicht gezeigt. 
ᵇ Die gestapelten Balken beziehen sich auf die jährliche Erzeugung je Technologie und sind auf der linken Achse abgetragen. 
ᶜ Zusätzlich werden die CO₂-Emissionen der Stromerzeugung (graue Rauten), Exporte (blaue Kreise), Importe (blaue Rauten) und die gespeicherte Energie (violette Kreise) 
gezeigt und sind an der rechten Achse abgetragen. 
Abkürzungen: CCS (CO₂-Abscheidung und -Speicherung), DT (Dampfturbine), GT (Gasturbine), GuD (Gas- und Dampfturbine).
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

Erzeugungsmix, CO₂-Emissionen, gespeicherte Elektrizität und Exportvolumenᵃ

© ifo Institut
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ermöglicht keine Ausweitung der internationalen 
Übertragungsnetzkapazität zwischen 2035 und 2050.

Gemeinsame Merkmale aller Szenarien sind:  
(i) Die Preise für Erdgas, Steinkohle und Erdöl ver-
bleiben 50 % über dem historischen Durchschnitt ab 
2030. (ii) Biomassepreise verdoppeln sich von der-
zeit 35 auf 70 Euro/MWh bis 2050. (iii) Ausbauziele für 
erneuerbare Energien werden entsprechend natio-
naler Pläne implementiert. (iv) Atomkraftwerke wer-
den entsprechend nationalen Ankündigungen gebaut.  
(v) Frankreich behält seinen Atomstromanteil bei, 
d. h. ab 2035 soll dieser immer mindestens 70 % der 
Nachfragemenge betragen. (vi) Windausbaupoten-
zial bleibt, entsprechend existierender Abstandsre-
geln und Flächenregulierung, bestehen, allerdings  
existiert die Möglichkeit, höhere Windkraftanlagen 
zu bauen.

ERGEBNISSE

Erzeugungsmix 

In Deutschland werden Braun- und Steinkohle 
bis 2030 noch intensiv genutzt (vgl. Abb. 1).4

In den kommenden Jahren wird zunehmend mehr 
Windstrom ins System integriert. Gleichzeitig fällt 
der Marktwert von Photovoltaik-Strom stark (teil-
weise unter 15 Euro/MWh), weil die sommerlichen 
Sonnenspitzen zur Mittagszeit durch Nachfrage 
oder Speicher nicht verarbeitet werden können. 
Der recht hohe Anteil von Stein- und Braunkohle 
sowie die wachsende Windstromerzeugung geht 
vorerst zu signifikanten Lasten von erdgasbe-
feuerten Kraftwerken. Dabei spielt auch der im-
mer noch über dem historischen Durchschnitt  
liegende Erdgaspreis eine zentrale Rolle. Deutsch-
land bleibt bis 2030 Nettoexporteur von Strom. Teil-
weise werden bis zu 40 % mehr Strom exportiert als  
importiert. Gerade die Förderung von erneuerbaren 
Energien führt zu einem erhöhten Angebot an Strom 
in gewissen Jahresstunden. Dieser Strom fließt dann 
in das Ausland ab, weil das Speichervolumen insge-
samt gering bleibt. Ab 2035 wird Deutschland Net-
toimporteur und erste beobachtbare Unterschiede 
zwischen den Szenarien fangen an. Die Schnelle De-
karbonisierung zeigt dann erste Wirkungen und be-
nutzt beträchtliche Mengen an Gas-CCS.5 Die ande-
ren beiden Szenarien ziehen erst fünf Jahre später 
nach. Langfristig hat die Schnelle Dekarbonisierung 
allerdings die geringste Gas-CCS-Erzeugung und das 
Bruch-Szenario die höchste, weil dort am wenigstens 
Biomasse-CCS eingesetzt wird. Biomasse-CCS spielt 
in den beiden EU-ETS-Szenarien eine übergeordnet 
4 Danach dienen ihre Kapazitäten nur noch der Notfallreserve, um 
die deutsche Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Gleiches gilt 
übrigens für beträchtliche Teile von erdgasbefeuerten Kraftwerken 
(insbesondere Gas-GuD). Diese tragen zwar bis 2027 nur wenig zur 
Stromerzeugung bei, stellen allerdings die Versorgungssicherheit 
Deutschlands sicher.
5 Als CCS (Carbon Capture and Storage) wird die Abscheidung und 
Speicherung von Kohlendioxid im Untergrund bezeichnet.

wichtige Rolle und macht ca. 30 % der deutschen  
Erzeugung im Jahr 2050 aus. Damit produziert 
Deutschland 60 bis 75 % (je nach Szenario) der ne-
gativen CO2-Emissionen im EU-ETS, d. h., Deutschland 
kompensiert für andere Länder und profitiert gleich-
zeitig dabei. Das Bruch-Szenario hingegen benötigt 
dies gar nicht, weil nur für die deutschen CO2-Emis-
sionen aus industrieller Fertigung, Schiffsverkehr und 
Flugverkehr kompensiert werden muss. Interessanter-
weise ist der Photovoltaik-Anteil im Bruch-Szenario 
am höchsten. Die Gesamterzeugung Deutschlands 
ist dort auch höher, weil signifikant weniger Strom 
importiert wird als in den beiden anderen Szenarien. 
Speicher spielen in Deutschland nur eine untergeord-
nete Rolle. Die gespeicherte Energie steigt zwar bis 
2030 an, allerdings nicht, weil neue Kapazitäten hin-
zugefügt werden, sondern weil die vorhandene Pump-
speicherkapazität noch intensiver genutzt wird. Ab 
2045 (2050) werden geringe (beträchtliche) Mengen 
an Wasserstoffspeichern in Deutschland zugebaut.

Strompreise und Gesamtkosten

Abbildung 2 zeigt den Strompreis (links, in Euro/MWh) 
sowie die Gesamtkosten des Klimaschutzes (rechts, in 
Mrd. Euro). Die Gesamtkosten des Klimaschutzes erge-
ben sich aus den Strompreisen (multipliziert mit der 
nachgefragten Strommenge), den zu zahlenden Sub-
ventionen, um den Ausbau der erneuerbaren Energien 
entsprechend regulativer Vorgaben durchzuführen, 
sowie höheren oder niedrigeren CO2-Kosten für die 
restlichen im EU-ETS regulierten Sektoren. Die Sub-
ventionen ergeben sich einerseits aus den definierten 
Zubauzielen für Photovoltaik und Windturbinen (an 
Land und im Wasser) und andererseits aus generellen 
erneuerbaren Zielen (beispielsweise 80 % bis 2030). In 
Deutschland benötigen vor allem die Ausbauziele für 
Photovoltaik beträchtliche Subventionen. 2025 müsste 
Deutschland beispielsweise mehr Geld für Subventi-
onen ausgeben (fast 29 Mrd. Euro) als der gesamte 
nachgefragte Strom zu Großhandelspreisen kosten 
würde (22 Mrd. Euro). Die Subventionsvolumen sinken 
zwar leicht über die Zeit, doch sie tragen erheblich zu 

Strompreise und Gesamtkosten von Klimaschutz 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut 
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den Kosten von Klimaschutz bei. Dies ist allerdings für 
alle betrachteten Szenarien gleich.

Vorteile von gemeinsamem Klimaschutz 

Für Europa als Ganzes bringt gemeinsamer Klimaschutz 
(und mehr Netzausbau) einen monetären Vorteil von 
248 Mrd. Euro oder 2,35 Euro/MWh im Zeitraum von 
2024 bis 2050. Dies entspricht ca. 5 % des durchschnitt-
lichen Strompreises. Dieser Vorteil ergibt sich in etwa 
hälftig aus geringeren Strompreisen und einem niedri-
geren Subventionsbedarf. Der Subventionsbedarf fällt, 
weil durch die höheren CO2-Preise gewisse Investitio-
nen wirtschaftlich werden und nicht mehr zusätzlich 
subventioniert beziehungsweise nicht mehr so stark 
subventioniert werden müssen. Auch werden Inves-
titionen (in erneuerbare Energien) vorgezogen – eine 
spätere Investition entfällt. Die CO2-Kosten der restli-
chen EU-ETS-Sektoren fallen zwar, allerdings nur in 
sehr geringem Maße. Der deutsche Vorteil beläuft sich 
auf 66 Mrd. Euro bzw. 3,63 Euro/MWh. Das Subventi-
onsvolumen ist im Bruch-Szenario lediglich 2,47 Mrd. 
Euro höher als in 2050 neutral. Das sich nur minimal 
ändernde Subventionsvolumen ist ein Hinweis auf 
fehlgeleitete (im Sinne von ineffektiv) Subventionen 
(in Photovoltaik) in Deutschland. Wenn die Subventi-
onen mit den tatsächlichen Klimazielen harmonieren 
würden, dann würde der Subventionsbedarf stärker 
fallen. Zudem ist der CO2-Preis Deutschlands nach 2030 
im Bruch-Szenario etwas geringer (182 Euro/Tonne in 
Bruch und 211 Euro/Tonne in 2050 neutral im Jahr 2050) 
und so werden die industrielle Fertigung, der innereu-
ropäische Flugverkehr und Teile des Schiffsverkehrs mit 
insgesamt 3,29 Mrd. Euro weniger belastet. Final ent-
scheidet also der Strompreis darüber, ob gemeinsamer 
Klimaschutz für Deutschland von Vorteil ist oder nicht. 
Wie Abbildung 2 zeigt, sinkt der Strompreis ab 2030 
in 2050 neutral unter das Niveau von Bruch. Im Jahr 
2050 (im Durchschnitt der Jahre 2024 bis 2050) führt 
gemeinsamer Klimaschutz – in 2050 neutral – sogar zu 
9,2 (3,68) Euro/MWh günstigeren Strompreisen.

Vorteile von mehr Klimaschutz 

Mehr Klimaschutz und deutlich mehr Netzausbau 
bringt für Europa einen Vorteil von 71 Mrd. Euro be-
ziehungsweise 0,67 Euro/MWh, wobei die fallenden 
Strompreise diesen Effekt dominieren und die höheren 
CO2-Kosten der restlichen EU-ETS-Sektoren in der Tat 
ins Gewicht fallen. Der Vorteil für Deutschland be-
läuft sich auf 16 Mrd. Euro bzw. 0,87 Euro/MWh. Hier 
dominiert allerdings ein geringeres Subventionsvo-
lumen, das die signifikanten Mehrkosten der restli-
chen Sektoren auffängt. Der verstärkte Klimaschutz 
ist also schon eher harmonisch mit der Stoßrichtung 

der Subventionen, auch wenn die massive Förderung 
von Photovoltaik immer noch als ineffektiv angesehen 
werden muss.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Die Studie zeigt nicht nur, dass gemeinsamer Klima-
schutz besser ist als nationaler Klimaschutz, sondern 
dass sogar mehr Klimaschutz betrieben werden kann, 
ohne dass die relevanten Gesamtkosten der Strombe-
reitstellung und Dekarbonisierung des EU-ETS anstei-
gen. Deutschland profitiert enorm von den gemein-
samen und sogar potenziell höheren Klimaschutz- 
anstrengungen, allerdings nur, wenn Deutschland sich 
den Herausforderungen stellt und regulativ die rich-
tigen Weichen setzt.

Deutschland macht sich bereits fundamentale 
Gedanken über Wasserstoff als einen Energieträger 
der Zukunft, allerdings ist der relevanteste Aspekt 
für Deutschland der Aufbau einer funktionierenden 
CCS-Infrastruktur. CCS wird in Verbindung mit Erd-
gas bereits in zehn Jahren relevant. Ab 2040 muss 
CCS dann im großen Maßstab einsatzfähig sein. 
Deutschland ist relativ dicht besiedelt und hat eine 
sehr hohe Stromnachfrage bezogen auf seine Lan-
desfläche. Gleichzeitig scheint die Sonne in Spanien 
oder Portugal 60 % stärker als in Deutschland und 
auch die guten Windflächen in Norddeutschland oder 
in der Nordsee sind rar. Aktuelle Regulierungen zum 
Windausbau machen das Problem nicht einfacher und 
schieben Deutschland nur noch weiter in die Abhän-
gigkeit von CCS. Um allerdings CCS in dem Maßstab 
zu betreiben wie berechnet, muss zusätzlich noch eine 
Biomasseimportstruktur geschaffen werden, weil das 
deutsche energetische Biomassepotenzial dafür nicht 
ausreichen wird. Trotz des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien und massiver Subvention von Photovoltaik 
verbleibt Deutschland aber langfristig ein Nettoimpor-
teur. Deutschland muss also bedacht sein, die europä-
ische Zusammenarbeit im Rahmen des internationalen 
Netzausbaus weiter zu intensivieren.
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Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben sich in 
den vergangenen zehn Jahren grundlegend verändert. Wach-
sender Protektionismus und geoökonomische Spannungen 
stellen besonders für die EU eine große Herausforderung dar, 
deren Fundamente auf Offenheit, Multilateralismus und Ko-
operation beruhen. In Form von vier Thesen werden in diesem 
Beitrag grundlegende Überlegungen zur zukünftigen Ausrich-
tung der EU-Außenwirtschaftspolitik vorgestellt. Neben der 
sicherheitspolitischen Bedeutung wirtschaftlicher Verflech-
tungen wird die Rolle von Unternehmen für die Gestaltung 
von resilienten Handelsbeziehungen, der Nutzen industriepo-
litischer Maßnahmen sowie die Wichtigkeit der europäischen 
Geschlossenheit im geoökonomischen Wettbewerb diskutiert.

IN KÜRZE

Andreas Baur

Geoökonomie und Außenwirtschaft – 
quo vadis EU?

Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben 
sich in den vergangenen zehn Jahren grundlegend 
verändert. Das Brexit-Referendum im Jahr 2016 und 
der unter US-Präsident Donald Trump vom Zaun ge-
brochene Handelskrieg zwischen den USA und China 
waren bereits deutliche Zeichen dafür, dass Protek-
tionismus und ökonomischer Nationalismus auch 
in westlichen Ländern zunehmend an Popularität 
gewinnen. Die Schwäche des regelbasierten, multi-
lateralen Handelssystems wurde zudem durch die 
US-amerikanische Blockade des WTO-Streitschlich-
tungsmechanismus nochmals deutlich verschärft. Ein 
weiterer tiefgreifender Schock für die Weltwirtschaft 
war die Corona-Pandemie. Die mit ihr verbundenen 
weltweiten Lieferkettenstörungen führten vielerorts 
zu grundlegenden Zweifeln an der Stabilität globa-
ler Lieferketten und ließen Bestrebungen nach einer 
stärkeren Regionalisierung oder gar Nationalisierung 
von Produktionsnetzwerken aufkommen. Fragen zu 
wirtschaftlicher »Resilienz« und »Abhängigkeit« sind 
seither ins Zentrum des wirtschaftspolitischen Dis-
kurses gerückt. Der russische Angriffskrieg auf die 
Ukraine markierte schließlich insbesondere für die eu-
ropäischen Außenwirtschaftspolitik eine tiefgreifende 
Zäsur. Mit dem Abbruch der russischen Gaslieferun-
gen wurde aus europäischer Perspektive schmerz-
haft deutlich, wie schnell sich Handelsbeziehungen 
als Waffe instrumentalisieren lassen. Aufgrund glo-
bal wachsender geopolitischer Spannungen wachsen 
auch die Befürchtungen, dass wirtschaftliche Inter-
dependenzen durch geopolitische Rivalen gezielt für 
wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen genutzt werden, 
um so politische Zugeständnisse zu erreichen. Der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) konstatiert bereits 
erste Zeichen einer geoökonomischen Fragmentierung 
der Weltwirtschaft, in der der Handel zwischen geo-
politischen Blöcken zunehmend eingeschränkt wird, 
um die Gefahr ökonomischer Erpressung zu verringern 
(Gopinath et al. 2024). Geoökonomie und Wirtschafts-
sicherheit prägen also zunehmend die Art und Weise, 
wie wir über Globalisierung denken und handelspoli-
tisch agieren. Doch was bedeuten diese veränderten 
Rahmenbedingungen für die Außenwirtschaftspolitik 
der Europäischen Union (EU), deren Fundamente auf 
Offenheit, Multilateralismus und Kooperation beru-
hen? In Form von vier Thesen stellt dieser Beitrag 
grundlegende Überlegungen zur zukünftigen Ausrich-
tung der europäischen Außenwirtschaftspolitik zur 
Diskussion.

DIE SICHERHEITSPOLITISCHE AMBIVALENZ  
WIRTSCHAFTLICHER VERFLECHTUNGEN MACHT 
EINEN AUSSENWIRTSCHAFTLICHEN BALANCEAKT 
ERFORDERLICH 

Als im vergangenen Sommer die Bundesregierung 
ihre lang erwartete China-Strategie vorstellte, in der 
das De-Risking (Risikominderung) der deutsch-chi-
nesischen Handelsbeziehungen einen zentralen Platz 
einnahm, rief dies schnell die chinesische Botschaft 
in Deutschland auf den Plan. In einer Stellungnahme 
warnte sie eindringlich vor einer »Versicherheitli-
chung« und »Politisierung« von Handelsbeziehungen 
(Botschaft der Volksrepublik China in der Bundesrepu-
blik Deutschland 2023). Und in der Tat scheinen sich 
nicht wenige die Zeit zurückzuwünschen, in der Geo-
politik und ökonomischer Zwang schlicht kein Thema 
in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen waren. 
Doch gerade das Beispiel Chinas zeigt, 
dass sich die europäische Außen-
wirtschaftspolitik eine solche 
Nostalgie nicht leisten kann. Die 
Fälle, in denen die Volksrepub-
lik in den vergangenen Jahren 
gezielt Wirtschaftsverflechtun-
gen als politisches Druckmittel 
genutzt hat, sind vielfältig und 
gut dokumentiert (Reynolds und 
Goodman 2023).

ist Doktorand am ifo Zentrum für 
Außenwirtschaft.

Andreas Baur
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So sah sich beispielsweise das EU-Mitgliedsland 
Litauen mit massiven Einschränkungen seiner Exporte 
nach China konfrontiert, als es die Eröffnung einer 
diplomatischen Vertretung Taiwans in der litauischen 
Hauptstadt Vilnius im Jahr 2021 ermöglichte. Kritische 
Rohstoffe sind ein weiterer strategischer Flaschenhals 
(chokepoint), bei dem Peking bereits heute die Mus-
keln spielen lässt. Die EU ist bei einer Reihe von kriti-
schen Rohstoffen von China als dominantem Zulieferer 
abhängig (vgl. Abb. 1). Im Juni 2023 hat China nun Ex-
portkontrollen für Gallium und Germanium eingeführt, 
im Dezember folgten zusätzliche Exportkontrollen für 
Graphit. Die geoökonomischen Risiken, die mit der  
dominanten Stellung Chinas bei vielen kritischen Roh-
stoffen verbunden sind, lassen sich in diesem Kontext 
nur schwer ignorieren.

In einem vor kurzem veröffentlichten Buch 
schlägt der Vorstandsvorsitzende der Axel Springer 
SE, Mathias Döpfner, eine radikale Antwort auf die 
wachsenden geoökonomischen Risiken vor: Die ge-
meinsame wirtschaftliche Abkopplung aller Demo-
kratien von autokratischen Staaten wie China in Form 
einer »Freiheitshandelsallianz« (Döpfner 2024). Die 
enormen wirtschaftlichen Kosten einer solchen Ab-
kopplung leugnet er nicht, doch aus seiner Sicht seien 
diese Kosten als Preis für den »Schutz unserer Werte 

und Souveränität« gerechtfertigt.1 Kann man also die 
Kosten, die mit einem Abbruch der Handelsbeziehun-
gen mit China und anderen Autokratien verbunden 
wären, als eine Art Versicherungsprämie gegen wirt-
schaftliche Erpressungsversuche sehen? 

Eine solche Sichtweise ignoriert die sicherheits-
politische Ambivalenz wirtschaftlicher Interdepen-
denzen: Es ist zwar richtig, dass tiefgehende Han-
delsverflechtungen im Konfliktfall potenziell hohe 
Kosten verursachen können. Gerade aber aufgrund 
dieser Opportunitätskosten im Konfliktfall bieten ge-
winnbringende Handelsbeziehungen für beide Seiten 
wirtschaftliche Anreize zu kooperativem Verhalten.2 
Wenn man also die wirtschaftlichen Kosten eines 
De-Couplings von Autokratien als eine Art Versiche-
rungsprämie zu rechtfertigen versucht, sollte man 
ebenfalls berücksichtigen, dass die Zahlung dieser 
Prämie tendenziell auch die Wahrscheinlichkeit für 
den Eintritt des Versicherungsfalls erhöht. Aufgrund 
dieses Trade-offs weist der von der EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen propagierte Ansatz 
eines zielgerichteten De-Risking grundsätzlich in die 
richtige Richtung: Die Verringerung von Abhängigkei-
ten in kritischen Bereichen sollte im Zentrum stehen, 
nicht der Rückbau von Handelsbeziehungen per se. 
Ein solches De-Risking aber konkret umzusetzen, 
ohne dabei protektionistische Partikularinteressen 
zu bedienen, stellt einen herausfordernden außen-
wirtschaftlichen Balanceakt dar.

UNTERNEHMEN REAGIEREN AUF  
(GEOPOLITISCHE) RISIKEN – STAATLICHE  
EINGRIFFE BEDÜRFEN EINER ÖKONOMISCHEN 
BEGRÜNDUNG

In der Diskussion darüber, wie geopolitische und an-
dere Risiken in Handelsbeziehungen reduziert wer-
den können und wie die Widerstandsfähigkeit von 
Lieferketten gestärkt werden soll, stehen zumeist die 
Handlungsoptionen staatlicher Akteure im Vorder-
grund. Dabei wird häufig vergessen, dass die Unter-
nehmen selbst ein großes Interesse an widerstands-
fähigen Lieferketten haben, um kostspielige Liefer-
ausfälle zu vermeiden. Eine kürzlich vom ifo Institut 
durchgeführte Unternehmensbefragung zeigt, dass 
ein Großteil der deutschen Firmen im vergangenen 
Jahr in die Resilienz ihrer Lieferketten investiert hat, 
um das Risiko von Lieferkettenstörungen zu senken 
(vgl. Abb. 2; Aksoy et al. 2024). Insbesondere die Di-
versifizierung von Zuliefererstrukturen, eine erhöhte 
Lagerhaltung sowie ein verbessertes Lieferketten-Mo-
nitoring standen dabei im Fokus der Unternehmen. 
Um die wirtschaftliche Sicherheit und Resilienz des 
europäischen Binnenmarkts zu stärken, besteht da-
her eine zentrale wirtschaftspolitische Aufgabe darin, 
1 Die wirtschaftlichen Folgen verschiedener De-Coupling-Szenarien 
wurden zuletzt in mehreren Simulationsstudien des ifo Instituts ana-
lysiert (Baur et al. 2023; Dorn et al. 2022).
2 Für eine weiterführende Diskussion siehe u. a. Thoenig (2023) und 
Copeland (2015).
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geeignete Rahmenbedingungen für solche Unterneh-
mensinvestitionen in die Widerstandsfähigkeit von 
Lieferketten zu schaffen. Ein wichtiger Baustein dafür 
sind verlässliche und stabile außenwirtschaftliche Be-
dingungen, die die Diversifizierungsbestrebungen von 
Unternehmen unterstützen. 

Für umfassendere staatliche Eingriffe in Liefer-
ketten ist dagegen maßgebend, inwiefern Firmen aus-
reichend Anreize haben, um die Widerstandsfähigkeit 
von Produktionsnetzwerken in einem gesellschaftlich 
gewünschten Maß zu gewährleisten. Erste ökonomi-
sche Arbeiten zu diesem Thema deuten darauf hin, 
dass die Antwort auf diese Frage komplex ist und stark 
von den jeweiligen Produktions- und Markstruktu-
ren abhängt (Grossman et al. 2023; Elliott und Golub 
2022). Ein Marktversagen könnte z. B. dann vorliegen, 
wenn aus gesellschaftlicher Sicht Versorgungseng-
pässe bei bestimmten Produkten (z. B. Medikamente) 
deutlich schwerer wiegen als aus Sicht des einzelnen 
Unternehmens und sich somit die öffentliche Risiko-
bewertung von der privatwirtschaftlichen deutlich un-
terscheidet (Baldwin und Freeman 2022). Auch wenn 
Unternehmen erwarten, dass sie im Fall von Liefer-
unterbrechungen oder dem Wegfall von Absatzmärk-
ten staatlich unterstützt oder sogar gerettet werden 
(too big to fail), könnte dies ebenfalls zu einer – aus 
gesellschaftlicher Sicht – übermäßigen Abhängigkeit 
von einzelnen Zulieferern oder Absatzmärkten führen 
(Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK 2023). 

Diese Beispiele zeigen zum einen, dass staatli-
che Eingriffe zur Stärkung der Wirtschaftssicherheit 
in bestimmten Fällen ökonomisch begründet werden 
können. Sie machen aber ebenso deutlich, dass eine 
solche Begründung immer auch der Ausgangspunkt 
für die Ausgestaltung entsprechender wirtschaftspo-
litischer Maßnahmen sein sollte. 

WER ABHÄNGIGKEIT SAGT, MUSS NICHT  
ZWANGSLÄUFIG INDUSTRIEPOLITIK SAGEN

Spätestens mit dem Beginn der Corona-Pandemie ist 
ein weltweites Wiederaufleben der Industriepolitik 
zu verzeichnen, das im vergangenen Jahr weiter an 

Dynamik gewonnen hat (vgl. Abb. 3). Viele neue indus-
triepolitische Initiativen werden dabei aus geo- und 
sicherheitspolitischen Gründen angestoßen und haben 
das Ziel, die Resilienz von Lieferketten zu stärken. 

Der Fokus liegt dabei meistens auf Produkten, die 
aus wirtschaftspolitischer Sicht als »kritisch« betrach-
tet werden, weil sie beispielsweise als Vorleistungen 
für die heimische Wirtschaft nur schwer zu ersetzen 
sind, oder auf die aus anderen gesundheits-, ernäh-
rungs- oder sicherheitspolitischen Gründen nicht ver-
zichtet werden kann. Wenn solche Produkte nur aus 
einem oder sehr wenigen Herkunftsländern bezogen 
werden, können einzelne Lieferausfälle hohe wirt-
schaftliche Kosten verursachen. Zudem besteht bei 
solchen kritischen Abhängigkeiten ein großes geoöko-
nomisches Erpressungspotenzial. Die Logik hinter dem 
Einsatz industriepolitscher Maßnahmen scheint daher 
naheliegend: Sie sollen die Produktion strategisch 
wichtiger Güter durch staatliche Subventionen oder 
protektionistische Maßnahmen im Inland sichern und 
somit kritische Abhängigkeiten abbauen. 

Diese Argumentationslinie findet sich z. B. an 
zentraler Stelle im europäischen Net-Zero Industry 
Act wieder, der in Reaktion auf den US-amerikani-
schen Inflation Reduction Act (IRA) konzipiert und 
im vergangenen April vom Europäischen Parlament 
verabschiedet wurde. Das erklärte Ziel dieses Maß-
nahmenpakets ist es, den Zugang der EU zu wichtigen 
grünen Technologien, z. B. Solarpanele, Windräder und 
Batterien, dadurch zu sichern, dass mindestens 40 % 
des europäischen Bedarfs durch eigene europäische 
Produktionskapazitäten gedeckt wird. Dies soll u. a. 
dadurch gelingen, dass Ausschreibungen sogenannte 
»Resilienzkriterien« enthalten, durch die europäische 
Produzenten bevorzugt werden können – de facto 
eine »Buy European«-Klausel durch die Hintertür (Baur 
und Flach 2023).

Die Diagnose, dass hohe Abhängigkeiten von ein-
zelnen Zulieferern bei bestimmten grünen Technolo-
gien bestehen, ist durchaus richtig. So stammen allein 
95 % der EU-Importe von Solarpanelen aus China. Aus 
solchen Abhängigkeiten folgt aber nicht zwangsläufig, 
dass die Sicherung inländischer Produktionskapazitä-

0

400

800

1 200

1 600

2 000

Jan Feb Mär Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

ᵃ Bei Maßnahmen mit mehreren Motiven wurde jedes Motiv gleich gewichtet. 
Quelle: New Industrial Policy Observatory (NIPO); Berechnungen des ifo Instituts.

Neue handelsverzerrende industriepolitische Maßnahmen im Jahr 2023

© ifo Institut
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ten durch industriepolitische Maßnahmen im Sinne 
der wirtschaftlichen Sicherheit geboten ist. Eine sol-
che Argumentation wäre ein klassischer Fall eines non 
sequitur, denn für die Stärkung der Wirtschaftssicher-
heit und dem Abbau von Abhängigkeiten stehen eine 
ganze Reihe von wirtschaftspolitischen Instrumenten 
zur Verfügung, die gegeneinander abgewogen werden 
müssen. Im Fall von Solarpanelen zeigen z. B. McWil-
liams et al. (2024), dass eine staatlich vorgeschriebene 
Lagerhaltung von Solarpanelen bereits einen wichti-
gen Beitrag zur Wirtschafssicherheit leisten könnte 
und dabei deutlich kostengünstiger wäre als die di-
rekte Subventionierung der heimischen Produktion. 
Darüber hinaus kann eine Stärkung der Kreislaufwirt-
schaft mit verbessertem Recycling nicht nur im Fall 
von Solarpanelen die Abhängigkeiten von Importen 
aus dominanten Lieferländern reduzieren. 

Grundsätzlich liegt der Schlüssel für die Stärkung 
der Wirtschaftssicherheit in vielen Fällen in einer In-
tensivierung des Außenhandels selbst. Denn um stra-
tegische Abhängigkeiten von dominanten Lieferlän-
dern zu reduzieren, bieten sich für die notwendige 
Diversifizierung in vielen Fällen nicht nur das Inland, 
sondern auch eine Vielzahl anderer Handelspartner 
an. Je breiter die Bezugsquellen von strategisch wich-
tigen Gütern gestreut sind, desto geringer ist schließ-
lich das Risiko eines kompletten Lieferausfalls oder 
die Gefahr geoökonomischer Erpressung. Aus diesem 

Grund ist es auch im Sinne der Wirtschaftssicherheit 
von entscheidender Bedeutung, die Diversifizierung 
von Beschaffungs- und Absatzmärkten gezielt zu för-
dern. Eine Ausweitung des europäischen Netzwerks an 
Handelsabkommen kann hier einen entscheidenden 
Beitrag leisten. 

Gegenüber solchen Alternativen ist die indust-
riepolitische Subventionierung der inländischen Pro-
duktion in vielen Fällen eine sehr teure und nicht im-
mer zielführende Alternative für eine Gewährleistung 
der wirtschaftlichen Sicherheit. Auch wenn außenwirt-
schaftliche Abhängigkeiten im Einzelfall inländische 
Produktionskapazitäten notwendig machen sollten, 
sind sie keineswegs ein argumentativer Joker, der 
pauschal die selektive Subventionierung der heimi-
schen Produktion rechtfertigt. Zudem spricht vieles 
dafür, industriepolitische Maßnahmen auf die Förde-
rung von innovativen Produktionsprozessen und die 
Diffusion neuer Technologien auszurichten, anstatt 
bereits auf dem Markt etablierte Produktionsverfah-
ren teuer zu subventionieren (IWF 2024).

ENTSCHEIDEND IM GEOÖKONOMISCHEN  
WETTBEWERB: EUROPÄISCHE GESCHLOSSENHEIT

Durch die Schwächung des regelbasierten, multilate-
ralen Handelssystems zählt auch in der globalisierten 
Wirtschaft immer häufiger die Macht des Stärkeren. 
Umso wichtiger wird dadurch die Geschlossenheit der 
Europäischen Union auf der außenwirtschaftlichen 
Bühne. Das Bewusstsein dafür, dass selbst »große« 
EU-Mitgliedstaaten wie Frankreich oder Deutschland 
im internationalen Vergleich zunehmend an ökonomi-
schem Gewicht verlieren und nur als geeintes Europa 
auf Augenhöhe mit den großen wirtschaftlichen Play-
ern wie China oder den USA agieren können, scheint 
in den europäischen Hauptstädten allerdings unter-
schiedlich stark ausgeprägt zu sein. Abbildung 4 und 5 
veranschaulichen die Bedeutung europäischer Ge-
schlossenheit am Beispiel der Handelsbeziehungen 
mit China. Alle europäischen Mitgliedstaaten zusam-
men sind aus chinesischer Perspektive als Handels- 
partner ähnlich wichtig wie spiegelbildlich China für 
die EU. 

Auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten er-
geben sich dagegen klare Asymmetrien in der gegen-
seitigen ökonomischen Bedeutung. Selbst Deutsch-
land als größte EU-Volkswirtschaft spielt für China als 
Absatz- und Beschaffungsmarkt nur eine vergleichs-
weise begrenzte Rolle (Baur und Flach 2022). Solche 
Asymmetrien auf Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten 
erhöhen das geoökonomische Erpressungspotenzial 
und sind der Grund, weshalb Uneinigkeit und natio-
nale Alleingänge die europäische Wirtschaftssicherheit 
nachhaltig schwächen. Wenn die Europäische Union 
dagegen geschlossen agiert und mit einer Stimme 
spricht, kann sie die europäischen Interessen auf in-
ternationalere Ebene wirkungsvoll vertreten und ist 
ein attraktiver strategischer Partner. Zudem erhöht 
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sich auch die europäische Abschreckung gegenüber 
wirtschaftlichen Zwangsmaßnahmen von Drittländern, 
wenn potenzielle Aggressoren mit einer einheitlichen 
und koordinierten Gegenreaktion der europäischen 
Mitgliedstaaten rechnen müssen. 

SCHLUSSBETRACHTUNG

So falsch es ist, die sicherheitspolitische Dimension 
der europäischen Außenwirtschaftsbeziehungen zu 
ignorieren, so falsch wäre es, die Weltwirtschaft aus-
schließlich als eine weitere geopolitische Arena zu 
sehen.

Der Außenhandel mit Ländern außerhalb Europas 
ist ein zentraler Faktor für den europäischen Wohl-
stand und insbesondere für die europäische Industrie 
von großer Bedeutung. So hängen allein 32 % der In-
dustriearbeitsplätze und 36 % der industriellen Wert-
schöpfung in der EU vom Export in Nichtmitgliedstaa-
ten ab.3 Daher ist es gerade aus europäischer Perspek-
tive wichtig, sich in den Außenwirtschaftsbeziehungen 
nicht ein grundsätzliches geoökonomisches Nullsum- 
mendenken aufzwingen zu lassen, das die Gefahr 
protektionistischer Eskalationsspiralen in sich trägt. 

Der nationale US-Sicherheitsberater Jake Sulli-
van sprach zuletzt häufiger von einem kleinen Gar-
ten (small yard) in den Außenwirtschaftsbeziehungen, 
der aus sicherheitspolitischen Gründen von einem 
hohen Zaun (high fence) eingegrenzt werden müsse, 
wobei der überwiegende Teil der Außenwirtschaft da-
von nicht betroffen sein soll. Diesen kleinen Garten 
mit Augenmaß festzulegen und die möglichst intel-
ligent aufgestellten Zäune transparent nach außen 
zu kommunizieren, wird eine der zentralen Aufgaben 
der europäischen Außenwirtschaftspolitik in Zukunft 
sein. Darüber hinaus ist es trotz oder gerade wegen 
erster Anzeichen einer geoökonomischen Fragmen-
tierung der Weltwirtschaft im ureigenen Interesse der 
EU-Mitgliedstaaten, sich auch weiterhin für offene 
Weltmärkte und ein faires, regelbasiertes Handels-
system gemeinsam einzusetzen.
3 Diese Statistiken beruhen auf den von Eurostat bereitgestellten 
Figaro-Tabellen und beziehen sich auf das Jahr 2021.
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Florian Dorn, Lisandra Flach und Isabella Gourevich

EU-Binnenmarkt stärken:  
Die ungenutzten Potenziale eines  
vertieften Dienstleistungshandels*

DIE AUSGANGSLAGE

Europa und vor allem Deutschland haben viele Jahre 
von der Globalisierung profitiert. Die internationale 
Arbeitsteilung und die Integration der globalen Märkte 
nährte lange Zeit den Wohlstand in Europa. Doch die 
Zeiten wachsender Globalisierung sind bereits seit ei-
nigen Jahren vorbei, das überproportionale Wachstum 
des globalen Warenhandels kam seit der globalen Fi-
nanzkrise in den vergangenen 15 Jahren ins Stocken. 
Angesichts dieser Entwicklungen ist es unerlässlich, 
neue Wachstumsquellen zu erschließen. Doch wo kann 
Europa neue Wachstumsimpulse erhalten, wenn der 

Außenhandel stockt? Der Dienstleistungssektor bietet 
noch immer erhebliches ungenutztes Potenzial.

STAGNATION DER GLOBALISIERUNG ERFORDERT 
STÄRKUNG DES BINNENMARKTS

Während die Außenhandelsquote im Güterhandel in 
den USA mit rund 20 % schon immer auf einem gerin-
geren Niveau lag, ist sie in den wachsenden Schwel-
lenländern China und Indien seit der Finanzkrise sogar 
deutlich rückläufig und pendelte sich zuletzt auf rund 
30 % ein. Dort wird relativ zu ihrer Wirtschaftsleistung 
immer weniger exportiert oder importiert, auch da 
die heimische Nachfrage zunehmend durch die hei-
mische Produktion abgedeckt wird. In Deutschland 
bzw. der EU-27 pendelte sich die Außenhandelsquote 
im Güterhandel bei rund 70 % bzw. 65 % der volks-
wirtschaftlichen Leistung und damit auf einem im 
Vergleich hohen Niveau ein. Damit profitiert Europa 
zwar weiter deutlich vom Welthandel mit seinen pro-
duzierten Gütern, ist aber auch weiterhin abhängiger 
von funktionierenden globalen Wertschöpfungsket-
ten. Die jüngsten Krisen haben gezeigt, wie geopoli-
tische Herausforderungen und strukturelle Umbrüche 
schnell zu Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft in der EU werden können. Zur Stärkung 
von Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit gilt es, Ri-
siken zu reduzieren, ohne auf die Vorteile der inter-
nationalen Arbeitsteilung und Wohlfahrtsgewinne zu 
verzichten. Statt eines Reshoring der Güterproduktion 
muss es daher vielmehr darum gehen, den heimischen 
EU-Binnenmarkt zu stärken und dort die noch nicht 
ausgeschöpften Wachstumspotenziale zu identifizie-
ren. Denn trotz der Freiheit des Binnenmarkts stecken 
insbesondere im Dienstleistungssektor weiterhin er-

* Der Artikel fasst die Ergebnisse einer Studie im Auftrag der IHK 
München und Oberbayern zusammen (Dorn et al. 2024).

Der Dienstleistungssektor war in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten wesentlicher Wachstumstreiber des Wohlstands in der 
Europäischen Union (EU). Statt die Wertschöpfungspotenziale 
des Dienstleistungshandels jedoch stärker zu nutzen, leisten 
sich die Mitgliedstaaten der EU weiterhin erhebliche nationale 
Barrieren. Der Flickenteppich von 27 Systemen in der EU mit 
unterschiedlichen Regulierungen und Marktzugangsbarrieren 
erschwert maßgeblich den grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungshandel. Unsere quantitative Analyse zeigt, dass ein Abbau 
der Barrieren und eine bessere Harmonisierung und Integra-
tion des EU-Binnenmarkts für den Dienstleistungshandel Eu-
ropas Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit in allen Bereichen 
stärken und spürbare Wohlstandsgewinne erzeugen würde.
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hebliche Barrieren in der EU, die dazu führen, dass 
viele (Dienstleistungs-)Unternehmen die Marktgröße 
der EU nicht voll ausschöpfen können. Insbesondere 
für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) oder auch 
digitale und innovative Start-ups bestehen damit in 
Europa Wettbewerbsnachteile im Vergleich zu großen 
integrierten Märkten wie in den USA oder China. Die 
Wachstumspotenziale im Dienstleistungshandel könn-
ten durch die Dynamik in der Digitalisierung, einer 
steigenden Nachfrage nach individualisierten Produk-
ten sowie der Verflechtung mit anderen Wirtschafts-
bereichen weiter zunehmen. Ein Abbau von Barrieren 
und ein kohärenter Binnenmarkt für Dienstleistungen 
kann daher die europäische Wirtschaftskraft stärken, 
ihre Resilienz erhöhen und ihre Wettbewerbsfähigkeit 
global stärken.

DIENSTLEISTUNGSSEKTOR ALS 
WACHSTUMSTREIBER

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat der Dienst-
leistungssektor bereits maßgeblich zum wirtschaft-
lichen Wachstum in der Europäischen Union beige-
tragen (vgl. Abb. 1). Die Bruttowertschöpfung in der 
EU-27 ist zwischen 2000 und 2023 preisbereinigt um 
37,1 % gestiegen. Dank der Dienstleistungen allein ist 
sie um 30,4 % gewachsen, während der Zuwachs an 
Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe 
6,4 % und im Agrarsektor 0,2 % betrug. Damit hat 
der Dienstleistungssektor allein knapp 82 % zum Ge-
samtwachstum der Bruttowertschöpfung beigetragen. 

Diese Zahlen verdeutlichen, dass der Dienstleis-
tungssektor ein erhebliches Wachstumspotenzial hat 
und sich bereits als zentraler Motor der europäischen 
Wirtschaft etablieren konnte. Aktuell werden diese 
Dienstleistungen jedoch überwiegend innerhalb nati-
onaler Grenzen erbracht. Zwar erfährt der Dienstleis-
tungshandel seit Jahren ein stetig positives Wachs-
tum. Aber die Potenziale des gesamten europäischen 
Binnenmarkts werden weiterhin nur unzureichend 
ausgeschöpft. Ein Abbau von Handelshemmnissen in-
nerhalb Europas könnte daher zu einem signifikanten 
Wachstumsschub in der EU führen.

BARRIEREN IM EU-BINNENMARKT

Der Grundsatz des freien Dienstleistungsverkehrs ist 
in der EU fest verankert und mit der Verabschiedung 
der Dienstleistungsrichtlinie bereits im Jahr 2006 in 
EU-Recht überführt worden. Zu den Kerngrundsät-
zen des Binnenmarkts für Dienstleistungen zählt die 
Freiheit, eine Gesellschaft bzw. ein Unternehmen in 
einem anderen EU-Land zu gründen (Art. 49, AEUV), 
sowie Dienstleistungen in einem anderen EU-Land 
zu erbringen oder zu empfangen als dem, in dem 
das Unternehmen niedergelassen ist (Art. 56, AEUV). 
Theoretisch sollten daher keine Hindernisse für die 
Erbringung von Dienstleistungen im europäischen 
Binnenmarkt bestehen und die EU versuchte bereits, 

mit verschiedenen Maßnahmenpaketen bestehende 
Barrieren in den Mitgliedstaaten zu reduzieren (u. a. 
Dienstleistungspaket von 2017). 

Die praktische Umsetzung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs im EU-Binnenmarkt sieht jedoch wei-
terhin anders aus. Die Diskrepanz wird besonders 
deutlich, wenn man den Service Trade Restrictiveness 
Index (STRI) der OECD betrachtet. Dieser Index quan-
tifiziert nicht-tarifäre Handelshemmnisse im Dienst-
leistungssektor. Abbildung 2 zeigt das durchschnitt-
liche Niveau dieser Barrieren in den Ländern des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraums (EWR), wobei zwischen 
Barrieren für Dienstleister aus anderen EWR-Ländern 
(Intra-EWR-STRI) und für Dienstleister aus Drittlän-
dern (Extra-EWR-STRI) unterschieden wird. Obwohl 
die Barrieren beim Marktzugang für Drittstaaten in der 
Regel restriktiver ausgestaltet sind, sehen sich auch 
Unternehmen aus dem gemeinsamen Wirtschafts-
raum weiterhin mit erheblichen Hindernissen bei der 
Erbringung von Dienstleistungen in anderen Staaten 
des Wirtschaftsraums konfrontiert. Die durchschnitt-
liche Höhe der Barrieren eines grenzüberschreitenden 
Dienstleistungshandels liegt für Unternehmen inner-
halb des EWR oft sogar näher an den Hindernissen, 
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mit denen Unternehmen außerhalb des EWR konfron-
tiert sind. Der Marktzugang in die anderen Mitglied-
staaten ist damit nur eingeschränkt möglich und ein 
freier und fairer Wettbewerb nicht vorhanden. Beson-
ders restriktive Regelungen beim grenzüberschreiten-
den Dienstleistungshandel finden sich beispielsweise 
in Ländern wie Luxemburg, Belgien, Österreich oder 
Frankreich, während die Niederlande, Litauen, Schwe-
den, Dänemark und Estland vergleichsweise offenere 
Märkte für Dienstleistungsunternehmen des gemein-
samen Wirtschaftsraums haben.

Unternehmen sind in der EU aber nicht nur einem 
Flickenteppich an unterschiedlicher Stärke von Regu-
lierungen und nicht-tarifären Barrieren beim grenz-
überschreitenden Dienstleistungshandel zwischen 
EU-Ländern ausgesetzt. Eine detaillierte Betrach-
tung offenbart zudem eine erhebliche Heterogenität 
von Restriktionen zwischen den verschiedenen Wirt-
schaftsbereichen. Im Durchschnitt zählen Bereiche wie 
Lufttransport, Vertrieb und Rechtsberatung zu den am 
stärksten regulierten Branchen in den Mitgliedstaaten 
des gemeinsamen Wirtschaftsraums (vgl. Abb. 3). Es 
zeigt sich jedoch vor allem, dass die Barrieren in allen 
Sektoren in den Ländern sehr unterschiedlich stark 

ausgeprägt sind. Unternehmen verschiedener Bran-
chen sind daher in der Praxis nicht einem kohärenten 
Binnenmarkt ausgesetzt, sondern mit 27 unterschied-
lichen nationalen Systemen innerhalb der EU konfron-
tiert. Folglich gibt es für jeden Wirtschaftsbereich 27 
unterschiedliche Regelungen, die jeweils den Zugang 
zur Erbringung von Dienstleistungen regeln, anstatt 
eines harmonisierten Binnenmarkts über den gemein-
samen Wirtschaftsraum hinweg. Insbesondere KMU 
wird es erschwert, sich ohne erheblichen Ressourcen-
einsatz mit den Regulierungen aller Mitgliedstaaten 
auseinanderzusetzen und rechtssicher im gemein-
samen Binnenmarkt zu bewegen und darin frei ihre 
Dienstleistungen anbieten zu können. Die Marktgröße 
und Stärke der EU mit knapp 450 Mio. Menschen kann 
damit nur unzureichend genutzt werden.

ZAHLREICHE ADMINISTRATIVE SCHRANKEN  
AUF NATIONALER EBENE 

Unternehmen sind zahlreichen Formen von nicht-ta-
rifären Barrieren ausgesetzt, die die grenzüberschrei-
tende Erbringung von Dienstleistungen innerhalb der 
EU erschweren können. Die genaue Kenntnis dieser 
Barrieren ist für eine effektive Regulierung, deren 
mögliche Harmonisierung sowie die Rückführung der 
Bürokratielasten von entscheidender Bedeutung, um 
die Potenziale des EU-Binnenmarkts besser freizu-
setzen. Die Europäische Kommission hat daher im 
Rahmen der Implementierung des Service Directives 
eine detaillierte Evaluierung der einzelnen Barrieren 
in den Mitgliedstaaten veranlasst. Die Analyse dieser 
erhobenen Daten verdeutlicht, dass administrative 
Hürden die größten Einschränkungen für die reibungs-
lose Erbringung von grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungen darstellen (vgl. Abb. 4). Durch nationalstaatli-
che Regulierungen erlegen viele Mitgliedsländer den 
ausländischen Unternehmen unterschiedliche Anfor-
derungen auf, bevor diesen die Erbringung von Dienst-
leistungen im eigenen Land gewährt wird. Zu diesen 
administrativen Hürden der Nationalstaaten zählen 
beispielsweise Meldepflichten, Erfordernisse einer vor-
herigen Genehmigung, zusätzliche Versicherungsan-
forderungen oder der Schutz von Berufsbezeichnun-
gen bzw. die mangelnde Anerkennung von beruflichen 
Qualifizierungen, die eine reibungslose Erbringung 
von Dienstleistungen im EU-Ausland erschweren.1  
1 In Unternehmensbefragungen berichten auch die Unternehmen 
selbst von signifikanten Barrieren beim Handel mit Dienstleistungen  
im EU-Binnenmarkt. Als häufige Barrieren werden genannt (vgl. Euro-
chambers Single Market Survey 2024): (1) Fragmentierung von Regeln  
(z. B. unterschiedliche nationale Dienstleistungs- und Produktregeln; 
vertragliche und rechtliche Praktiken und steuerrechtliche Unterschie-
de); (2) schwerer Zugang zu Informationen über Regeln bzw. Rahmenbe-
dingungen und Anforderungen (u. a. Sprachbarrieren, fehlende Transpa-
renz, öffentliche Auftragsvergabe; teils Berichte von Diskriminierung 
ausländischer Unternehmen durch nationale Behörden); (3) Kosten der 
Bürokratie und Regulierung (z. B. Gebühren, Auflagen, Zertifizierungs- 
und Sicherheitsanforderungen, Unsicherheit bei der Umsetzung von 
Regulierungen); (4) Einschränkungen beim freien Dienstleistungsverkehr 
im EU-Binnenmarkt (u. a. zeitliche Verzögerungen durch umfangreiche 
und zunehmende Berichts- und Meldepflichten sowie Verwaltungs-  
und Genehmigungsverfahren, z. B. durch Entsenderichtlinien bei  
Dienstreisen, Lizenzierungs- und Anerkennungsverfahren, u.v.m.).

Intra-STRIᵃ, 2022

ᵃ Der STRI quantifiziert die nicht-tarifären Handelshemmnisse im Dienstleistungsbereich in einem 
Index: 0 = offen, 1 = sehr restriktiv. Die Sortierung der Sektoren erfolgt nach der durchschnittlichen Stärke 
der Restriktionen. 
Quelle: OECD; Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut 
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Die Regulierungsfragmentierung der einzelnen Natio-
nalstaaten, eine oftmals mangelnde Transparenz und 
schwer zugängliche Informationen über die spezifi-
schen Anforderungen, um auf dem Markt tätig werden 
zu dürfen, Sprachbarrieren sowie Bürokratiekosten 
durch Gebühren und zeitliche Verzögerungen durch 
Genehmigungsverfahren behindern die Integration 
des EU-Binnenmarkts für Dienstleistungen in der EU. 
Das Ziel des freien Dienstleistungsverkehrs in der EU 
wird damit weiterhin deutlich verfehlt.

WOHLSTANDSGEWINNE DURCH ABBAU DER  
NATIONALEN BARRIEREN

Im Abbau der Barrieren bei der Erbringung von Dienst-
leistungen innerhalb des EU-Binnenmarkts stecken 
erhebliche Potenziale zur Stärkung der europäischen 
Wirtschaft. Mit dem ifo Handelsmodell2 haben wir eva-
luiert und simuliert, welche Wertschöpfungsgewinne 
durch eine Reduktion der nicht-tarifären Barrieren in 
der EU freigesetzt werden. Im Ergebnis zeigt sich, dass 
alle Volkswirtschaften der EU von einer Liberalisierung 
und einem Abbau der Hürden profitieren (vgl. Abb. 5). 
Eine Reduzierung der Barrieren um 10 % würde  
nach den Modellberechnungen die Bruttowertschöp-
fung in der EU in der mittleren Frist um 0,5 % bzw. 
77 Mrd. Euro erhöhen.3 In kleineren EU-Ländern wie 
Luxemburg und Irland kommt es zu einer größeren 
positiven Veränderung der Wertschöpfung. Unterneh-
men kleinerer Länder würden in besonderem Maße 
davon profitieren, einen erleichterten Zugang auf die 
Märkte der großen europäischen Volkswirtschaften zu 
erhalten. Größere Länder wie Deutschland und Frank-
reich würden hingegen absolut gesehen die größten 
Zugewinne verzeichnen. Die Zusammensetzung des 
EU-Wachstums verdeutlicht dies (vgl. Abb. 6). Der An-
teil Deutschlands am gesamteuropäischen Wachstum 
der Bruttowertschöpfung durch eine bessere Integra-
tion des Dienstleistungshandels ist mit Abstand am 
größten und beträgt 18,2 %. Zu den weiteren Ländern 
mit größten Zugewinnen würden auch Irland, Italien 
und Belgien zählen.

Bei einer umfangreichen Reduzierung der Han-
delsbarriere um 25 % würde sich die Bruttowertschöp-
fung in der EU mittelfristig sogar um 2,3 % bzw. knapp 
350 Mrd. Euro erhöhen. Die Ergebnisse zeigen, dass 
sich ein weiterer Abbau der Bürokratielasten und Li-
beralisierung des EU-Binnenmarkts für den Dienstleis-
tungshandel überproportional in Wohlstandsgewinne 
überträgt und darin erhebliche Potenziale zur Stär-

2 Das ifo Handelsmodell erlaubt es, die allgemeinen Gleichge-
wichtseffekte einer Vielzahl von unterschiedlichen handelspoliti-
schen Szenarien zu simulieren. Das ifo Handelsmodell deckt mehr 
als 120 Länder und 65 Wirtschaftssektoren ab, auf die über 90 % der 
globalen Wertschöpfung entfallen. 
3 Dabei handelt es sich um einen statischen Niveaueffekt (relativ 
zum Jahr 2023), der die langfristigen Wohlstandsgewinne unter-
schätzen dürfte. So würde das zukünftige Wirtschaftswachstum auf 
einem höheren Ausgangsniveau stattfinden. Auch dynamische Effek-
te wie weitere Investitionen im EU-Binnenmarkt dank einer besseren 
und attraktiveren Marktintegration sind in der Simulation nicht ab-
gebildet.

kung der europäischen Wirtschaft liegen. Damit ist 
die weitere Liberalisierung und Integration des Dienst-
leistungshandels im EU-Binnenmarkt eine deutlich 
bessere Alternative zur Stärkung der europäischen 
Wirtschaft als handelspolitische Reshoring-Szenarien, 
also die umfassende Rückverlagerung von Produktion 
nach Europa, die vielmehr zu erheblichen Wohlstands-
verlusten (– 5 %) führen würden (Baur et al. 2023).

SEKTORALE VERFLECHTUNG FÜHRT ZU  
ZUGEWINN IN ALLEN WIRTSCHAFTSBEREICHEN

Eine detaillierte Betrachtung der sektoralen Zusam-
mensetzung des Wertschöpfungswachstums durch die 
Liberalisierung des Dienstleistungshandels in der EU 
zeigt interessante Muster. Im EU-Aggregat fällt durch 
den Abbau der Barrieren mit 88 % der größte Anteil 
des Wertschöpfungszuwachs auf den Dienstleistungs-
sektor selbst. Mit einem Anteil von rund 10 % fällt ein 
Anteil des Zuwachses jedoch auch auf das Verarbei-
tende Gewerbe und 2 % auf den Agrarsektor. Beson-
ders stark würden in der EU bei einer Reduzierung 
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der Barrieren um 10 % u. a. die unternehmensnahen 
Dienstleistungen (+ 0,8 % Wertschöpfungszuwachs), 
Versicherungen (+ 1,0 %), der Handel (+ 0,6 %) und 
Transportdienstleistungen (+ 1,3 %) profitieren.

In Deutschland würde die Verteilung der Zuge-
winne jedoch anders ausfallen. Hier profitiert insbe-
sondere das Verarbeitende Gewerbe (+ 1,1 % Wert-
schöpfungszuwachs) vom Abbau der Hürden beim 
europäischen Dienstleistungshandel, während die 
Dienstleistungsunternehmen einen Zugewinn von 
0,2 % verzeichnen würden. Während der Anteil des 
Dienstleistungssektors in Deutschland am Zugewinn 
der Bruttowertschöpfung somit 33 % beträgt, würde 
der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes bei beachtli-
chen 58 % liegen. Dies unterstreicht die enge sektorale 
Verflechtung und den gesamtwirtschaftlichen Nutzen 
einer Liberalisierung des Dienstleistungshandels. Der 
Abbau von Handelsschranken im Dienstleistungsbe-
reich kann folglich auch als Katalysator für Effizienz-
steigerungen und Kostensenkungen in den anderen 
Sektoren wirken. Beispielsweise könnten verbesserte 
Logistikdienstleistungen oder effizientere Beratungs-
dienste auch die Produktivität und Wettbewerbsfähig-
keit des Verarbeitenden Gewerbes unmittelbar stei-
gern. Zudem sind viele Industrieunternehmen auch 
als Dienstleister rund um ihre Produkte tätig, wie 
beispielsweise Leasing- und Finanzierungsangebote 
für Autos, die zu einer gesteigerten Automobilproduk-
tion führen können. Verstärkt werden diese Effekte 
durch die zunehmende Präferenz für individualisierte 
Produkte und Maschinen, die zu einer noch engeren 
Verflechtung des Dienstleistungssektors mit anderen 
Wirtschaftssektoren führt – ein Phänomen, das häu-
fig als »Servitization« des Verarbeitenden Gewerbes 
beschrieben wird. Dabei werden zusätzliche Dienst-
leistungen wie Wartung, spezielle Anpassungen oder 
Unterstützungsdienste zusammen mit physischen 
Produkten angeboten. Diese zunehmende Integra-
tion von Dienstleistungen in die Produktangebote des 
Verarbeitenden Gewerbes zeigt die wachsende Bedeu-
tung einer nahtlosen Dienstleistungserbringung. Es ist 
jedoch zu beachten, dass nicht alle Wirtschaftsberei-
che bzw. Unternehmen der einzelnen Mitgliedstaaten 
gleichermaßen vom Abbau der Hürden und höheren 
Wettbewerb profitieren würden. So wären in Deutsch-
land in den Bereichen Transport und Lagerhaltung 
sowie Tourismus und Freizeit auf Basis der Simula-
tionsergebnisse Wertschöpfungsverluste zugunsten 
anderer EU-Länder zu erwarten. Im Aggregat würden 
durch die Effizienzgewinne jedoch alle Länder sowie 
alle Sektoren europaweit profitieren. 

FAZIT UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Die Volkswirtschaften der EU-Mitgliedstaaten sind 
heute stark durch den Dienstleistungssektor geprägt. 
Mehr als 70 % der Bruttowertschöpfung und Beschäfti-
gung finden europaweit in diesem Sektor statt, der in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten auch wesentlicher 

Wachstumstreiber zur Wohlstandssteigerung in der EU 
war. Die rasante Entwicklung der Digitalisierung hat 
dazu beigetragen, dass viele Dienstleistungen nun-
mehr grenzüberschreitend gehandelt werden können 
und hohe Wachstumspotenziale für die europäische 
Wirtschaft bestehen. Trotz dieser technologischen 
Fortschritte und großen Bedeutung des Sektors er-
folgt der überwiegende Anteil der Dienstleistungser-
bringung jedoch noch immer innerhalb der nationalen 
Märkte. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass 
zahlreiche Barrieren den freien Handel mit Dienstleis-
tungen weiterhin behindern. Aktuell bestehen noch 
immer 27 unterschiedliche Systeme statt eines har-
monisierten EU-Binnenmarkts für Dienstleistungen. 
Die unterschiedlichen (bürokratischen sowie instituti-
onellen) Regelungen sind dabei tief in den nationalen 
Systemen verwurzelt. 

Gerade KMU haben dadurch kaum Möglichkeiten, 
die Marktgröße von 450 Mio. Menschen des europä-
ischen Binnenmarkts zu nutzen. Im Vergleich zu an-
deren großen Weltmärkten wie den USA, China und 
Indien ist die Marktgröße vieler EU-Mitgliedstaaten 
allein relativ gering. Diese Begrenzung schränkt so-
wohl das Wachstumspotenzial als auch die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und 
Start-ups im Dienstleistungssektor ein und schwächt 
langfristig die europäische Wettbewerbsfähigkeit. Für 
die EU und die Mitgliedstaaten ist es daher von essen-
zieller Bedeutung, innerhalb ihrer Grenzen bestehende 
Handelsbarrieren zu identifizieren und zu minimieren 
sowie gemeinsam einen kohärenten, barrierefreien 
Binnenmarkt für Dienstleistungen zu etablieren. Ein 
solcher strategischer Ansatz könnte insbesondere jun-
gen Unternehmen verbesserte Wachstumschancen 
eröffnen, Investitionen im EU-Binnenmarkt erhöhen 
und die Position Europas im globalen Wettbewerbs-
kontext signifikant stärken. 

Um die nicht-tarifären Barrieren im Dienstleis-
tungshandel innerhalb der Europäischen Union ef-
fektiv zu adressieren, sind koordinierte Maßnahmen 
auf mehreren Ebenen empfehlenswert: 

Auf der EU-Ebene…
 ‒ …sollte die Stärkung des Binnenmarkts als eine 

zentrale Priorität betrachtet werden, mit einem 
besonderen Fokus auf den Abbau von Hürden, 
die das signifikante Wachstumspotenzial des 
Dienstleistungshandels hemmen. Hierbei wäre 
eine proaktive und koordinierende Unterstützung 
durch die EU hilfreich, um heterogene nationale 
Regelungen stärker zu harmonisieren. Gleichzeitig 
sollte die EU die Einführung neuer, restriktiver 
Vorschriften vermeiden, wie übermäßige Berichts-
pflichten, und eigene hinderliche Vorschriften, wie 
die Entsenderichtlinien, überdenken. 

 ‒ …sollte der Ausbau der zentralen EU-On-
line-Plattform (vgl. »Single Digital Gateway«) zü-
giger umgesetzt und ausgebaut werden. Diese 
Plattform sollte umfassende Informationen zu 
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allen relevanten Prozessen und Regeln der ein-
zelnen Mitgliedsländer bieten, in verschiedenen 
Sprachen zugänglich sein und die digitale sowie 
zentrale Abwicklung grenzüberschreitender Ver-
waltungsverfahren unterstützen. Unternehmen 
hätten somit eine zentrale Anlaufstelle, um sich 
rechtssicher über den Zugang zu den Märkten der 
einzelnen Mitgliedstaaten zu informieren. Dies 
wäre insbesondere für KMU eine Entlastung und 
Hilfe.

Auf Ebene der Mitgliedstaaten…
 ‒ …wäre eine verbesserte Harmonisierung nati-

onaler Vorschriften und Normen sinnvoll. Opti-
mierungen könnten insbesondere im Bereich von 
rechtlichen Rahmenbedingungen und Praktiken, 
wie dem E-Commerce, den Eigentumsrechten, 
der Anerkennung von Qualifikationen sowie den 
Sicherheits- und Versicherungsanforderungen, 
erfolgen. 

 ‒ … wäre ein spürbarer Abbau von nationaler Bü-
rokratie und Regulierungskosten angezeigt, denn 
hier liegen die größten Hürden für den grenzüber-
schreitenden Dienstleistungshandel. Dies könnte 
eine Reduzierung von Dokumentations- und Mel-
depflichten sowie von Barrieren im freien Dienst-
leistungsverkehr beinhalten, wie kostspielige und 
langwierige Lizenzierungs- und Genehmigungs-
verfahren. Insbesondere den Grenzregionen im 
Binnenmarkt kommt hier eine besondere Bedeu-
tung zu. 

Schließlich sollte der Ausbau der Digitalisierung und 
der grenzüberschreitenden Infrastruktur gefördert 
werden, um die Chancen für Wirtschaftswachstum 
und die Skalierungsmöglichkeiten für Unternehmen 
durch digital handelbare Dienstleistungen im EU-Bin-
nenmarkt zu erhöhen. Durch diese koordinierten An-
strengungen könnte die EU die Voraussetzungen für 
einen effizienteren und integrativeren Binnenmarkt 
schaffen, was letztendlich allen Mitgliedstaaten und 
Wirtschaftssektoren zugutekommt.
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Vorschläge für eine reformierte  
europäische Asyl- und  
Migrationspolitik

HISTORIE DER GEMEINSAMEN  
ASYLPOLITIK DER EU

Erste Bestrebungen zur Entwicklung einer gemeinsa-
men Asylpolitik auf EU-Ebene gab es bereits in den 
1990er Jahren. Mit dem Wegfall der Kontrollen an 
den Binnengrenzen durch das 1995 in Kraft getretene 

Schengener Abkommen rückten die Außengrenzen der 
EU stärker in den Fokus und es entstand der Wunsch 
nach mehr Kontrolle, die jedoch eine verstärkte  
Kooperation voraussetzte. Zudem unterschieden sich 
die Asylsysteme der Mitgliedstaaten stark voneinan-
der, so dass es für Schutzsuchende teilweise einen 
großen Unterschied hinsichtlich ihrer Bleibepers-
pektive machte, in welchem Land sie einen Antrag  
stellten. Zudem bestand Klärungsbedarf hinsicht-
lich der Zuständigkeiten für die Prüfung von Asyl-
anträgen und es sollte zukünftig vermieden werden, 
Asylanträge in mehreren Mitgliedstaaten zu stellen  
(Hanewinkel 2023). Aus diesem Grund wurde das 
Schengener Abkommen ab 1997 durch die völker-
rechtliche Dublin-Verordnung ergänzt, die fortan 
festlegte, dass der Staat für die Prüfung eines Asyl-
antrags zuständig ist, in den der Schutzsuchende zu-
erst eingereist ist.

Ebenfalls 1997 einigten sich die Mitgliedstaaten 
mit dem Vertrag von Amsterdam auf die Entwick-
lung einer gemeinsamen Asyl- und Migrationspolitik. 
Wichtige internationale Abkommen wie die Genfer 
Flüchtlingskonvention wurden verbindlich in den Ver-
trag aufgenommen. Zwei Jahre später beschloss der 
Europäische Rat in Tampere schließlich die Einfüh-
rung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS), das bis 2005 umgesetzt wurde und aus fünf 
Kernelementen in Form von zwei Verordnungen und 
drei Richtlinien bestand:

Dublin-Verordnung (Dublin II): Überführte das 
Dubliner Übereinkommen in EU-Recht und legte fest, 
dass der Staat für ein Asylverfahren verantwortlich 
ist, dessen Territorium eine schutzsuchende Person 
zuerst betritt.

EURODAC-Verordnung: Einrichtung eines Finger-
abdruck-Identifizierungs-Systems und einer 

entsprechenden EU-Datenbank zur Unter-
stützung der Dublin-Verordnung bei der 
Vermeidung von Sekundärmigration zwi-

schen den Mitgliedstaaten.

Qualifikationsrichtlinie: Legte Mindestnor-
men für die Anerkennung von Asylbewer-
ber*innen fest und definiert die Rechte von 
anerkannten Geflüchteten sowie subsidiär 
Geschützten.

Die vergangenen zehn Jahre haben die Defizite der europä-
ischen Asylpolitik offengelegt. Uneinheitliche Umsetzungen 
der gesetzlichen Regelungen und die ungleiche Belastung der 
EU-Länder haben in Anbetracht andauernd hoher Asylan-
tragszahlen zu einer Überlastung des europäischen Asylsys-
tems und zu großem Unmut in den Mitgliedstaaten geführt, 
so dass eine Reform der gemeinsamen europäischen Asylpo-
litik unumgänglich wurde. Die Reform führt mit dem Asyl-
grenzverfahren ein beschleunigtes Verfahren ein, das eine 
schnellere Abschiebung von Personen mit schlechten Bleibe-
perspektiven ermöglicht. Zwar obliegt die Prüfung der Asylan-
träge weiterhin dem EU-Ersteinreiseland, es sollen allerdings 
30 000 Geflüchtete jährlich auf die Mitgliedstaaten verteilt 
werden. Im Falle stark steigender Antragszahlen tritt eine 
neu eingeführte Krisenverordnung in Kraft, die Eilverfah-
ren für Registrierung und Abschiebung vorsieht. Ein Haupt-
problem der hohen Asylantragszahlen wurde mit der Reform 
allerdings nicht adressiert: Es fehlen legale Einreisewege in 
die EU für Menschen, deren Fluchtgründe nicht Krieg und 
Verfolgung sind, sondern wirtschaftliche Ursachen haben.
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Aufnahmerichtlinie: Legte Standards fest zur Re-
gistrierung, Unterbringung und Versorgung der 
Geflüchteten.

Verfahrensrichtlinie: Definierte Mindestnormen für 
die Durchführung von Asylverfahren.

HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG

Auf dem Papier hatte die Schaffung eines EU-weiten 
Asylsystems zu einer Angleichung und Harmonisierung 
der Standards und Verfahren geführt, in der Praxis 
zeigten sich jedoch die Schwächen der neuen Rege-
lung. Da die Vorgaben oft sehr vage formuliert wa-
ren, kam es bei der Umsetzung auf nationaler Ebene 
zu gravierenden Unterschieden. Besonders deutlich 
wird dies an den unterschiedlichen Schutzquoten für 
Asylsuchende in den einzelnen Mitgliedstaaten. Auch 
die Dublin-Regeln, nach denen allein der Einreisestaat 
für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist, 
wurden teilweise nur unzureichend umgesetzt. Die 
EU-Staaten an den Außengrenzen wurden überpropor-
tional belastet, was in den Jahren 2015/16 zu einem 
regelrechten Zusammenbruch des Systems führte und 
die Defizite deutlich machte. Die Registrierung in den 
Ersteinreiseländern, insbesondere in Griechenland, 
unterblieb häufig, so dass die Schutzsuchenden in-
nerhalb der EU weiterwanderten und es zu einer mas-
siven Sekundärmigration kam, die das Dublin-System 
eigentlich verhindern sollte. Deutschland, als eines 
der Hauptzielländer der Fluchtmigration aus Syrien, 
reagierte darauf, indem es die Dublin-Regeln zeitweise 
außer Kraft setzte und die Asylverfahren selbst durch-
führte, obwohl nach den Regeln Griechenland zustän-
dig gewesen wäre (Bendel 2022; Berlinghoff 2023).

INTERESSENSKONFLIKTE UND GRENZSCHUTZ

Die Interessenskonflikte zwischen den EU-Außen-
grenzstaaten, die sich nicht ausreichend unterstützt 
fühlten und eine gerechtere Aufgabenteilung forder-
ten, und Ländern wie Deutschland, die aufgrund ih-
rer vergleichsweisen besseren Standards hinsichtlich 
des Schutzes, der Unterbringung und der Zukunfts-
perspektiven für Geflüchtete, einen starken Zustrom 
erfahren haben, führten auf EU-Ebene zu einer Fo-
kussierung auf Abschreckung der Schutzsuchenden 
als kleinstem gemeinsamen Nenner (Angenendt et 
al. 2023). So wurde der Außengrenzschutz gestärkt, 
indem die Europäischen Grenzschutzagentur Frontex1 
eine Aufstockung erfuhr. Außerdem wurden staatliche 
Funktionen an Drittstaaten ausgelagert, die gegen 
finanzielle Unterstützung im wirtschaftlichen und/
oder entwicklungspolitischen Bereich dafür sorgen 
sollten, Geflüchtete an der Weiterreise in die EU zu 
hindern oder sie zurückzunehmen (ebd.; Bendel 2022). 

1 Frontex war an illegalen Pushbacks und rechtswidrigen Zurück-
weisungen von Schutzsuchenden an der griechischen Grenze betei-
ligt (Hruschka 2022; Luyten 2022).

Humanitäre Aspekte traten dabei 
zunehmend in den Hintergrund.

DAS REFORMIERTE GE-
MEINSAME EUROPÄISCHE 
ASYLSYSTEM 

Nach jahrelangen Verhandlungen 
und Uneinigkeiten zwischen den 
Mitgliedstaaten wurde die Reform 
der europäischen Asylpolitik im 
April 2024 formell vom Europäi-
schen Parlament angenommen. 
Bereits im Dezember 2023 hatten 
sich die EU-Mitgliedstaaten, das 
Europäische Parlament sowie die 
Europäische Kommission auf die 
Reform des GEAS geeinigt. Ein 
endgültiges Inkrafttreten er-
folgt bis spätestens April 2026. 
Folgende Neuregelungen werden 
mit der Reform umgesetzt werden:

Screening-Verordnung: Bei irre-
gulärem Eintritt in die EU müssen 
»Screening«-Verfahren durchlaufen 
werden. Dabei werden Fingerab-
drücke genommen, die Identität 
überprüft und der Gesundheitszu-
stand sowie mögliche Sicherheits-
risiken festgestellt. Das Screening, währenddessen die 
Einreisenden festgehalten werden können, soll maxi-
mal eine Woche dauern. Um die Einhaltung interna-
tionaler Menschenrechtsstandards zu gewährleisten, 
wird ein Überwachungsmechanismus eingerichtet.

Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung (er-
setzt teilweise die Dublin-Verordnung): Die Zustän-
digkeit für Asylverfahren bleibt bei den Ersteinrei-
sestaaten. Die neue Verordnung schafft jedoch die 
Voraussetzungen für eine Verteilung der Schutz- 
suchenden auf die EU-Mitgliedstaaten. In Fällen, in 
denen die Ersteinreisestaaten einem erhöhten Migra-
tionsdruck ausgesetzt sind, können andere Mitglied-
staaten um Unterstützung gebeten werden. Die Eu-
ropäische Kommission wird jährlich einen Bericht er-
stellen, der als Grundlage für die Erarbeitung eines 
Solidaritätspakets dienen soll, das die verfügbaren 
Kapazitäten, die finanziellen Mittel und einen Ver-
teilungsschlüssel festlegt. Insgesamt sollen pro Jahr 
30 000 Schutzsuchende verteilt und ein Budget von 
mindestens 600 Mio. Euro für Aufnahmemaßnahmen 
zur Verfügung gestellt werden. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden auf freiwilliger Basis, ob und wie viele 
Geflüchtete sie aufnehmen wollen, alternativ können 
sie finanzielle Mittel zusagen.

Asylverfahrens-Verordnung: Regelt den Zugang zum 
Asylsystem in der EU neu. Einführung des Grenzver-
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fahrens: Hierbei handelt es sich um ein beschleunigtes 
Verfahren (max. zwölf Wochen), das bei einreisenden 
Personen aus Ländern mit einer geringen Schutzquote 
von unter 20% durchgeführt wird. Das Grenzverfah-
ren wird auch bei Personen durchgeführt, die keine 
Dokumente vorlegen können oder bei der ersten An-
hörung widersprüchliche Angaben gemacht haben. 
Es gilt die »Fiktion der Nichteinreise«, d. h. es wird 
rechtlich davon ausgegangen, dass die Person das 
EU-Territorium noch nicht betreten hat, obwohl dies 
der Fall ist. Schutzsuchende können in dieser Zeit un-
ter haftähnlichen Bedingungen festgehalten werden 
und haben nur eingeschränkte Rechtsmittel gegen 
abgelehnte Asylentscheidungen. Zusätzlich führt die 
Asylverfahrensverordnung eine Zulässigkeitsprüfung 
ein: Danach können die Asylbehörden prüfen, ob ein 
Schutzsuchender aus einem Land eingereist ist, in 
dem er Asyl hätte beantragen können, oder aus einem 
sogenannten »sicheren Drittstaat«. Als solche gelten 
Länder, in denen weder Verfolgung noch unmenschli-
che Behandlung zu befürchten sind. Diese Länder dür-
fen Schutzsuchende auch nicht in lebensbedrohliche 
Situationen abschieben, müssen die Menschenrechte 
achten und Zugang zu Gesundheitsversorgung und Le-
bensunterhalt gewährleisten. Als »sicherer Drittstaat« 
können auch nur einzelne Regionen eines Landes gel-

ten, nicht zwingend das ganze Land. Es reicht auch 
aus, wenn der Staat nur für bestimmte Personengrup-
pen als sicher gilt.

Krisenverordnung: Kann im Falle einer Überlastungs-
situation bei stark ansteigenden Zahlen von Schutzsu-
chenden aktiviert werden und bedarf eines Beschlus-
ses des Europäischen Rats. Tritt er in Kraft, erfolgt 
eine Registrierung der Schutzsuchenden im Eilver-
fahren. Werden sie dem Grenzverfahren zugewiesen, 
können sie bis zu 18 Wochen unter haftähnlichen Be-
dingungen untergebracht werden. Bei abgelehnten An-
trägen ist eine Abschiebung im Eilverfahren möglich. 
Überlastete Mitgliedstaaten können in dieser Situation 
andere EU-Länder um Umverteilung von Schutzsu-
chenden bitten. Alternativ können die anderen Mit-
gliedstaaten auch Unterstützung bei der Bearbeitung 
von Asylanträgen oder finanzielle Hilfe leisten.

WAS IST VON DER REFORM DES GEAS ZU 
ERWARTEN?

Abbildung 1 zeigt die Zahl der Asylbewerber*innen in 
den fünf wichtigsten EU-Zielländern und in der gesam-
ten EU-27 in den vergangenen zehn Jahren. Deutsch-
land ist nach wie vor das beliebteste Zielland für Asyl-
suchende in der EU. Obwohl Ukrainer*innen in dieser 
Statistik nicht enthalten sind, da sie nicht verpflichtet 
sind, einen Asylantrag zu stellen, zeigt sich, dass die 
Zahl der Asylanträge in der EU insgesamt und in den 
wichtigsten Zielländern in den vergangenen Jahren 
wieder angestiegen ist. Die Herausforderungen blei-
ben also aktuell und relevant.

Betrachtet man die Herkunftsländer der Asyl-
suchenden, so zeigt sich, dass Syrien das Haupther-
kunftsland von Asylsuchenden ist (vgl. Abb. 2). Interes-
sant ist, dass die Anträge aus Syrien und Afghanistan 
seit 2020 wieder ansteigen. Auch aus der Türkei, Vene-
zuela und Kolumbien werden seit 2020 mehr Anträge 
gestellt. Fast alle kolumbianischen und venezolani-
schen Asylsuchenden stellen ihren Antrag in Spanien, 
das eine der niedrigsten Anerkennungsquoten unter 
den fünf wichtigsten Zielländern aufweist (vgl. Abb. 3). 
Auf Grund der wieder ansteigenden Zahlen ist die Re-
form des Asylsystems dringend notwendig.

Ein Blick auf die Anzahl der Entscheidungen und 
Anerkennungsraten der zehn europäischen Länder 
mit den meisten Asylanträgen zeigt, dass es große 
Differenzen zwischen den Anerkennungsraten gibt. 
Während Österreich, Schweden und Deutschland fast 
alle Asylanträge aus Syrien annehmen, haben die 
Niederlande, Österreich und Finnland die höchsten 
Anerkennungsraten für Geflüchtete aus Afghanistan. 
Griechenland und Belgien haben sowohl für syrische 
als auch afghanische Antragsteller*innen sehr geringe 
Anerkennungsquoten. Diese Zahlen verdeutlichen, 
warum es wichtig ist, sich in der EU auf einheitliche 
Standards zu einigen, und hebt auch deutlich hervor, 
dass dies in der Vergangenheit gescheitert ist. 
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Ein historischer Überblick über die wichtigsten 
Grenzübertritte in die EU zeigt, dass die östliche Mit-
telmeerroute (EU-Einreise über Griechenland, Zypern 
und Bulgarien), die um 2015 sehr stark frequentiert 
war, nach dem Abkommen mit der Türkei nun viel 
weniger genutzt wird als die zentrale Mittelmeerroute, 
die derzeit am häufigsten genutzt wird (vgl. Abb. 4). 
Dies bedeutet, dass Italien und Malta als Hauptauf-
nahmeländer für alle irregulären Grenzübertritte unter 
Druck geraten sind. Obwohl die EU auch Abkommen 
mit nordafrikanischen Ländern abgeschlossen hat, 
um die Übertritte in der zentralen Mittelmeerroute 
zu reduzieren, scheint dies weniger Effekte zu haben. 
Besonders seit 2020 sind die Grenzübertritte auf fast 
allen Routen wieder gestiegen und es ist absehbar, 
dass die Länder in Südeuropa überlastet sein werden.

FEHLENDE MÖGLICHKEITEN DER 
ARBEITSMIGRATION 

Ein Grund für die Überlastung des europäischen Asyl-
systems ist der Mangel an legalen Möglichkeiten, aus 
Afrika und Asien in die EU zu kommen, insbesondere 
für gering qualifizierte Menschen. In den Jahren 
2015 und 2016 hat die Internationale Organisation 
für Migration mehr als 20 000 Migrant*innen befragt, 
die über das Mittelmeer nach Europa gekommen sind. 
Die Umfragen wurden in elf Sprachen von geschulten 
Datenerheber*innen mit unterschiedlichen kulturellen 
und sprachlichen Hintergründen durchgeführt. Die 
Befragungen waren anonym. Den Befragten wurde 
versichert, dass ihre Antworten nicht an die Behör-
den ihres Landes weitergegeben würden und somit 
keinen Einfluss auf den Ausgang ihrer Asylverfahren 
hätten. Die Befragten wurden nach den Hauptmo-
tiven für ihre Migration gefragt. 77 % nannten Kon-
flikte oder Verfolgung und 18 % wirtschaftliche Gründe 
als Hauptgrund für ihre Auswanderung (Aksoy und 
Poutvaara 2021). Begrenzter Zugang zu grundlegen-
den wohlfahrtsstaatlichen Dienstleistungen (Bildung 

und Gesundheitsversorgung), der Mangel an Nahrung 
oder Unterkunft wurden nur von 2 % der Befragten 
als Hauptgrund genannt. Weitere 2 % nannten Na-
turkatastrophen oder andere Gründe. Bei den Haupt-
gründen für die Auswanderung gab es jedoch große 
Unterschiede zwischen den verschiedenen Herkunfts-
ländern. Über 90 % der Befragten aus Eritrea, Irak, 
Somalia, Sudan und Syrien gaben an, ihr Land auf-
grund von Konflikten oder Verfolgung verlassen zu 
haben. Am anderen Ende der Skala nannte eine große 
Mehrheit der Befragten aus Marokko und Algerien die 
wirtschaftlichen Bedingungen als Hauptgrund für das 
Verlassen des Heimatlandes. In Ländern wie Iran, Pa-
kistan und Nigeria waren die Hauptgründe gemischt, 
wobei ein Teil der Migrant*innen durch Konflikte und 
Verfolgung und der andere Teil durch wirtschaftliche 
Gründe motiviert war. 

Nach der Genfer Flüchtlingskonvention haben nur 
Migrant*innen, die aufgrund von Konflikten oder Ver-
folgung das Mittelmeer überquert haben, Anspruch 
auf Asyl. Diejenigen, die aus wirtschaftlichen Gründen 
gekommen sind, gelten als irreguläre Migrant*innen. 
Daraus ergibt sich insbesondere ein Problem und eine 
daraus resultierende Fehleranfälligkeit für das Asylsys-
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tem bei Herkunftsstaaten, aus denen sowohl Geflüch-
tete gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention kommen 
als auch Migrant*innen, deren Migrationsgrund ein 
wirtschaftlicher ist: Die Folge kann einerseits sein, 
dass die Anträge von Personen, die die Voraussetzung 
für Asyl erfüllen, abgelehnt werden, da sie fälschli-
cherweise als Wirtschaftsmigrant*innen eingestuft 
werden, und andererseits Anträge von Personen, de-
ren Fluchtgrund in erster Linie wirtschaftlich motiviert 
ist, positiv beschieden werden.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Ein großes Problem, das das Asylsystem überlastet, 
ist der Mangel an legalen Wegen für gering qualifi-
zierte Menschen aus asiatischen und afrikanischen 
Ländern, in der EU zu arbeiten. In der Vergangenheit 
war Deutschland mit der gleichen Situation in Bezug 
auf Migrant*innen aus dem Westbalkan, insbesondere 
aus Albanien und Serbien, konfrontiert. Im Jahr 2015 
gab es eine große Zahl von Asylanträgen aus Albanien 
und Serbien, obwohl die Anerkennungsquoten sehr 
niedrig waren (0,2 bis 0,6 % der Asylbewerber*innen 
aus Albanien und Serbien erhielten laut Eurostat ei-
nen Schutzstatus). Dies führte zu einer Überlastung 
des Asylsystems. Deutschland reagierte mit der Ein-
führung der sogenannten Westbalkanregelung. Für 
Staatsangehörige der Westbalkanstaaten Albanien, 
Bosnien & Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Nord-
mazedonien und Serbien wurde zum 1. Januar 2016 
ein zusätzlicher Zugangsweg zur Beschäftigungsauf-
nahme geschaffen, der ihnen grundsätzlich die Mög-
lichkeit einräumt, ein Visum zur Arbeitsaufnahme 
unabhängig von der Qualifikation zu beantragen. In 
der Folge ging die Zahl der Asylanträge aus diesen 
Ländern drastisch zurück. So sank beispielsweise die 
Zahl der Anträge aus Albanien (Serbien) von 53 805 
(16 700) im Jahr 2015 auf 3 775 (2 330) im Jahr 2017 
(Eurostat 2024).

Die Westbalkanregelung kann als Modell für um-
fassendere Abkommen zwischen der Europäischen 
Union und afrikanischen und asiatischen Ländern die-
nen. Die Europäische Union könnte Bürger*innen aus 
qualifizierten Ländern einen legalen Weg zur Arbeits-
aufnahme in Europa anbieten, wenn diese Länder im 
Gegenzug bereit sind, irreguläre Migrant*innen und 
abgelehnte Asylbewerber*innen zurückzunehmen. Um 
sich zu qualifizieren, müsste ein Land ein sicheres Her-
kunftsland sein, in das die Rückführung abgelehnter 
Asylbewerber*innen zumutbar ist. Ähnlich wie bei der 

Westbalkanregelung könnte der legale Weg auf jene 
Personen beschränkt werden, die noch keinen Asyl-
antrag in der EU gestellt haben.

Arbeitsvisa, die im Rahmen einer solchen Rege-
lung ausgestellt werden, könnten befristet und in dem 
Sinne eingeschränkt sein, dass sie keinen Zugang zu 
Sozialleistungen gewähren und der*die Visumsinha-
ber*in das Land verlassen muss, wenn er*sie keinen 
Arbeitsvertrag erhält. Arbeitsvisa könnten auch ver-
längert werden, vorausgesetzt, ein vorheriges Visum 
wurde nicht überzogen. Ein solches System käme den 
Migrant*innen zugute, die ein Arbeitsvisum beantra-
gen und legal in die EU einreisen könnten, ohne die 
gefährliche Reise über das Mittelmeer antreten und 
Schlepper bezahlen zu müssen. Für die EU wäre dies 
insofern vorteilhaft, als dass es die Kosten für Asyl-
anträge senken würde, das Geschäft der Schmuggler 
reduzieren würde und durch legale Beschäftigungs-
möglichkeiten auch die Schattenwirtschaft verringert 
werden könnte. Auch für Asylsuchende, die gemäß 
der Genfer Flüchtlingskonvention Anrecht auf Asyl 
haben, brächte eine solche Lösung Erleichterung, da 
durch eine Entlastung des Asylsystems Entscheidun-
gen schneller getroffen werden könnten.
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Andrey Samarskiy und Maria Waldinger

EU-Entwicklungspolitik und  
der Klimawandel

Am 15. November 2023 unterzeichneten die Euro-
päische Union (EU) und ihre Mitgliedstaaten sowie 
die 79 Mitglieder der Organisation Afrikanischer, Ka-
ribischer und Pazifischer Staaten (OAKPS) das Sa-
moa-Abkommen. Der neue Rechtsrahmen für Staa-
ten, deren gemeinsame Bevölkerung 2 Mrd. Menschen 
überschreitet, markiert eine Ausweitung der Ziele der 
Entwicklungszusammenarbeit. Während das Vorgän-
gerabkommen in erster Linie auf Armutsreduzierung 
und Integration der Mitglieder der OAKPS in die Welt-
wirtschaft abzielte, umfasst das Samoa-Abkommen 
Schwerpunktbereiche der wirtschaftlichen, politi-
schen und sozialen Entwicklung: nachhaltige Wirt-
schaftsentwicklung, menschliche und soziale Entwick-
lung, Frieden und Demokratie, Migration und Mobilität 
sowie den Kampf gegen den Klimawandel.

Selbstverständlich können diese Schwerpunktbe-
reiche nicht isoliert voneinander betrachtet oder er-
reicht werden. Über die vergangenen Jahre ist immer 
deutlicher geworden, dass der Klimawandel ein Fak-
tor ist, der alle Bereiche wirtschaftlicher, politischer 
und sozialer Entwicklung beeinflusst und in Zukunft 
noch stärker beeinflussen wird. Das Samoa-Abkom-
men trägt dieser Entwicklung Rechnung, indem es den 
Kampf gegen den Klimawandel sowohl als Schwer-
punktbereich nennt als auch als Querschnittsthema, 
das Projekte in allen anderen Schwerpunktbereichen 
verfolgen soll.

In diesem Beitrag zeigen wir, auf welche Weise 
der Klimawandel alle wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Schwerpunktbereiche des Samoa-Ab-
kommens beeinflusst und welche Maßnahmen zur 
Mitigation des Klimawandels und zur Anpassung an 
den Klimawandel deshalb besonders wichtig sind. Ein 
Verständnis der komplexen kausalen Verflechtungen 
zwischen dem Klimawandel und der wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Entwicklung eines Landes 
sind Grundlage dafür, effektive entwicklungspoli-
tische Maßnahmen zu identifizieren und diese 
effizient zu implementieren.

AUSWIRKUNGEN DES KLIMAWANDELS 
AUF DIE SCHWERPUNKTBEREICHE DER 
EU-ENTWICKLUNGSPOLITIK

Nachhaltiges Wirtschaftswachstum und  
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung

Wirtschaftswachstum und Wirtschaftsent-
wicklung für Entwicklungsländer sind auch in 

Zeiten des Klimawandels als Weg zur Armutsreduk-
tion wichtig und erstrebenswert. Klimawandel behin-
dert das Wirtschaftswachstum, besonders in armen 
Ländern. Dell, Jones und Olken (2012) zeigen, dass 
eine Temperaturerhöhung von 1°C das jährliche Wirt-
schaftswachstum in Entwicklungsländern um 1,3 Pro-
zentpunkte reduziert. Auch die Wachstumsraten der 
Folgejahre werden negativ beeinträchtigt. Hohe Tem-
peraturen in einem Jahr haben also Langzeitfolgen.

Warum beeinflusst der Klimawandel – gerade in 
armen Ländern – das Wirtschaftswachstum so stark? 
Die wirtschaftliche Produktion von Entwicklungslän-
dern hängt zu einem großen Teil vom landwirtschaft-
lichen Sektor ab. Das Klima beeinflusst Wirtschafts-

Die Unterzeichnung des Samoa-Abkommens im November 2023 
markiert eine Ausweitung der Kernbereiche der EU-Entwick-
lungszusammenarbeit. Dieser Beitrag zeigt, auf welche Weise 
der Schwerpunktbereich Klimawandel alle anderen Kernziele 
des Samoa-Abkommens beeinflusst: nachhaltige Wirtschafts-
entwicklung, menschliche und soziale Entwicklung, Frieden 
und Demokratie sowie Migration und Mobilität. Zwei Anpas-
sungsmaßnahmen verdienen bei der Verfolgung dieser Ziele 
größeres Augenmerk: (i) Die EU-Entwicklungspolitik sollte 
Innovationen in Finanzierungsmechanismen für landwirt-
schaftliche Familienbetriebe unterstützen, um die negativen 
Auswirkungen klimatischer Einkommensschocks zu dämp-
fen. (ii) Ferner sollte die EU-Entwicklungszusammenarbeit 
den Ausbau von Transportinfrastruktur fördern, da offene-
rer Güterhandel und Personenverkehr effizienteren struk-
turellen Wandel im Zuge des Klimawandels ermöglichen.
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wachstum in afrikanischen Ländern durch ihre Aus-
wirkungen auf den landwirtschaftlichen Sektor, von 
dem in Entwicklungsländern ein großer Teil der Be-
völkerung abhängig ist (Barrios, Bertinelli und Strobl 
2010). Dieser Einfluss ist im Vergleich zu wirtschaftlich 
stärkeren Ländern besonders groß, da Kleinbauern 
oft traditionelle Methoden der Landwirtschaft nut-
zen, die den immer häufiger auftretenden Dürreperi-
oden, Erosion und Überschwemmungen wenig entge-
genzusetzen haben. Technologisch fortschrittlichere 
Methoden einzuführen, erfordert aber Investitionen, 
für die vielen Kleinbauern die Ressourcen fehlen. Die 
Einführung von neuen Bewässerungsmethoden oder 
produktiverem Saatgut birgt zudem, zumindest in 
einer Übergangszeit, erhöhte Risiken. Für Haushalte 
ohne finanzielle Puffer bedrohen erhöhte Risiken, zum 
Beispiel in Form von häufigeren Ernteausfällen, direkt 
ihre Existenz und mitunter das Leben der Mitglieder 
des Haushalts, besonders der Kinder.

Da Ressourcen zur Anpassung fehlen, können 
gerade die ärmsten Haushalte in eine »Armutsfalle« 
geraten (Letta, Montalbano und Tol 2018). Haushalte, 
die sich durch ihre landwirtschaftliche Produktion 
selbst versorgen, gleichen kurzfristige Ernteausfälle 
durch die weitere landwirtschaftliche Nutzung der 
Flächen aus, statt sie zur Regeneration brach liegen 
zu lassen und damit langfristig den Ertrag zu steigern 
(Aragon et al. 2021).

Simulationsmodelle zeigen zudem, dass die zu-
künftigen wirtschaftlichen Schäden des Klimawandels 
sehr ungleich verteilt sein werden. Regionen des glo-
balen Südens werden nicht nur durch geringere land-
wirtschaftliche Erträge belastet (Costinot, Donaldson 
und Smith 2016), sondern sind auch von Extremwet-
terereignissen und aufgrund des steigenden Meeres-
spiegels besonders betroffen (Desmet et al. 2021).

Menschliche und soziale Entwicklung

Der Klimawandel hat auch einen ausschlagge-
benden Einfluss auf Aspekte der sozialen Ent-
wicklung, vor allem für Frauen und Kinder. So 
wirkt sich die im Zuge des Klimawandels stei-
gende Häufigkeit von Extremwetter negativ auf 
die Gesundheit von Neugeborenen aus. Banerjee 
und Maharaj (2020) zeigen, dass im ländlichen In-
dien besonders hohe Temperaturen (über 32°C) 
während der Schwangerschaft zwei Todesfälle pro 
1 000 Neugeburten verursachen. Dürre (Rocha und 
Soares 2015) und Wüstenstaub (Heft-Neal 2020) haben 
ähnliche Auswirkungen.

Extremwetter während der Schwangerschaft hat 
auch negative Auswirkungen auf die langfristige Ent-
wicklung von Humankapital. In Ecuador haben Er-
werbspersonen ein niedrigeres Bildungsniveau und 
verdienen 0,7 % geringere Gehälter, wenn sie während 
der Schwangerschaft Temperaturen ausgesetzt waren, 
die 1°C über dem Landesdurchschnitt lagen (Fishman, 
Carrillo und Russ 2019). Wenn Familien von Wetter-

schocks betroffen sind und sich deren Einkommen re-
duziert, beenden Kinder früher ihre Bildungslaufbahn 
(Marchetta, Sahn und Tiberti 2019), können schlechter 
lesen und rechnen und werden häufiger nicht versetzt 
(Deuchert und Felfe 2015; Garg, Jagnani und Taraz 
2020; Park, Behrer und Goodman 2021).

Ferner zeigen sich geschlechtsspezifische Un-
terschiede: Infolge von negativen (positiven) Wetter-
schocks verschlechtern (verbessern) sich die Bildungs-
aussichten von Mädchen besonders stark (Maccini und 
Yang 2009; Björkman-Nyqvist 2013). Eine Erklärung für 
dieses Phänomen ist, dass Haushalte der Erziehung 
von Söhnen eine feste Menge an Ressourcen zuordnen 
und den für Töchter verbleibenden Rest flexibel den 
Umständen anpassen (ebd.). In kulturellen Kontex-
ten, in denen Brautpreise (Transfers von der Familie 
des Bräutigams zur Familie der Braut) üblich sind, 
entscheiden sich Eltern eher für eine Kinderhochzeit 
für ihre Tochter (Corno, Hildebrandt und Voena 2020).

Frieden und Demokratie

Klimawandel erhöht auch aus verschiedenen Gründen 
das Risiko politischer Gewalt in einem Land. Wenn 
lebenswichtigen Ressourcen durch Temperatur- und 
Niederschlagsschocks knapp werden, kommt es häufi-
ger zu unorganisierten gewaltsamen Konflikte: Dürren 
in Subsahara-Afrika erhöhen die Wahrscheinlichkeit 
von Auseinandersetzungen um den Zugang zu Was-
serquellen (Almer, Laurent-Lucchetti und Oechslin 
2017). Wenn Viehhalter gezwungen sind, ihre Zucht-
tiere zu einem geringen Preis zu verkaufen (Maystadt 
und Ecker 2014), oder Landwirte Missernten ausge-
setzt sind (Harari und Ferrara 2018), führt diese exis-
tenzielle Unsicherheit zu Aufständen und gewaltsa-
men Protesten. Auch fallen mit dem Einkommen die 
Opportunitätskosten der Teilnahme an organisierten 
Rebellenbewegungen (ebd.).

Insbesondere wirken sich klimatische Verände-
rungen widrig auf das Zusammenleben diverser Be-
völkerungsgruppen aus. In Subsahara-Afrika können 
beispielsweise nomadische Völker bei gewöhnlichen 
klimatischen Verhältnissen mit benachbarten sess-
haften Landwirten kooperieren. In der Trockensaison 
treiben erstere ihre Herden auf das Ackerland und 
hinterlassen organischen Dünger. Negative klimati-
sche Schocks stören dieses symbiotische Verhältnis:  
Auf der Suche nach nutzbaren Weidegründen bewe-
gen sich Wanderhirten bereits während der Regensai-
son auf naheliegende Ackerflächen und reduzieren  
dadurch die landwirtschaftlichen Erträge ihrer Nach-
barn. Dieser Interessenskonflikt führt zu gewaltsa-
men Auseinandersetzungen zwischen beiden Grup-
pen (Eberle, Rohner und Thoenig 2020; McGuirk und 
Nunn 2024). Konflikte dieser Art steuern insbesondere 
zu religiösen Auseinandersetzungen bei, da nomadi-
sche Völker größtenteils muslimisch und sesshafte  
Landwirte christlich geprägt sind (McGuirk und Nunn 
2024).
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Migration und Mobilität

Migration ist in der Geschichte der Menschheit eine 
klassische Strategie, um sich an klimatische Verände-
rungen anzupassen. Allerdings ist der Zusammenhang 
zwischen Klimawandel und Migration heute komple-
xer als mancher auf den ersten Blick vermutet. Stu-
dien zeigen, dass der Klimawandel ein zentraler Ein-
flussfaktor von Migrationsentscheidungen ist, aller-
dings vor allem von interner Migration innerhalb der 
Entwicklungsländer und in Ländern mit niedrigem 
oder mittlerem Einkommen (Hoffmann et al. 2020). 
Außerdem ist Migration eine kostspielige Entschei-
dung und setzt ein hinreichend hohes Einkommen 
voraus (Cattaneo und Peri 2016; Kubik und Maurel 
2016; Peri und Sasahara 2019). Mit anderen Worten: 
Besonders gefährdete Akteure können von diesem  
Anpassungsmechanismus keinen Gebrauch machen. 
Eine durch Klimamigration geförderte Urbanisierung 
birgt die Möglichkeit eines strukturellen Wandels, 
wenn erwerbsfähige Migranten von der Landwirtschaft 
in andere Sektoren wechseln (Henderson, Storeygard 
und Deichmann 2017).

ANPASSUNGSMASSNAHMEN

Anpassung und Modernisierung der 
Landwirtschaft durch verbesserte 
Finanzierungsinstrumente

Der Klimawandel beeinträchtigt in erster Linie land-
wirtschaftliche Haushalte, da ihre Erwerbsquellen den 
Wetterschocks besonders stark ausgesetzt sind. Dies 
führt zu einer Verringerung der Einkommen, die wie-
derum wirtschaftliche und soziale Aussichten hem-
men und zudem die Wahrscheinlichkeit von Gewalt 
erhöhen. Um Schäden dieser Art zu dämpfen, kann 
die EU-Entwicklungspolitik Kredit- und Versicherungs-
instrumente für gefährdete Haushalte fördern. Tat-
sächlich zeigen Studien, dass der Zugang zu derar-
tigen Finanzinstrumenten lokale Sterblichkeitsraten 
reduziert und landwirtschaftliche Investitionen und 
Einkommensdiversifizierung von Haushalten fördern 
(Burgess et al. 2017; Karlan et al. 2014; Macours, Pre-
mand und Vakis 2022).

In diesem Zusammenhang verspricht das Sa-
moa-Abkommen den Ausbau innovativer Finanzie-
rungsmechanismen für landwirtschaftliche Famili-
enbetriebe (Art. 45(3)). Die Erfüllung dieses Ziels ist 
von erheblicher Relevanz, da bestehende Finanzpro-
dukte in ineffizient geringen Mengen genutzt werden 
(Ahmed, McIntosh und Sarris 2020). Mögliche Gründe 
sind mangelndes Verständnis und Vertrauen, Liquidi-
tätseinschränkungen sowie »present bias«, d. h. eine 
zu hohe Gewichtung der Gegenwart (Cole et al. 2013). 
Die von der EU-Entwicklungspolitik geförderten Finan-
zinnovationen können daher zur Überwindung die-
ser Hindernisse beitragen (Casaburi und Willis 2018;  
Lane 2024).

Integration von ruralen Gebieten durch  
verbesserte Transportinfrastruktur

Langfristig wird der Klimawandel zu strukturellem 
Wandel der wirtschaftlichen Aktivität sowie der Re-
allokation von Arbeitskräften innerhalb von Entwick-
lungsländern führen. Ohne zusätzliche Politikmaß-
nahmen besteht allerdings das Risiko, dass diese 
Umstrukturierung zu ineffizienten Ergebnissen führt: 
Erwerbsmigranten schaffen nicht den Wechsel in pro-
duktive, besser bezahlte Industrien. Dies behindert 
aber die bitter nötige Industrialisierung. Gollin, Laga-
kos und Waugh (2014) zeigen, dass die Wertschöpfung 
pro Arbeitskraft in nicht landwirtschaftlichen Sektoren 
weit oberhalb der Landwirtschaft liegt. Dies deutet 
auf eine Fehlallokation des Faktors Arbeit hin.

Die Integration ländlicher Gebiete begünstigen 
individuelle Erwerbschancen und langfristige Indust-
rialisierungsprozesse. Zum einen fördern offenere Gü-
termärkte die Spezialisierung verschiedener Gebiete. 
Regionen mit hoher landwirtschaftlicher Produktivität 
können ihre komparativen Vorteile ausnutzen und 
vom Klimawandel stark betroffene Gebiete versor-
gen, während diese sich auf andere Wirtschaftszweige 
konzentrieren. Zum anderen erleichtert der offene 
Personenverkehr die Migration und Allokation von 
Arbeitskräften (Henderson, Storeygard und Deich-
mann 2017).

Die EU-Entwicklungspolitik kann daher auf die 
Offenheit der Gütermärkte und des Personenverkehrs 
hinwirken. Die im Samoa-Abkommen formulierten 
Ziele konzentrieren sich ausschließlich auf Handel und 
Migration zwischen verschieden Staaten (Art. 50-52 
und 62-73). Dies ignoriert allerdings die mangelnde 
Offenheit inländischer Gütermärkte (Henderson, Sto-
reygard und Deichmann 2017) sowie die Tatsache, 
dass der Großteil der Klimamigration nicht grenzüber-
schreitender Natur ist (Hoffmann et al. 2020).

Eine Möglichkeit für die EU-Entwicklungspolitik, 
mehr Offenheit und damit anhaltenden strukturellen 
Wandel zu schaffen, ist die Reduktion von Transport-
kosten in Form von öffentlicher Infrastruktur (Adamo-
poulos 2011; Gollin und Rogerson 2014). Die Bereitstel-
lung von Eisenbahnverbindungen und Brücken verbes-
sert die Arbeitsmarktaussichten von Erwerbspersonen, 
erhöht landwirtschaftliche Einkommen und Erträge 
und sorgt für mehr Nahrungssicherheit (Brooks und 
Donovan 2020; Burgess und Donaldson 2010; Sotelo 
2020). Investitionen in derartige öffentliche Güter 
erweitern Handelsverbindungen sowie die Arbeits-
marktalternativen der vom Klimawandel betroffenen 
Haushalte. Dies mindert Einkommensschocks und 
schafft günstigere Migrationsmöglichkeiten.
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Marcel Schlepper

Verteidigungspolitische Herausforde-
rungen für die Europäische Union

In Europa herrscht Krieg. Vor zwei Jahren hat Russ-
land die Ukraine überfallen. Der Kreml hatte gehofft, 
das Streben der Ukraine gen Westen zu beenden und 
so seine imperialistischen Fantasien zu befriedigen. 
Seitdem haben Bürgerinnen und Bürger, Politikerin-
nen und Politiker und Militärs in vielen europäischen 
Hauptstädten umdenken müssen. Sicherheit in Europa 
ist nicht von Natur aus gegeben – sie muss finanziert, 
erarbeitet und im Notfall erkämpft werden. Russland 
ist ihre größte Gefahr. In den vergangenen zwei Jahren 
konnten sich einige der europäischen NATO-Mitglied-
staaten vom finanziellen Tropf der Friedensdividende 
lossagen und haben ihre Verteidigungsausgaben er-
höht. Im Jahr 2024 werden 17 von ihnen voraussicht-
lich das 2 %-Ziel der NATO erreichen (NATO 2024). Die 
militärische Unterstützung für die Ukraine aus Eu-
ropa ist mit 42 Mrd. Euro bis Anfang 2024 in etwa so 
groß wie jene der USA (Trebesch et al. 2023).1 In Eu-
ropa ist etwas in Sachen Verteidigung in Bewegung 
gekommen. 

Offen ist, ob Europa ausreichend Unterstützung 
für die Ukraine aufbringen kann und selbst rechtzei-
tig kriegstüchtig wird. Denn Russland hat auf Kriegs-
wirtschaft umgestellt und wird dabei von China, Iran 
und Nordkorea tatkräftig unterstützt. Das führt nicht 
nur zu Vorteilen auf dem ukrainischen Gefechtsfeld, 
sondern gefährdet die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU) und der NATO direkt. Militärs und 
Regierungen warnen, dass Russland bereits in drei bis 
acht Jahren in der Lage sein werde, ein europäisches 
NATO-Mitglied anzugreifen und die Verbindlichkeit 
der Beistandsklausel zu testen (z. B. Milne und Dunai 
2024; Reuters 2024). Das alles findet vor dem Hinter-
grund eines amerikanisch-chinesischen Kräftemessens 
statt. Unabhängig von einer erneuten Präsidentschaft 
Trumps erwarten die USA, dass Europa seine eigene 
Sicherheit finanziert (The White House 2022). Doch 
sind die finanziellen Spielräume der europäischen Re-
gierungen durch eine Kombination aus hohen Schul-
den, hohen Sozialausgaben und niedrigem Wachstum 
beschränkt. 

Damit rückt jener Akteur in den Blickpunkt, dem 
in der national und zwischenstaatlich organisierten 
Verteidigungspolitik bisher nur eine untergeordnete 
Rolle zukommt: die EU. An Selbstvertrauen mangelt 
es ihr nicht. Mit dem Versuch, die militärische Unter-
stützung für die Ukraine auszuweiten und innerhalb 

1 Die Daten inkludieren Unterstützungsleistungen bis zum 29. Feb-
ruar 2024. Das im April 2024 beschlossene US-amerikanische Hilfspa-
ket mit einem Volumen von 57 Mrd. Euro ist noch nicht inkludiert. 

von zwölf Monaten eine Million Schuss Artilleriemu-
nition zu liefern, ist sie jedoch krachend gescheitert 
(Pugnet 2024a). Die Bürgerinnen und Bürger sehen für 
die EU dennoch eine Rolle in der europäischen Vertei-
digungspolitik vor. Auf die Frage, auf welche Aspekte 
sich die EU konzentrieren sollte, um ihre Position in 
der Welt zu stärken, antworten 37 % mit Verteidigung 
und Sicherheit (Eurobarometer 2024). Keinem anderen 
Aspekt maßen die Befragten eine solche Bedeutung 
zu. Für die Zeit nach der Europawahl gibt es bereits 
Pläne für ein stärkeres Engagement der EU im Bereich 
Verteidigung. Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen fordert, das Amt eines EU-Kommissars für Ver-
teidigung neu zu schaffen. 

In diesem Beitrag soll der Frage 
nachgegangen werden, ob es 
Mehrheiten für die EU als vertei-
digungspolitischen Akteur gibt 
und welche der aus den natio-
nalen Strukturen entstehenden 
Probleme so gelöst werden könn-
ten. Dabei liegt der Fokus auf der 
europäischen Verteidigungsindust-
rie. Hier kann die EU über ihre Ver-
antwortung für den europäischen 

ist Doktorand am ifo Zentrum  
für öffentliche Finanzen und  
politische Ökonomie.

Marcel Schlepper

Europa steht vor einem verteidigungspolitischen Kraftakt.  
Auf der einen Seite braucht die Ukraine mehr militärische Un-
terstützung. Auf der anderen Seite will Europa selbst kriegs-
tüchtig werden. In Europa liegt Verteidigungspolitik primär in 
nationaler Verantwortung. Das ist mit einigen Herausforderun-
gen verbunden. Erstens ist die europäische Verteidigungsin-
dustrie entlang der nationalen Grenzen fragmentiert. Zweitens 
werden Waffensysteme vielfach im außereuropäischen Aus-
land gekauft, statt eigene industrielle Fähigkeiten und Kapa-
zitäten auszubauen. Drittens sind die nationalen finanziellen 
Spielräume beschränkt, so dass ein glaubwürdiger Pfad hin 
zu dauerhaft hohen Verteidigungsausgaben fehlt. Die europä-
ischen Bürgerinnen und Bürger drücken in Umfragen die For-
derung aus, dass die Europäische Union eine stärkere Rolle 
bei der Bewältigung dieser Herausforderungen spielt. Ob die 
EU wirklich helfen kann, hängt letztlich davon ab, ob sie aus-
reichend Gelder für Verteidigung aufbringt bzw. priorisiert.
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Binnenmarkt aktiv werden. Die anderen Bereiche von 
Verteidigung liegen klar in nationaler Souveränität, 
so dass zum Beispiel eine europäische Armee vorerst 
nicht über den Status einer Idee hinauskommen wird. 

MEINUNGSBILD DER BEVÖLKERUNG

Die große Mehrheit der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger befürwortet, dass die EU eine zentralere Rolle 
in der Verteidigungspolitik einnimmt. In den vergan-
genen 20 Jahren ist die Zustimmung für eine Gemein-
same Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) 
nie unter den Wert von 70 % gefallen und liegt aktu-
ell bei 77 % (Eurobarometer 2023). Die europäischen 
Verträge setzen der GSVP jedoch strikte Grenzen. Die 
Verantwortung für Verteidigungspolitik liegt bei den 
Mitgliedstaaten mit ihren nationalen Streitkräften, 
Verteidigungsbudgets und Beschaffungssystemen. 
Multinationale Zusammenarbeit findet primär im trans- 
atlantischen Verteidigungsbündnis NATO statt. Und 
selbst die europäischen Entwicklungs- und Beschaf-
fungsprojekte für einen deutsch-französischen Kampf-
panzer und einen deutsch-französisch-spanischen 
Kampfjet der nächsten Generation finden außerhalb 
der EU-Strukturen statt. Die Bürgerinnen und Bürger 
unterstützen jedoch Veränderungen und wollen mehr 
Kooperation auf EU-Ebene. 

Seit dem russischen Überfall auf die Ukraine im 
Jahr 2022 erhebt das Eurobarometer das Stimmungs-
bild zu zentralen Fragen der Verteidigungspolitik de-

tailliert. Eine Mehrheit von 55 % der Befragten gibt 
an, dass die EU ihre Kapazität zur Produktion mili-
tärischer Ausrüstung stärken soll (vgl. Abb.1). Etwa 
zwei Drittel stimmen der Aussage zu, dass in der EU 
mehr Geld für Verteidigung ausgegeben werden soll. 
Und vier von fünf Befragten fordern, die Zusammen-
arbeit auf EU-Ebene bei Verteidigungsfragen zu ver-
stärken. Diese Werte sind zwischen Frühjahr 2022 
und Winter 2023 jeweils um etwa 5 Prozentpunkte 
zurückgegangen. Im gleichen Zeitraum sind die Wahr-
nehmung der russischen Aggression als Gefahr für 
die europäische Sicherheit und die Bereitschaft zur 
militärischen Unterstützung der Ukraine ebenso leicht 
gesunken. Dennoch ist die Unterstützung für ein stär-
keres verteidigungspolitisches Engagement der EU 
weiterhin hoch. Insbesondere stimmt in fast allen 
der 27 Mitgliedstaaten eine Mehrheit der Befragten 
den Forderungen nach dem Ausbau der Produktions-
kapazitäten, der Erhöhung der Verteidigungsausga-
ben und der Intensivierung der Zusammenarbeit zu  
(vgl. Abb. 2). Lediglich bei der Frage nach der militä-
rischen Unterstützung der Ukraine gibt es große Un-
terschiede zwischen den Mitgliedstaaten. Der Enthu- 
siasmus der europäischen Bürgerinnen und Bürger 
ist jedoch dahingehend einzuschränken, dass es sich 
vorerst um ein Lippenbekenntnis handelt. Beispiels-
weise ist die Zustimmung, dass das eigene Land die 
Verteidigungsausgaben erhöht, deutlich niedriger als 
die Zustimmung zu einer eher unspezifischen Erhö-
hung innerhalb der EU (Dorn et al. 2024). 

MEHRHEITEN IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT

In den vergangenen zwei Jahren hat das Europäische 
Parlament mit großer Mehrheit Beschlüsse zur Unter-
stützung der Ukraine und zur Verstärkung der euro-
päischen Verteidigungszusammenarbeit getroffen. Im 
März 2022 haben 94 % der anwesenden Abgeordneten 
den russischen Angriff auf die Ukraine verurteilt und 
neue Sanktionen gegen Russland sowie Waffenliefe-
rungen an die Ukraine gefordert (Europäisches Parla-
ment 2022a). Zudem sprachen sich die Abgeordneten 
für höhere Verteidigungsausgaben der Mitgliedstaaten 
sowie eine stärkere Nutzung der europäischen Initiati-
ven wie PESCO und dem Europäischen Verteidigungs-
fonds (EDF) aus. Drei Monate später forderten 73 % 
der anwesenden Abgeordneten zügige Fortschritte 
bei der Schaffung einer Verteidigungsunion, die Ein-
richtung eines Rats der EU-Verteidigungsminister 
sowie einen Plan für die gemeinsame europäische 
Beschaffung militärischer Systeme (Europäisches  
Parlament 2022). Dennoch ist die Unterstützung für 
ein stärkeres verteidigungspolitisches Engagement der 
EU weiterhin hoch. Neben einfachen Forderungen, die 
teilweise nicht einmal im Verantwortungsbereich der 
EU liegen, stehen dabei auch konkrete Maßnahmen. 
Das wird auch im Februar 2024 deutlich. Innerhalb von 
zwei Tagen verabschiedeten die EU-Parlamentarier 
erst mit 87 % die Ukraine-Fazilität mit 50 Mrd. Euro 
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ᵃ Die Thesen lauten: (1) Die russische Invasion in der Ukraine stellt eine Gefahr für die Sicherheit der EU dar,  
(2) Finanzierung des Kaufs und der Lieferung von militärischer Ausrüstung für/an die Ukraine, (3) Die EU muss ihre 
Kapazitäten zur Produktion von militärischer Ausrüstung stärken, (4) In der EU sollte mehr Geld für Verteidigung 
ausgegeben werden und (5) Die Zusammenarbeit auf EU-Ebene sollte bei Verteidigungsfragen verstärkt 
werden.
Quelle: Eurobarometer (2023).

Entwicklung der Unterstützung für verteidigungspolitische Maßnahmen auf EU-Ebeneᵃ

© ifo Institut 
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ᵃ Siehe Abbildung 1.
Quelle: Eurobarometer (2023).

Nationale Unterschiede bei der Unterstützung für verteidigungspolitische Maßnahmenᵃ
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und forderten anschließend die Mitgliedstaaten mit 
83 % auf, die Ukraine mit mindestens 0,25 % des BIP 
militärisch zu unterstützen (Europäisches Parlament 
2024a, 2024b). 

Dennoch zeigen die Abstimmungen, dass der En-
thusiasmus der Bürgerinnen und Bürger für eine ge-
meinsame europäische Verteidigungspolitik auch im 
Europäischen Parlament gespiegelt wird. Im Rahmen 
des jährlichen Berichts zur Implementierung der GSVP 
unterstützten 65 % der anwesenden Abgeordneten 
einen langen Forderungskatalog inkl. der Ernennung 
eines Kommissars für Verteidigung, der Vollendung 
einer echten Europäischen Verteidigungsunion und 
der Einrichtung eines gemeinsamen Verteidigungs-
fonds in Höhe von 100 Mrd. Euro (Europäisches Par-
lament 2024c). Im Kontrast zu diesen hohen Ambitio-
nen wirken die konkret verabschiedeten Maßnahmen 
wie 300 Mio. Euro zur Förderung der gemeinsamen 
Beschaffung (EDIRPA) und 500 Mio. Euro zur Förde-
rung der europäischen Munitionsproduktion (ASAP) 
finanziell überschaubar. Es besteht eine Diskrepanz 
zwischen den ausgedrückten Ambitionen der EU im 
Bereich Verteidigung und den tatsächlich im Haushalt 
festgehaltenen Prioritäten. 

Zwar wird für die Europawahl prognostiziert, dass 
Wählerstimmen von Parteien links der Mitte zu jenen 
rechts der Mitte wandern und so bisherige Mehrhei-
ten für einzelne Politikbereiche enden könnten (Cun-
ningham et. al. 2024). Das Thema Verteidigung dürfte 
davon jedoch kaum betroffen sein. Zum einen waren 
die parlamentarischen Mehrheiten in den vergangenen 
zwei Jahren komfortabel und zum anderen zeigen 
die Wahlprogramme der europäischen Parteien, dass 
sie an der Unterstützung der Ukraine und Stärkung 
der europäischen Verteidigungsfähigkeit festhalten.2 
Die Fraktionen EKR, EVP und Renew behandeln das 
Thema Verteidigung sogar am Anfang ihrer jeweiligen 

2 Zwei der sieben Fraktionen im Europäischen Parlament setzen 
sich aus zwei europäischen Parteien zusammen. Im Fall von Renew 
haben sie ein gemeinsames Wahlprogramm verfasst. Im Fall von Grü-
ne/EFA wird nur das Wahlprogramm der größeren Partei betrachtet. 
Entsprechend findet die Analyse auf Ebene der Fraktionen statt.

Wahlprogramme (vgl. Tab. 1).3 Die Wahlprogramme 
können dahingehend untersucht werden, ob sie expli-
zit zu den zentralen verteidigungspolitischen Themen 
aus den Befragungen des Eurobarometers Stellung 
beziehen. Zu der militärischen Unterstützung der 
Ukraine bekennen sich alle untersuchten Fraktionen 
außer der Linken. Eine Stärkung der europäischen 
Verteidigungsindustrie fordern zwar vier Fraktionen 
(EKR, EVP, Renew und S&D) – die Vorstellungen, wie 
das zu erreichen ist, unterscheiden sich jedoch. Zwei 
Fraktionen geben explizit an, dass sie Verteidigungs-
ausgaben erhöhen wollen. Vier Fraktionen geben ex-
plizit an, dass sie die europäische Kooperation aus-
bauen wollen. Die EKR lehnt das mit Verweis auf die 
nationale Souveränität ab. In der nächsten Legisla-
turperiode wird sich zeigen, ob die Gemeinsamkeiten 
ausreichen, um für konkrete Politiken im Europäischen 
Parlament Mehrheiten zu finden. Wahrscheinlicher als 
Uneinigkeit im Parlament ist es, dass die nationalen 
Regierungen bzw. der Europäische Rat bremsen. Das 
haben die monatelange Blockade der Ukraine-Hilfe 
durch Ungarn und der Streit über die Ausgestaltung 
der Munitionsinitiative gezeigt. 

HERAUSFORDERUNGEN DER EUROPÄISCHEN 
VERTEIDIGUNGSINDUSTRIE

Europa möchte kriegstüchtig werden und in der 
Lage sein, für seine eigene Sicherheit zu sorgen. 
Mit Blick auf die europäische Verteidigungsindust-
rie bestehen jedoch drei klare Herausforderungen: 
(1) Eine fragmentierte Industrielandschaft, (2) eine 
hohe Quote an Rüstungsimporten und (3) der Man-
gel eines glaubhaften Pfades hin zu dauerhaft hohen 
Verteidigungsausgaben. 

Erstens ist die europäische Verteidigungsindustrie 
entlang nationaler Grenzen fragmentiert, verwendet 
eine Vielzahl von Waffensystemen und nutzt den eu-
ropäischen Rahmen bisher unzureichend für Koopera-
tion. In Europa gibt es pro Plattform (Flugzeug, Panzer, 

3 Formell ist dies auch bei der Linken der Fall, sie nähert sich dem 
Thema jedoch ausschließlich aus einer Friedensperspektive an.

Tab. 1

Verteidigungspolitische Forderungen in Europawahlprogrammen 2024 der europäischen Fraktionen

Die Linke S&D Grüne/EFA Renew EVP EKR ID

Assoziierte deutsche Parteien Linke SPD Grüne FDP CDU/CSU - AfD

Militärische Unterstützung der Ukraine ✓ ✓ ✓ ✓ ✓

Stärkung der Verteidigungsindustrie ✓ ✓ ✓ ✓

Erhöhung der Verteidigungsausgaben ✓ ✓

Ausbau Verteidigungskooperation ✓ ✓ ✓ ✓

Rang innerhalb des Wahlprogramms 2/10 18/20 8/9 1/10 1/20 2/10

Prognose zu Anteil Sitze nach Europawahl 6 % 19 % 7 % 12 % 25 % 12 % 12 %

Anmerkung: Es werden ausschließlich die registrierten europäischen Parteien betrachtet. Die Parteien ALDE und EDP gehören beide der Fraktion Renew an und haben 
ein gemeinsames Wahlprogramm verfasst. Die Parteien EGP und EFA gehören beide der Fraktion Grüne/EFA an – hier wird das Wahlprogramm der größeren Partei (EGP) 
herangezogen. Die Partei Identität und Demokratie (ID) hat kein gemeinsames Wahlprogramm verfasst. Die Partei ECPM verteilt sich auf mehrere Fraktionen und wird 
nicht berücksichtigt. Ein Haken (✓) bedeutet, dass im Wahlprogramm explizit die Forderung aufgestellt wird. 49 Abgeordnete sind keiner der Fraktionen zugeordnet und 
erklären die Differenz zu 100 %.

Quelle: Wahlprogramme für Europawahl 2024; Europe Elects (2024); Zusammenstellung des ifo Instituts © ifo Institut
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Schiff) etwa zwei bis drei Mal so viele Rüstungskon-
zerne wie in den USA (Chinn et al. 2024). Dabei ist der 
amerikanische Markt deutlich größer. Führende euro-
päische Rüstungskonzerne kommen im Durchschnitt 
gerade einmal auf 30 % des Umsatzes ihrer amerika-
nischen Wettbewerber. Der fragmentierte europäische 
Markt führt dazu, dass Skaleneffekte nicht gehoben 
werden können und Waffensysteme stattdessen in klei-
nen Mengen zu hohen Stückpreisen produziert werden. 
Dabei kommt es zu massiven Duplikationen. In Europa 
sind zum Beispiel 19 verschiedene Kampfpanzer-Typen 
im Einsatz, in den USA ist es nur einer (Chinn et al. 
2024). Das hat auch militärische Nachteile, denn so 
werden die Interoperabilität der Streitkräfte und ihre 
Logistik erschwert. Zudem wurde bereits im Jahr 2007 
von den Mitgliedstaaten beschlossen, mindestens 35 % 
ihres Geräts gemeinschaftlich zu erwerben. Im Jahr 
2021 stagnierte der Wert bei 18 % und für das Jahr 
2022 fehlen der EU die notwendigen Informationen 
(European Defence Agency 2022, 2023). Außerdem 
sollen 20 % der Forschungsgelder gemeinsam ausge-
geben werden. Mit 7 % im Jahr 2022 wurde einer der 
niedrigsten Werte der letzten zwei Jahrzehnte erzielt 
(European Defence Agency 2022, 2023). Eigentlich sol-
len im Rahmen von PESCO auf EU-Ebene gemeinsam 
Projekte entwickelt und diese Probleme so gelöst wer-
den. Die deutsche Initiative für einen europäischen 
Raketenabwehrschirm verdeutlicht aber, dass wich-
tige Vorhaben zwischenstaatlich an den europäischen 
Strukturen vorbei angegangen werden.

Zweitens kaufen die Europäer ihre Waffensys-
teme häufig außerhalb von Europa – primär in den 
USA. Zwischen 2022 und Juni 2023 wurden 78 % der 
Rüstungseinkäufe außerhalb der EU getätigt (Maulny 
2023). Das hat den Vorteil, die USA enger an Europa zu 
binden und sie zum gewissen Grad für die zu niedri-
gen Verteidigungsausgaben zu kompensieren. Es geht 
aber auch mit einer hohen industriellen und sicher-
heitspolitischen Abhängigkeit einher. Zum Beispiel 
werden aus Mangel an marktverfügbaren europäi-
schen Modellen von den EU-Mitgliedstaaten gleich 
drei unterschiedliche Raketenartillerie-Systeme aus 
dem Ausland (Israel, Südkorea, USA) bestellt. Das 
erschwert den Erhalt und Aufbau von Kompetenzen 
der europäischen Verteidigungsindustrie. Die Folgen 
dieser Politik werden in Deutschland gut sichtbar. Mit 
dem Sondervermögen Bundeswehr wurden für etwa 
8 Mrd. Euro US-amerikanische F-35 Kampfjets zur Si-
cherung der nuklearen Teilhabe bestellt (BMVg 2022). 
Der europäische Produzent von Kampfjets Airbus mel-
dete kürzlich, dass die Beschaffung von Eurofightern 
im Wert von mehreren Milliarden Euro notwendig sei, 
da sonst ein Verlust seiner Zulieferer drohe (Gebauer 
und Kormbaki 2024). Das Sondervermögen ist jedoch 
vollständig verplant und im regulären Verteidigungs-
haushalt sind keine Freiräume für neue Investitionen 
vorhanden (Budras und Jansen 2024). 

Drittens ist die Höhe der zukünftigen Verteidi-
gungsausgaben für die europäische Verteidigungsin-

dustrie nicht ausreichend planbar. Seit dem Ende des 
Kalten Kriegs haben die europäischen NATO-Staaten 
ein Investitionsdefizit bei militärischem Gerät in Höhe 
von 600 Mrd. Euro akkumuliert (Dorn et al. 2024). Die 
so entstandene Friedensdividende wurde verwendet, 
um Ausgaben in anderen Bereichen auszuweiten. Jetzt 
stehen viele europäische Staaten vor der Herausfor-
derung, dass ihre Kassen leer sind. Haushaltskonsoli-
dierungen sind unpopulär, Steuererhöhungen gefähr-
den die wirtschaftliche Erholung und neue Schulden 
sind mit den Maastricht-Kriterien nicht zu vereinba-
ren. Entsprechend lassen große Volkswirtschaften 
wie Italien und Spanien kaum Ambitionen erkennen, 
das 2 %-Ziel der NATO zeitnah zu erfüllen. Und auch 
für Deutschland ist unklar, wie ab dem Jahr 2027 die 
Verteidigungsausgaben finanziert werden sollen (Dorn 
und Schlepper 2023). Es ist jedoch notwendig, einen 
glaubwürdigen Pfad zu dauerhaft hohen Verteidi-
gungsausgaben aufzuzeigen. Nur so werden Anreize 
für die europäische Verteidigungsindustrie gesetzt, in 
die Ausweitung der Produktionskapazitäten und die 
Entwicklung neuer Produkte zu investieren. 

VERTEIDIGUNGSPOLITISCHE VORHABEN DER EU

Mit der europäischen Industriestrategie für den Ver-
teidigungsbereich (EDIS) hat die Europäische Kommis-
sion kurz vor der Europawahl ein Konzept vorgelegt, 
um die Herausforderungen der europäischen Verteidi-
gungsindustrie anzugehen. Die Mitgliedstaaten sollen 
mehr, gemeinsam und in Europa bestellen. Das ist mit 
messbaren Zielen für das Jahr 2030 verknüpft: Der 
EU-interne Handel mit Verteidigungsgütern soll wert-
mäßig 35 % des europäischen Verteidigungsmarkts 
ausmachen, 40 % der Verteidigungsgüter sollen koope-
rativ beschafft werden und 50 % (ab 2035 sogar 60 %) 
des Beschaffungshaushalts im Verteidigungsbereich 
soll innerhalb der EU ausgegeben werden (Europä-
ische Kommission 2024). Als Instrument wurde das 
Programm für die europäische Verteidigungsindustrie 
(EDIP) vorgeschlagen, das nach der Europawahl noch 
im legislativen Prozess debattiert und beschlossen 
werden muss. Bisher gibt es den EDF mit einem Vo-
lumen von 8 Mrd. Euro von 2021 bis 2027 für die ge-
meinschaftliche Forschung und Entwicklung von Waf-
fensystemen (für eine Übersicht siehe Pugnet 2024b). 
Das neue Instrument EDIP ist aus der Perspektive des 
Lebenszyklus eines Waffensystems daran angeschlos-
sen und zielt auf die gemeinschaftliche Produktion 
und Beschaffung ab. Für den Zeitraum von 2025 bis 
2027 sollen 1,5 Mrd. Euro zur Verfügung stehen. Zwar 
gibt es Pläne, über eingefrorene russische Vermögens-
werte weitere Finanzmittel zuzuführen, eine substan-
zielle Aufstockung wird jedoch erst mit dem nächsten 
mehrjährigen Finanzrahmen ab dem Jahr 2028 realis-
tisch (Europäische Kommission 2024). 

Mit ihrer Strategie zeigt die EU, dass sie die grund-
legenden Herausforderungen der europäischen Vertei-
digungsindustrie verstanden hat. Wenn die EU in die 
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nationale Souveränität hinein ein Akteur der Vertei-
digungspolitik werden möchte, dann muss sie helfen, 
diese Herausforderungen zu bewältigen. Die Anforde-
rungen an die Ausgestaltung des Programms sind also 
hoch. Es muss problemlos in die bisherigen Strukturen 
integriert werden können und schnell zu substanziel-
len Verbesserungen führen. Da die Mitgliedstaaten zur 
Teilnahme nicht verpflichtet sind, muss das Programm 
attraktiv sein. Der Schlüssel dafür ist Geld. Gleichzei-
tig muss das Programm auch einen Mehrwert für jene 
Staaten bieten, die keine eigene Verteidigungsindus-
trie haben und ihre Sicherheitsinteressen kurzfristig 
durch die Beschaffung außereuropäischer Waffensys-
teme verwirklicht sehen. Dafür braucht es noch mehr 
Geld. Die bisherigen finanziellen Mittel für Verteidi-
gung werden nicht ausreichen. In diesem Kontext ist 
der vielfach geäußerte Vorschlag zu verstehen, 100 
Mrd. Euro gemeinsame Schulden für Verteidigung auf-
zunehmen. Mit dem 800 Mrd. Euro umfassenden Coro-
na-Wiederaufbaufonds hat sich die EU bereits massiv 
verschuldet (Europäische Kommission 2021). Schulden 
scheinen stets eine einfache Lösung zu sein, kommen 
dauerhaft jedoch mit hohen Kosten. Die EU verlangt 
von ihren Mitgliedstaaten, ihre Verteidigungsausgaben 
zu erhöhen und dabei die europäischen Schuldenre-
geln einzuhalten. Die gleichen Maßstäbe sollten für 
sie selbst auch gelten. Es mag rechtlich und politisch 
zwar schwierig sein, Gelder in anderen Bereichen ein-
zusparen und diese der Verteidigung zu widmen, doch 
wenn Verteidigungspolitik eine neue Priorität der EU 
ist, dann sollte dies auch im Haushalt gespiegelt wer-
den. Es kann nicht alles Priorität haben. Insgesamt 
stehen der EU über den regulären Haushalt und den 
Wiederaufbaufonds etwa 2 018 Mrd. Euro zwischen 
2021 und 2027 zur Verfügung (Europäische Kommis-
sion 2021). Verteidigung macht davon weniger als 1 % 
aus. Für eine Priorität ist das deutlich ausbaufähig. 
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Maximilian Blömer, Elena Herold, Max Lay, Andreas Peichl, Ann-Christin Rathje,  
Paul Schüle und Anne Steuernagel

Arbeitsmarktdynamik und Einkom-
mensungleichheit in Deutschland
Ein Überblick von 1983 bis 2020*

In den zurückliegenden Jahrzehnten hat Deutschland 
signifikante demografische und wirtschaftliche Ver-
änderungen durchlaufen, die die Arbeitswelt und die 
Verteilung der Haushaltseinkommen nachhaltig ver-
ändert haben. Die Wiedervereinigung im Jahr 1990 
stellte dabei einen tiefen Einschnitt dar, der weitrei-
chende Auswirkungen nicht nur für die Wirtschaft Ost-
deutschlands, sondern auch für das gesamte Land 
nach sich zog. Während die deutsche Wirtschaft in 
den 1980er Jahren noch durchschnittlich um 2,6 % 
pro Jahr wuchs, fiel das durchschnittliche jährliche 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in den 
1990ern auf 1,6 % und in den 2000ern weiter auf 0,9 % 
(Statistisches Bundesamt 2023). 

Deutschlands wirtschaftliche Institutionen haben 
sich ebenfalls stark gewandelt. Während Tarifverträge 
in einigen Wirtschaftszweigen weiterhin eine wichtige 
Rolle spielen, ist der Anteil tarifgebundener Arbeitneh-
mer*innen von 85 % in den 1980er Jahren auf aktuell 

55 % gefallen (OECD 2023a). Die Hartz-Reformen zu 
Beginn der 2000er Jahre führten zu tiefgreifenden 
Veränderungen im Grundsicherungssystem und die  
Einführung eines einheitlichen Mindestlohns 2015 
stellte ein arbeitsmarktpolitisches Novum dar. Zu-
sammen mit anhaltenden Veränderungen in der 
Arbeitsnachfrage haben sich insbesondere die Be-
schäftigungsmuster im unteren Einkommenssegment 
verändert.

Angesichts dieses steten Wandels ist eine re-
gelmäßige Erfassung der Verteilung wirtschaftlicher 
Ressourcen in der Gesellschaft notwendig. Trotz zahl-
reicher Untersuchungen zu Einkommensentwicklung 
und Ungleichheit in den vergangenen Jahren – etwa 
von Fuchs-Schündeln et al. (2010), Card et al. (2013), 
Peichl et al. (2018) und Drechsel-Grau et al. (2022) 
– fehlt es an einer aktuellen, umfassenden Analyse 
der Ungleichheit in Deutschland, die auch weitere Di-
mensionen über die Einkommensungleichheit hinaus 
berücksichtigt.

Um diese Lücke zu füllen, dokumentieren Blömer 
et al. (2023) im Rahmen des Deaton Review Entwick-
lungen auf dem Arbeitsmarkt, im Bildungsbereich 
und bei den Haushaltseinkommen.1 Hierzu analysie-
ren wir für Deutschland Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEP) über den Zeitraum von 1983 bis 
2020. Das SOEP ist eine repräsentative Haushalts-
befragung und ermöglicht Untersuchungen von Ein-
kommen und Beschäftigung und liefert gleichzeitig 
Informationen über Bildung, Haushaltszusammen-
setzung und familiären Hintergrund. Dies ermöglicht, 
auf Basis einer einheitlichen Datengrundlage ver-
schiedene Dimensionen von Ungleichheit zu unter-
suchen. Für die Untersuchung beschränken wir die 
Stichprobe auf Personen zwischen 25 und 60 Jahren. 
Nominale Einkommen wurden unter Verwendung des 
Verbraucherpreisindizes in reale Werte mit Basisjahr 
2019 umgerechnet. Zudem passen wir unter Verwen-
dung der modifizierten OECD-Äquivalenzskala das 
verfügbare Haushaltseinkommen an die Größe des 
Haushalts an.2

1 Die Deaton Review Länderstudien-Initiative ist ein gemeinschaftli-
ches Projekt von 17 Ländern aus Europa und Nordamerika mit dem 
Ziel, Daten und Methoden zu harmonisieren und so ein tiefgreifendes 
Verständnis für die Ursachen wirtschaftlicher Ungleichheiten in hoch 
entwickelten Nationen zu entwickeln.
2 Weiterführende Details zu Definitionen und den verwendeten Ein-
kommenskonzepten finden sich in Blömer et al. (2023).

* Das diesem Bericht zugrunde liegende Forschungsvorhaben wur-
de mit Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
als Teil des Projekts »Ein transatlantischer Vergleich von Einkom-
mensungleichheit und Chancenungleichheit über fünf Jahrzehnte 
(TACI)« unter dem Förderkennzeichen 01UG2214 gefördert. Die Ver-
antwortung für den Inhalt dieser Veröffentlichung liegt bei den Au-
tor*innen.

Der Artikel zeigt die Entwicklung der Ungleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt und der Einkommen in Deutschland über die 
vergangenen vier Jahrzehnte. Bemerkenswert ist hierbei die 
gestiegene Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen und älteren 
Beschäftigten. Bei den Arbeitseinkommen sind jedoch weiter-
hin große Unterschiede zwischen Müttern und kinderlosen 
Frauen sowie zwischen Männern und Frauen zu beobachten. 
Die Ungleichheit der Arbeitseinkommen und der verfügba-
ren Haushaltseinkommen ist nach der Wiedervereinigung zu-
nächst gestiegen. In den Jahren vor der Corona-Pandemie ging 
die Ungleichheit bei den Arbeitseinkommen zurück – trotz 
veränderter Zusammensetzung der Erwerbsbevölkerung, die 
in der Tendenz ungleichheitstreibend wirkt. Generell trägt 
das deutsche Steuer- und Transfersystem dazu bei, die Ein-
kommensungleichheit zwischen Haushalten zu mildern.
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STEIGENDE ARBEITSMARKTBETEILIGUNG  
VON FRAUEN UND ÄLTEREN 

Insbesondere zwei Entwicklungen kennzeichnen die 
Arbeitsmarktdynamik, die von demografischen und 
wirtschaftlichen Veränderungen der vergangenen 
Jahrzehnte geprägt ist: die steigende Arbeitsmarkt-
beteiligung von Frauen und von älteren Menschen.

Ausgehend von einem niedrigen Niveau ver-
zeichnete die Beschäftigungsquote älterer Arbeitneh-
mer*innen (61–74 Jahre) einen erheblichen Anstieg 
(vgl. Abb. 1). Lag die Erwerbstätigenquote in dieser Al-
tersgruppe im Jahr 2000 noch bei rund 13 %, so stieg 
sie bis 2019 auf etwa 35 % an. Diese Entwicklung lässt 
sich teilweise auf die schrittweise Anhebung des Ren-
teneintrittsalters sowie auf stärkere Anreize für Teil-
zeitarbeit im Rentenalter zurückführen.

Besonders bemerkenswert ist außerdem der 
kontinuierliche Anstieg der Arbeitsmarktbeteiligung 
von Frauen im mittleren erwerbsfähigen Alter (25–60 
Jahre). Seit 1983 ist der Anteil erwerbstätiger Frauen 
in dieser Altersgruppe von etwas über 50 % in den frü-
hen 1980er Jahren auf über 80 % gestiegen. Im Gegen-
satz dazu blieb die Erwerbstätigenquote der Männer 
stabil bei etwa 90 %, wodurch die Geschlechterlücke 
in der Beschäftigung von fast 40 auf etwa 7 Prozent-
punkte gesunken ist.

Eine Analyse der Beschäftigungsquoten über den 
Lebenszyklus hinweg zeigt, dass der Anstieg der Ar-
beitsmarktbeteiligung von Frauen durch die Alters-
gruppen ab Mitte 20 getrieben wird. Insbesondere 
bei Frauen im Alter von 30 Jahren ist der Anteil der 
Beschäftigten von 60 % in den 1980er Jahren (in West-
deutschland) auf über 80 % im Jahr 2019 (in Gesamt-
deutschland) gestiegen. Die Beschäftigungsquoten 
für Frauen um die 50 nahmen von 50 % im Jahr 1983 
auf 85 % im Jahr 2019 zu.

Darüber hinaus zeigt eine Analyse der Stunden-
löhne über den Lebenszyklus hinweg, dass die Lohn-
unterschiede zwischen Männern und Frauen im Alter 
von 25 Jahren in den vergangenen Jahren nahezu 
verschwunden sind. Die Geschlechterlohnlücke be-
ginnt jedoch zwischen 25 und 35 Jahren allmählich zu 
wachsen. Dies wird in der Literatur oft mit der Geburt 
des ersten Kindes in Verbindung gebracht – bekannt 
als Child Penalty (Kleven et al. 2019).

Im Gegensatz zu Männern arbeiten Frauen nach 
der Familiengründung häufiger in Teilzeit oder geben 
ihre Erwerbstätigkeit zeitweise ganz auf. Dies wird bei 
den Unterschieden in den Beschäftigungsquoten zwi-
schen Müttern und kinderlosen Frauen deutlich (vgl. 
Abb. 2) sowie zwischen Müttern und Vätern. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass jüngere Mütter um die 30 nicht 
erwerbstätig sind, ist um 20 Prozentpunkte höher als 
für kinderlose Frauen. Zudem arbeiten sie viermal 
häufiger in Teilzeit, wenn sie beschäftigt sind. Erst 
im Alter von 50 Jahren schließt sich die Lücke in der 
Beschäftigungsquote zwischen Müttern und kinderlo-
sen Frauen. Im Gegensatz dazu hat die Elternschaft 

für Väter wenig bis keine negativen Konsequenzen auf 
dem Arbeitsmarkt. Die Beschäftigungswahrscheinlich-
keit ist zwar etwas geringer, aber sie verdienen etwas 
mehr als kinderlose Männer.

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
ist die Beschäftigungsquote von Frauen im erwerbs-
fähigen Alter in Deutschland relativ hoch. Dennoch 
führt der hohe Anteil an Teilzeitarbeit von Müttern 
dazu, dass Deutschland trotz einer geringeren Be-
schäftigungslücke im Vergleich zu anderen entwickel-
ten Ländern eine relativ große Lohnlücke zwischen 
Vätern und Müttern aufweist.

Das Arbeitseinkommen von Müttern um die 30 
liegt durchschnittlich 70 bis 80 % unter dem der 
gleichaltrigen Väter. Bei kinderlosen Personen ist 
die Geschlechterlohnlücke niedriger und hat über die 
vergangenen Jahrzehnte abgenommen. Besonders 
bei kinderlosen Frauen um die 30 hat sich die Lücke 
auf weniger als 5 % für die jüngsten Jahrgänge ver-
ringert. Jedoch bleiben die Arbeitseinkommen von 
Müttern auch im Alter von 50 Jahren unter denen von 
kinderlosen Frauen, und signifikante Geschlechterun-
terschiede bestehen unabhängig von der Elternschaft 
fort. Der Rückgang des Arbeitsangebots von Müttern 
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führt zu deutlich zunehmenden Einkommensunter-
schieden zwischen Männern und Frauen im Lauf des 
Berufslebens.

PARALLELE ENTWICKLUNG DER LOHN- UND 
EINKOMMENSUNGLEICHHEIT 

Die Untersuchung der Entwicklung der Stundenlöhne 
und Einkommen in Deutschland zeigt eine bemer-
kenswerte Stabilität der durchschnittlich gearbeiteten 
Stunden über die vergangenen Jahrzehnte. Männer 
sind fast immer vollzeitbeschäftigt, mit einer leichten 
Reduzierung der Arbeitsstunden von 42 auf 40 Stun-
den pro Woche zwischen 1983 und 2020. Im Gegensatz 
dazu waren abhängig beschäftigte Frauen im Jahr 
2020 durchschnittlich 32 Stunden pro Woche beschäf-
tigt – ein nur geringer Anstieg über die vergangenen 
zwanzig Jahre. Dies bestätigt die oben gezeigten Er-
gebnisse: Der Zuwachs an Arbeitskraft von Frauen 
beziehungsweise Müttern erfolgte primär durch den 
Arbeitsmarkteintritt und nicht eine Arbeitszeiterhö-
hung bei bereits erwerbstätigen Frauen.

Zwischen 1983 und 2020 sind die realen Median- 
Stundenlöhne kaum gestiegen. Aufgrund ihres niedri-
geren Lohnniveaus führte die Integration der ostdeut-
schen Bundesländer in die Stichprobe im Jahr 1991 zu 
einem Rückgang der Median-Stundenlöhne. Nach der 
deutschen Wiedervereinigung stagnierten die realen 
Medianlöhne sowohl bei Männern als auch bei Frauen 
über alle Bildungsgruppen.

Betrachtet man die realen Bruttostundenlöhne 
von abhängig Beschäftigten, ergibt sich eine große 
Heterogenität in den jährlichen Wachstumsraten (vgl. 
auch Drechsel-Grau et al. 2022). Der Zeitraum von 
1983 bis 1990 war durch ein hohes Lohnwachstum 
über alle Perzentile gekennzeichnet, mit einem durch-
schnittlichen jährlichen Anstieg von fast 2 % für Män-
ner und 3 % für Frauen in Westdeutschland. Nach der 
Wiedervereinigung verlangsamte sich das Wachstum 
und die Lohnungleichheit stieg zwischen 1991 und 
2007. Die Ungleichheit der Arbeitseinkommen ist im 

gleichen Zeitraum vor allem wegen reduzierter Ar-
beitsstunden bei Frauen im unteren Lohnsegment und 
Zuwächsen primär am oberen Ende der Lohnvertei-
lung gestiegen. Zwischen 2007 und 2019 wechselt das 
Muster zu einem überwiegend inklusiven Wachstum, 
mit durchschnittlichen jährlichen realen Lohnsteige-
rungen von 1 % für Männer und 2 % für Frauen und 
höheren Zuwächsen am unteren Ende der Verteilung. 
Dieser Anstieg lässt sich teilweise mit der Einführung 
des bundesweiten Mindestlohns von 8,50 Euro pro 
Stunde im Jahr 2015 und den positiven Lohnabschlüs-
sen der Gewerkschaften erklären (Brüll und Gathmann 
2020; Grabka 2021; Bossler und Schank 2023; Felber-
mayr et al. 2016).

Die Ungleichheit bei Stundenlöhnen und indivi-
duellen Arbeitseinkommen in Deutschland hat sich in 
den vergangenen Jahrzehnten sehr ähnlich entwickelt 
(vgl. Abb. 3). Der Gini-Koeffizient für Stundenlöhne 
und individuelle Einkommen nahm zwischen 1993 und 
2010 zu, fiel jedoch im vergangenen Jahrzehnt wieder, 
teilweise bedingt durch einen Rückgang von Lohn- 
und Stundenungleichheit unter Frauen.

BESCHÄFTIGUNGSZUWACHS BEI  
GERINGVERDIENENDEN VERDECKT RÜCKGANG 
DER UNGLEICHHEIT

Die hohe Arbeitslosenquote um die Jahrtausendwende 
sowie der Ruf als »kranker Mann Europas« führte zu 
einer der wichtigsten Transformationen des deutschen 
Wohlfahrtsstaats in den vergangenen Jahrzehnten: 
den Hartz-Reformen. Ziele dieser – Anfang des neuen 
Jahrtausends eingeführten – Reformen waren, den Ar-
beitsmarkt effizienter und flexibler zu gestalten, die 
Arbeitslosigkeit zu reduzieren und das Transfersystem 
stärker auf die Notwendigkeiten und Bedürfnisse der 
Betroffenen auszurichten. Insbesondere Hartz IV wurde 
zum Synonym für eine neue, weniger großzügige Un-
terstützungsleistung für Langzeitarbeitslose. In den 
Jahren nach den Reformen – sei es durch Kausalität 
oder Korrelation – sank die Arbeitslosenquote deutlich 
und fiel bis 2008 auf 7,4 % und bis 2019 nochmals auf 
5,2 % (Bundesagentur für Arbeit 2023).

Der Beschäftigungsanstieg seit 2006, der vor al-
lem im unteren Einkommensbereich stattfand, be-
einflusste die Einkommensungleichheit maßgeblich 
(Felbermayr et al. 2016). Um dies zu dokumentieren, 
folgen wir Felbermayr et al. (2016) und berechnen den 
Gini-Koeffizienten des individuellen Bruttoeinkom-
mens auch in der Gesamtbevölkerung. Dazu setzen 
wir das Einkommen von Personen ohne Arbeitsein-
kommen auf null, anstatt diese Personen von der 
Berechnung auszuschließen. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die hinzugewonnene Beschäftigung am unteren 
Rand zwischen 2005 und 2010 zwar zu einer höheren 
Ungleichheit innerhalb der Gruppe der Erwerbstätigen 
geführt hat, aber innerhalb der gesamten erwerbsfä-
higen Bevölkerung die Ungleichheit bereits ab 2006 
wieder abgenommen hat. 

Gini-Koeffizient der realen Bruttostundenlöhne und individuellen Arbeitseinkommenª

© ifo Institute 

ª Diese Abbildung zeigt den Gini-Koeffizienten (insgesamt und nach Geschlecht) der realen Bruttostundenlöhne
in einer Stichprobe von abhängig Beschäftigten im Alter von 25–60 Jahren sowie für individuelle Arbeitseinkommen
in einer Stichprobe von erwerbstätigen Personen im Alter von 25–60 Jahren. Die Stichprobe der abhängig 
Beschäftigten schließt Personen mit Einkommen aus Selbständigkeit nicht ein. Wir lassen die unteren und oberen 
1 % der geschlechtsspezifischen Verteilung der Stundenlöhne für die Analyse außen vor. Personen gelten als erwerbs-
tätig, wenn sie im Jahr vor der Umfrage mindestens 52 Stunden gearbeitet haben und Einkommen aus unselb-
ständiger Arbeit oder Selbständigkeit bezogen haben. Bis 1990: Nur Westdeutschland.  
Quelle: SOEP v38.1; Berechnungen des ifo Instituts.
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STEUER- UND TRANSFERSYSTEM REDUZIERT 
EINKOMMENSUNGLEICHHEIT 

Zwei wichtige Faktoren haben die Verteilung des 
Einkommens in den vergangenen Jahrzehnten maß-
geblich beeinflusst: das Steuer- und Transfersystem 
und eine Tendenz, dass Ehen und Partnerschaften 
zunehmend zwischen Personen mit ähnlichem sozio- 
ökonomischen Status eingegangen werden. Dieses 
Muster der Paarbildung, bei der Personen einen Part-
ner oder eine Partnerin mit ähnlichem Bildungsniveau 
oder Einkommen wählen (assortative matching), hat 
in den vergangenen Jahren zugenommen. Es führt 
dazu, dass Personen mit niedrigen Bildungsabschlüs-
sen heute seltener verheiratet sind oder mit einem 
Partner zusammenleben als der Rest der Bevölkerung. 
Dies senkt wiederum die verfügbaren Haushaltsein-
kommen dieser Gruppe im Vergleich zu höher quali-
fizierten Personen.

Die Änderungen im deutschen Steuer- und Trans-
fersystem haben wesentliche Auswirkungen auf das 
Verhältnis zwischen individuellem Arbeitseinkommen 
und verfügbarem Haushaltseinkommen. Bis zur Ein-
führung der Hartz-Reformen 2005 stieg der Anteil der 
Sozialleistungen am gesamten Bruttohaushaltseinkom-
men stetig an, insbesondere im untersten Quartil der 
Einkommensverteilung. Seitdem hat sich dieser Trend 
umgekehrt und der Anteil der Sozialleistungen am Ge-
samteinkommen sinkt langsam, aber kontinuierlich. 
Diese Entwicklung zeigt sich auch im Anstieg der Ar-
beitslosenquote vor den Hartz-Reformen und deren 
Rückgang danach (Bundesagentur für Arbeit 2023).

Um die Rolle von Steuern und Transfers bei der 
Reduzierung der Ungleichheit umfassend darzustel-
len, zeigt Abbildung 4 die Gini-Koeffizienten für die 
Bruttohaushaltseinkommen und die verfügbaren 
Haushaltseinkommen. Trotz zunehmender Einkom-
mensungleichheit in den frühen 2000er Jahren ist der 
Gini-Koeffizient für das verfügbare Einkommen durch-
weg niedriger. Das Steuer- und Transfersystem ist also 
bis heute progressiv und trägt somit zur Verringerung 
von Ungleichheit bei. Sowohl Sozialtransfers, die ty-
pischerweise auf Haushalte am unteren Ende der 
Einkommensverteilung abzielen, als auch das pro-
gressive Einkommensteuersystem, bei dem Haushalte 
mit hohem Bruttoeinkommen höhere Grenzsteuer-
sätze zahlen, tragen zum umverteilenden Charakter 
des deutschen Wohlfahrtsstaats bei. Trotz größerer 
Reformen des Steuer- und Transfersystems, wie den 
Hartz-Reformen, blieb die Differenz zwischen dem 
Gini-Koeffizienten des Bruttohaushaltseinkommens 
und des verfügbaren Haushaltseinkommens zwischen 
1984 und 2020 relativ stabil.

Weitere institutionelle Rahmenbedingungen haben 
die Struktur des deutschen Arbeitsmarkts und damit 
auch die Einkommensverteilung in den vergangenen 
Jahrzehnten beeinflusst. 2015 wurde zum ersten Mal 
in Deutschland ein landesweiter gesetzlicher Mindest-
lohn in Höhe von 8,50 Euro eingeführt. Nachdem die 

folgende jährliche Anpassung des Mindestlohns durch 
eine Mindestlohnkommission aus Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter*innen sowie Ökonom*innen 
vorgeschlagen wurde, erhöhte die Bundesregierung 
zum Jahr 2022 den Mindestlohn davon abweichend 
auf substanzielle 12 Euro. Zum 1. Januar 2024 wurde 
er auf 12,41 Euro angehoben – dieses Mal unabhängig 
durch die Mindestlohnkommission bestimmt.

Der Anteil der Beschäftigten, die weniger als das 
1,2-fache des Mindestlohns verdienen, ist seit dessen 
Einführung relativ konstant geblieben und bis zum Jahr 
2019 nur leicht gesunken. Auch das Niveau des Min-
destlohns in Relation zum Mediannettolohn hat sich 
ähnlich entwickelt. Obwohl für den jüngsten Zeitraum 
im SOEP noch keine Daten vorliegen, zeigen Daten der 
OECD, dass dieses Verhältnis mit der starken Anhebung 
im Jahr 2022 gestiegen ist (OECD 2023b). Verschiedene 
Studien zeigen einen geringen Beschäftigungseffekt des 
Mindestlohns (Bossler und Gerner 2020; Blömer et al. 
2020; Dustmann et al. 2022). Betroffene Unternehmen 
scheinen wesentlich häufiger ihre Preise angehoben 
als die Beschäftigung reduziert zu haben (Link 2022). 
Darüber hinaus gibt es Evidenz, dass die Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns die Lohnungleichheit 
gemindert hat (Bossler und Schank 2023).

EINWANDERUNG VERÄNDERT ZUSAMMENSET-
ZUNG DER EINKOMMENSVERTEILUNG 

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 
1990, die die Bevölkerung der Bundesrepublik um 16 
Mio. Ostdeutsche erweiterte, hat die Zuwanderung aus 
dem Ausland die Zusammensetzung der deutschen 
Bevölkerung maßgeblich verändert. Aktuell hervor-
zuheben ist die Zuwanderungswelle, die durch Russ-
lands Invasion in der Ukraine ausgelöst wurde. Laut 
Prognosen wird dieser Trend anhalten, wobei das Jahr 
2022 die bisher höchste Nettomigrationsbilanz ver-
zeichnete. Insgesamt ist der Anteil der Migrant*innen 
in Deutschland von unter 10 % in den 1980er Jahren 
auf zuletzt fast 20 % gestiegen.
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ª Diese Abbildung zeigt den Gini-Koeffizienten des verfügbaren Haushaltseinkommens, des Bruttohaushalts-
einkommens und des Bruttohaushaltsarbeitseinkommens in einer Stichprobe von Personen im Alter von 
25–60 Jahren. Der Gini-Koeffizient im Bruttohaushaltsarbeitseinkommen wird für Haushalte berechnet, in denen 
mindestens ein Haushaltsmitglied erwerbstätig ist. Personen gelten als erwerbstätig, wenn sie im Jahr vor der 
Umfrage insgesamt mindestens 52 Stunden gearbeitet haben und Einkommen aus unselbständiger Arbeit oder 
Selbständigkeit bezogen haben. Bis 1990: Nur Westdeutschland. 
Quelle: SOEP v38.1; Berechnungen des ifo Instituts.
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Schon vor dem russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine kamen viele Migrant*innen als Asylsuchende 
aus Konfliktgebieten nach Deutschland, wie beispiels-
weise aus Syrien seit 2015. Migrant*innen sind dabei 
zumindest anfangs häufig in der unteren Hälfte der 
Einkommensverteilung zu finden (vgl. Abb. 5). 2017 
waren am unteren Ende der Einkommensskala etwa 
30 % der Personen Migrant*innen, während es am 
oberen Ende nur knapp 10 % waren. Diese Differenz 
von nun 20 Prozentpunkten war in den 1980er und 
1990er Jahren deutlich geringer. Durch diese Dyna-
mik hat die Zuwanderung zumindest kurzzeitig die 
Einkommensungleichheit in Deutschland verstärkt, 
auch im Vergleich zu anderen Ländern. Während die 
Zuwanderung in den USA und den Niederlanden bei-
spielsweise ebenfalls stärker in der unteren Hälfte 
der Einkommensverteilung konzentriert ist, blieb der 
Anteil der Migrant*innen entlang der Einkommensver-
teilung in den vergangenen 20 Jahren für diese Länder 
weitgehend konstant. Im Vereinigten Königreich wurde 
die Einkommensverteilung von Migrant*innen in den 
vergangenen Jahren gleichmäßiger.

ZUSAMMENFASSUNG UND 
POLITIKEMPFEHLUNGEN

Trotz Veränderungen in der Zusammensetzung der 
erwerbstätigen Bevölkerung ist die Ungleichheit bei 
den Einkommen und verfügbaren Haushaltseinkom-
men in den vergangenen Jahren stabil geblieben. Eine 
der wichtigsten Entwicklungen auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt in den vergangenen Jahrzehnten ist die 
zunehmende Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen. Al-
lerdings fanden die meisten dieser Beschäftigungs-
gewinne in Teilzeitpositionen statt. Daher sind ge-
schlechtsspezifische Unterschiede in den Einkommen 
nach wie vor allgegenwärtig.

Reformen, die eine Verringerung geschlechtsspe-
zifischer Einkommensunterschiede zum Ziel haben, 
sollten Anreize für eine Erhöhung der Arbeitszeit set-

zen. Ein Reformvorschlag, der in der Vergangenheit 
ausführlich diskutiert wurde und kürzlich erneut in 
den Fokus rückte, zielt auf die gemeinsame Besteue-
rung von Ehepaaren ab. Dies schafft in Verbindung mit 
der geringfügigen Beschäftigung starke wirtschaftliche 
Anreize für Zweitverdiener*innen – in den meisten 
Fällen Frauen – in Teilzeitjobs zu bleiben. Blömer und 
Peichl (2023) diskutieren und simulieren mehrere Re-
formvorschläge, die die Arbeitsmarktbeteiligung von 
Frauen erhöhen könnten. Diese Vorschläge stellen eine 
Möglichkeit dar, nicht nur die Beschäftigungsquoten 
von Frauen zu verbessern, sondern auch zur Verrin-
gerung der geschlechtsspezifischen Einkommensun-
gleichheit beizutragen.
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ª Diese Abbildung zeigt den Anteil der Immigrant*innen in der Bevölkerung über die Verteilung des verfügbaren
Einkommens. Die Stichprobe umfasst Personen im Alter von 25–60 Jahren. Die Einkommen sind in Preisen von 
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punkte angewendet. Bis 1990: Nur Westdeutschland.
Quelle: SOEP v38.1; Berechnungen des ifo Instituts.
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Wie gerecht oder ungerecht sind die Bildungschancen von Kin-
dern mit verschiedenen familiären Hintergründen in Deutsch-
land verteilt? Die vorliegende Studie vergleicht die Wahrschein-
lichkeit eines Gymnasialbesuchs für Kinder mit niedrigerem 
Hintergrund (weder ein Elternteil mit Abitur noch oberes Vier-
tel der Haushaltseinkommen) mit der für Kinder mit höherem 
Hintergrund (mindestens ein Elternteil mit Abitur und/oder 
oberes Viertel der Haushaltseinkommen). Dazu wird sowohl der 
relative (Chancenverhältnis) als auch der absolute Unterschied 
(Chancendifferenz) im Gymnasialbesuch zwischen den beiden 
Gruppen betrachtet. Deutschlandweit besuchen 26,7 % der Kin-
der mit niedrigerem Hintergrund ein Gymnasium, mit höherem 
Hintergrund sind es 59,8 %. Die Chance auf einen Gymnasialbe-
such bei niedrigerem Hintergrund ist also nicht einmal halb so 
groß (Chancenverhältnis 44,6 %) wie bei höherem Hintergrund, 
die Chancendifferenz beträgt 33,2 Prozentpunkte. Die Ungleich-
heit der Bildungschancen ist in allen Bundesländern sehr stark 
ausgeprägt. Es gibt aber auch deutliche Unterschiede. Bei Be-
trachtung des relativen Unterschieds weisen Berlin, Branden-
burg und Rheinland-Pfalz etwas bessere Chancenverhältnisse 
auf (zwischen 52 % und 54 %), Bayern und Sachsen schlechtere 
(38,1 % bzw. 40,1 %). Bei Betrachtung des absoluten Unterschieds 
ist die Chancendifferenz in Sachsen und Sachsen-Anhalt 
(40,1 bzw. 38,1 Prozentpunkte) besonders stark ausgeprägt, in 
Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz (26,4 bzw.  
28,4 Prozentpunkte) noch am geringsten. Anhand von acht 
Beispielen guter Praxis aus den Bereichen frühkindliche För-
derung, Unterstützung von Eltern und Schulen in herausfor-
dernden Lagen, datenbasierte Sprachförderung, verringerte 
schulische Aufteilung und Mentoring werden konkrete Maßnah-
men für mehr Chancengerechtigkeit in der Bildung vorgestellt. 

IN KÜRZE

Ludger Wößmann, Florian Schoner, Vera Freundl und Franziska Pfaehler

Ungleiche Bildungschancen: 
Ein Blick in die Bundesländer*

* Wir danken BILD hilft e.V. »Ein Herz für Kinder« für die finanzielle 
Unterstützung des Projekts.

Bildungschancen sind Lebenschancen. Eine gute 
Bildung ist die Grundlage dafür, dass Menschen an 
gesellschaftlichen Prozessen teilhaben und sich in 
die Gesellschaft einbringen können. Sie eröffnet die 
Möglichkeit für eine erfolgreiche Teilnahme am Ar-
beitsmarkt (Hanushek et al. 2015) und ist die Grund-
lage für volkswirtschaftlichen Wohlstand insgesamt 
(Hanushek und Wößmann 2015). Sie hängt auch mit 
höherer Lebenserwartung und Lebenszufriedenheit 
zusammen (Oreopoulos und Salvanes 2011). Darum 
sollten alle Kinder – unabhängig von ihrem familiären 
Hintergrund und ihrer sozialen Herkunft – die gleiche 
Chance auf gute Bildung haben. Die vorliegende Stu-
die zeigt für die einzelnen deutschen Bundesländer, 
wie stark die Bildungschancen der Kinder von ihrem 
familiären Hintergrund abhängen, und dokumentiert 
damit das Ausmaß der Chancen(un)gerechtigkeit in 
der Bildung. 

Mit Chancengerechtigkeit ist gemeint, dass jeder 
Mensch – unabhängig von Umständen wie Geschlecht, 
Herkunft oder familiärem Hintergrund – die gleichen 
Möglichkeiten haben sollte, um das eigene Potenzial 
zu entfalten (Rawls 1971; Roemer 1998). Aufgrund der 
großen wirtschaftlichen Bedeutung einer guten Bil-
dung ist Chancengleichheit in der Bildung auch eine 
zentrale Voraussetzung für die Chance auf sozialen 
Aufstieg und eine Verringerung der Ungleichheit. Kin-
der können ihren familiären Hintergrund – Aspekte 
wie Herkunft, Wohlstand oder Bildungshintergrund 
der Eltern – nicht selbst beeinflussen. Aus der Pers-
pektive der Chancengerechtigkeit sollten ihre Chancen 
im Leben daher unabhängig davon sein, ob sie in eine 
sozioökonomisch besser oder schlechter gestellte Fa-
milie hineingeboren werden. 

Die hier vorgestellten Analysen messen die Chan-
cengleichheit anhand der Wahrscheinlichkeit, mit der 
Kinder mit unterschiedlichen familiären Hintergründen 
ein Gymnasium besuchen. Selbstverständlich ist es 
nicht für jedes Kind die beste Bildungsentscheidung, 
auf ein Gymnasium zu gehen. Aber die Chance darauf 
sollte nicht von der Herkunft des Kindes abhängen. 
Die Vorteile des Gymnasialbesuchs als Bildungsmaß 
für die vorliegende Untersuchung bestehen darin, 
dass er leicht interpretierbar ist, sich gut beobach-
ten lässt und mit dem Mikrozensus ein umfangrei-
cher Datensatz vorliegt, der Informationen über den 
Gymnasialbesuch von Kindern und Jugendlichen in 
Verbindung mit verschiedenen Maßen ihres familiären 

Hintergrunds bereitstellt. Diese Datenbasis ermöglicht 
statistisch belastbare Auswertungen für eine Bundes-
länderanalyse. Zudem stellt der Gymnasialbesuch ein 
aussagekräftiges Maß für die sozialen und wirtschaft-
lichen Chancen eines Kindes dar. Nach erfolgreichem 
Abschluss des Gymnasiums eröffnet das Abitur den 
Zugang zum Hochschulwesen und ermöglicht somit 
Bildungswege, die mit wohlstandsbringenden Be-
rufsaussichten verbunden sind. Tatsächlich verdie-
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nen Menschen mit Abitur im Durchschnitt monatlich 
netto 42 % mehr als Menschen ohne Abitur (Dodin 
et al. 2024). 

Zur Messung der Chancengleichheit in den ein-
zelnen Bundesländern wird die Wahrscheinlichkeit 
des Gymnasialbesuchs für zwei Gruppen von Kindern 
berechnet: eine Gruppe mit niedrigerem und die an-
dere mit höherem sozioökonomischem Hintergrund. 
Der Hintergrund der Kinder wird dabei anhand der 
Bildung der Eltern und des Haushaltseinkommens ge-
messen. Der Unterschied in der Wahrscheinlichkeit des 
Gymnasialbesuchs zwischen den beiden Gruppen gibt 
das Ausmaß der Chancengleichheit an. Aufgrund des 
föderalen Bildungssystems haben die Bundesländer 
unterschiedliche Bildungssysteme und unterscheiden 
sich beispielsweise in den Lehrplänen, der Dauer der 
Grundschulzeit oder der Anzahl der weiterführenden 
Schularten. Auch die Zusammensetzung und die Leis-
tungen der Schülerschaft variieren zwischen den Bun-
desländern. Mit der Messung der Chancengleichheit 
auf Bundeslandebene lässt sich die Frage beantwor-
ten, wie gut es den einzelnen Bundesländern gelingt, 
Chancengerechtigkeit beim Zugang zum Gymnasium 
zu erreichen. 

Bundesweit ist das große Ausmaß der Ungleich-
heit der Bildungschancen in Deutschland anhand 
verschiedener Maße dokumentiert worden. Über 
den gesamten Bildungsverlauf vom Besuch von Kin-
dertageseinrichtungen über Schülerleistungstests in 
Grund- und weiterführenden Schulen bis hin zur Auf-
nahme eines Studiums hängen die Bildungsergebnisse 
eng mit dem familiären Hintergrund und den sozialen 
Verhältnissen zusammen (siehe Wößmann et al. 2023 

für eine Übersicht). Auch die Ergebnisse der neuesten 
PISA-Studie spiegeln die Ungleichheit der Chancen im 
deutschen Bildungssystem wider: Der Unterschied in 
den Mathematikleistungen der 15-Jährigen zwischen 
dem oberen und unteren Viertel des sozioökonomi-
schen Hintergrunds entspricht mehr als dem Vierfa-
chen des typischen Lernfortschritts eines Schuljahres 
(OECD 2023). Dieser Unterschied ist deutlich größer als 
im Durchschnitt der OECD-Länder und hat sich in den 
vergangenen zehn Jahren kaum verändert. 

Der vorliegende Beitrag informiert über die Chan-
cengleichheit in der Bildung und wie sie sich zwischen 
den Bundesländern unterscheidet. Worüber er nichts 
aussagt, ist das Niveau der in einem Bildungssystem 
erreichten Bildungsleistungen. Leistungsniveau und 
Chancengerechtigkeit sind zwei Ziele, die üblicher-
weise von Bildungssystemen erwartet werden. Ein 
gutes Bildungssystem sollte ein möglichst hohes Leis-
tungsniveau mit möglichst weitgehender Chancen-
gleichheit verbinden, und beide Aspekte sollten in die 
Gesamtbewertung eines Bildungssystems eingehen. 
Die hier vorgestellten Analysen informieren über eine 
Dimension dieses Zielbündels. 

Im Folgenden werden zunächst die Vorgehens-
weise und dann die Ergebnisse der Analyse der Un-
gleichheit der Bildungschancen in den Bundeslän-
dern berichtet. Im Anschluss wird untersucht, wie 
die Maße der Chancengleichheit mit verschiedenen 
Merkmalen der Bundesländer zusammenhängen. Ab-
schließend werden anhand von acht Beispielen guter 
Praxis Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt, die dazu 
beitragen können, eine größere Bildungsgerechtigkeit 
in Deutschland herzustellen. 

DER MIKROZENSUS 

Für unsere Analysen nutzen wir die Daten des Mikro-
zensus (MZ), der amtlichen Repräsentativstatistik. Der 
MZ stellt die größte Haushaltsbefragung in Deutsch-
land dar und befragt jährlich etwa 1 % der deutschen 
Bevölkerung. Um auf genügend Beobachtungen für die 
bundeslandspezifischen Auswertungen zurückgreifen 
zu können, werden die Daten der beiden aktuellen 
für die Analyse nutzbaren Wellen des MZ zusammen-
gelegt. Dies sind die Erhebungsjahre 2018 und 2019.1

Zum Zeitpunkt der Analyse lag als neueste für 
Forschungszwecke verfügbare Welle des MZ auch das 

1 Datenquelle: Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder, Mikrozensus 2018 und 2019, Berechnungen 
des ifo Instituts. Für weitere Informationen siehe  
https://www.forschungsdatenzentrum.de/de/haushalte/mikrozensus.

Erhebungsjahr 2020 vor. Allerdings weisen die Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder (2023a, S. 8) 
explizit darauf hin, dass »ein Vergleich zwischen den 
Bundesländern […] aufgrund der teils großen Unter- 
schiede in der Erhebungspraxis für dieses Berichtsjahr 
nicht sinnvoll« ist, so dass das Erhebungsjahr 2020 
für unsere Analysen nicht verwendet werden kann. 
Generell besteht eine mangelnde Vergleichbarkeit des 
MZ 2020 mit den Vorjahren, da in dreierlei Hinsicht 
»einschneidende Änderungen im Vergleich zum MZ 
vor 2020« (Statistisches Bundesamt 2021, S. 11) zu 
konstatieren sind: Die Methodik der Erhebung wurde 
geändert, ein neues IT-System wurde eingeführt und 
insbesondere konnten die Befragungen während der 
Corona-Pandemie aufgrund der Ausgangs- und Kon-
taktbeschränkungen sowie der Aussetzung des Mahn-
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wesens zur Durchsetzung der Auskunftspflicht nicht im 
üblichen Rahmen durchgeführt werden. Im Ergebnis 
weist der MZ 2020 eine sonst unbekannt hohe Ausfall-
quote von 35 % bei den Endergebnissen auf, im Ver-
gleich zu zuvor meist rund 5 %. Darüber hinaus können 
die Antwortausfälle nicht als zufällig angenommen 
werden und sind insbesondere auch zwischen den 
Bundesländern »sehr unterschiedlich verteilt« (Sta-
tistische Ämter des Bundes und der Länder 2023a).2  

Der MZ erhebt Daten über alle in den teilnehmen-
den Haushalten lebenden Personen. Wir betrachten 
diejenigen Haushalte, in denen mindestens ein Kind 
im Alter zwischen 10 und 18 Jahren lebt, das nicht 
mehr die Grundschule besucht, und für die die be-
nötigten Informationen zum familiären Hintergrund 
vorhanden sind. Diese Vorgehensweise folgt Wößmann 
et al. (2023), die Details zu diesen Beschränkungen 
berichten. Insgesamt ergibt sich für die kombinierten 
Wellen 2018 und 2019 eine verwendete Stichprobe 
von 102 005 Kindern. Die Fallzahlen pro Bundesland 
reichen von 947 Kindern in Bremen bis 23 022 Kindern 
in Nordrhein-Westfalen.

GYMNASIALBESUCH UND FAMILIÄRER 
HINTERGRUND

Der Gymnasialbesuch der Kinder wird darüber gemes-
sen, ob ein Kind derzeit ein Gymnasium (inkl. Beruf-
liches Gymnasium und Abendgymnasium) besucht, 
bereits das Abitur (allgemeine oder fachgebundene 
Hochschulreife) hat oder aktuell eine Universität be-
sucht. Die Gymnasialbesuchsquote liegt im Durch-
schnitt der Jahre 2018 und 2019 bei 41,5 %. 

Zum Vergleich der Bildungschancen teilen wir die 
Kinder in jedem Bundesland in zwei Gruppen ein: eine 
Gruppe mit niedrigerem und eine mit höherem sozi-
oökonomischem Hintergrund. Die Beschränkung auf 
einen Vergleich von zwei Gruppen stellt sicher, dass 
auch für die kleinen Bundesländer hinreichend große 
Fallzahlen vorliegen, um statistisch belastbare Aus-
sagen treffen zu können. Für die Einteilung nutzen 
wir die beiden Merkmale des familiären Hintergrunds, 
die sich in Wößmann et al. (2023) deutschlandweit 
als am bedeutendsten für die Chancengleichheit er-
wiesen haben: der Bildungsstand der Eltern und das 
Haushaltseinkommen. Der Bildungsstand der Eltern 
zeigt an, ob mindestens ein Elternteil das Abitur als 
höchsten Schulabschluss hat. In unserer Stichprobe 
trifft dies auf 35,9 % der Kinder zu. Das monatliche 
Haushaltsnettoeinkommen weist das oberste Quar-
2 Aktualisiert man die auf 2019er MZ-Daten basierenden Berech-
nungen der deutschlandweiten Unterschiede in den Bildungschan-
cen in Wößmann et al. (2023) mit den 2020er Daten, so stellt sich das 
grundlegende Bild sehr ähnlich dar, so dass etwaige reale Verände-
rungen in der Chancengleichheit der Kinder allenfalls unspektakulär 
sein dürften. Die Korrelation des Gymnasialbesuchs über die 40 dort 
betrachteten Merkmalskombinationen des detaillierten familiären 
Hintergrunds beträgt zwischen den beiden Jahren 0,99, was eine 
qualitativ weitgehend unveränderte Sachlage widerspiegeln dürfte.

til aus, das sich in der Stichprobe durch ein Einkom-
men von über 5 000 Euro von den unteren drei Vierteln 
unterscheidet. 

Als Kinder mit höherem Hintergrund werden die-
jenigen eingeteilt, die mindestens ein Elternteil mit 
Abitur haben und/oder sich im oberen Viertel der mo-
natlichen Haushaltsnettoeinkommen befinden. Dies 
trifft auf 45 % der Kinder in Deutschland zu. Kinder 
mit einem niedrigeren Hintergrund haben weder ein 
Elternteil mit Abitur noch fallen sie in das obere Viertel 
der Haushaltseinkommen. In dieser Gruppe befinden 
sich 55 % der Kinder. In den verschiedenen Bundes-
ländern liegt dieser Anteil zwischen 43 % in Hamburg 
und 68 % in Sachsen-Anhalt (vgl. Tab. A1 im Anhang), 
was jeweils einigermaßen große Beobachtungszahlen 
sicherstellt. 

CHANCENVERHÄLTNIS UND CHANCENDIFFERENZ

Wir betrachten zwei Maße der Chancengleichheit, die 
abbilden, mit welcher Wahrscheinlichkeit Kinder mit 
niedrigerem Hintergrund im Vergleich zu Kindern mit 
höherem Hintergrund auf ein Gymnasium gehen. Zum 
einen ergibt sich das Chancenverhältnis als relatives 
Maß der Chancengleichheit als Quotient aus dem An-
teil des Gymnasialbesuchs in der Gruppe der Kinder 
mit niedrigerem Hintergrund und dem entsprechen-
den Anteil bei höherem Hintergrund. Zum anderen 
ergibt sich die Chancendifferenz als absolutes Maß der 
Chancengleichheit als Differenz dieser beiden Anteile. 

Mit welcher Sicherheit von den Ergebnissen der 
verwendeten Stichprobe auf die Gesamtbevölkerung 
des jeweiligen Bundeslandes geschlossen werden 
kann, kann anhand von statistischen Konfidenz- 
intervallen angegeben werden. In 95 % der Fälle, in 
denen eine Zufallsstichprobe derselben Größe gezo-
gen wird, liegt der wahre Wert in dem Intervall, das 
in Tabelle 1 angegeben ist. Dieses Intervall ist umso 
kleiner (und dementsprechend ist der Wert umso 
präziser gemessen), je größer die zugrundeliegenden 
Fallzahlen sind. Dementsprechend sind die Konfidenz- 
intervalle in großen Bundesländern deutlich kleiner 
als in kleinen Bundesländern. Beinhaltet das angege-
bene Konfidenzintervall nicht den deutschlandweiten 
Durchschnittswert, so kann davon ausgegangen wer-
den, dass sich der Wert in dem jeweiligen Bundesland 
signifikant vom Wert des deutschen Durchschnitts 
unterscheidet. 

Die berichteten Prozentwerte des Gymnasialbe-
suchs sind jeweils auf die erste Nachkommastelle ge-
rundet. Verhältnisse und Differenzen werden aus den 
ungerundeten Werten berechnet. Dadurch können 
die tatsächlichen, berichteten Verhältnisse und Diffe-
renzen leicht von denen abweichen, die sich aus den 
gerundeten Prozentwerten ergeben. 

ZUM INHALT
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VORGEHENSWEISE UND DEUTSCHLANDWEITE 
ERGEBNISSE 

Um die Chancengleichheit in der Bildung in den ein-
zelnen Bundesländern belastbar darstellen zu können, 
bedarf es einer umfassenden Datengrundlage. Deshalb 
verwendet die vorliegende Untersuchung die Daten 
des Mikrozensus, der größten Haushaltsbefragung in 
Deutschland, und kombiniert die beiden aktuellen für 
eine Bundesländeranalyse verwendbaren Erhebungs-
jahre 2018 und 2019 (siehe Box »Datengrundlage und 
Vorgehensweise«). Daraus ergibt sich eine Stichprobe 
von über 100 000 Kindern und Jugendlichen zwischen 
10 und 18 Jahren, für die die benötigten Informatio-
nen zu Gymnasialbesuch und familiärem Hintergrund 
vorliegen. Diese Datengrundlage gewährleistet auch in 
den kleineren Bundesländern ausreichend hohe Fall-
zahlen in den zu betrachtenden Gruppen von Kindern 
mit verschiedenen familiären Hintergründen. 

In jedem Bundesland vergleichen wir zwei Grup-
pen von Kindern und Jugendlichen mit unterschied-
lichem familiärem Hintergrund: eine Gruppe mit hö-
herem und die andere mit niedrigerem Hintergrund. 
Dazu nutzen wir die beiden Merkmale des familiären 
Hintergrunds, die sich in deutschlandweiten Analysen 
als besonders wichtig erwiesen haben (Wößmann et 
al. 2023): das Bildungsniveau und das Einkommen 
der Eltern. Als höherer Hintergrund wird klassifiziert, 
wenn mindestens ein Elternteil Abitur hat oder wenn 
das Haushaltseinkommen im oberen Viertel liegt (oder 
wenn beides der Fall ist). Als niedrigerer Hintergrund 
werden alle anderen Fälle klassifiziert – das heißt, 
wenn kein Elternteil Abitur hat und das Haushaltsein-
kommen auch nicht im oberen Viertel liegt. Diese Ein-
teilung führt insgesamt zu zwei etwa gleich großen 
Gruppen (siehe Box »Datengrundlage und Vorgehens-
weise« für Details).

Für beide Gruppen lässt sich der Anteil der Kinder 
berechnen, die ein Gymnasium besuchen. Deutsch-
landweit sind dies 26,7 % der Kinder mit niedrigerem 
Hintergrund und 59,8 % der Kinder mit höherem Hin-
tergrund. Bei Chancengleichheit müssten die Anteile 
der beiden Gruppen gleich groß sein. Wir berechnen 
zwei Maße der Chancengleichheit: den relativen und 
den absoluten Unterschied zwischen den beiden 
Gruppen. 

Der relative Unterschied (Chancenverhältnis) ist 
das Verhältnis der beiden Wahrscheinlichkeiten. Er 
gibt die Chance auf einen Gymnasialbesuch bei nied-
rigerem Hintergrund als Anteil der Chance auf einen 
Gymnasialbesuch bei höherem Hintergrund an. Je nä-
her dieses Maß an 100 % liegt, desto ausgeglichener 
sind die Chancen auf einen Gymnasialbesuch zwischen 
den beiden Gruppen verteilt. Deutschlandweit beträgt 
dieses Chancenverhältnis 44,6 % (= 26,7 % / 59,8 %). 
Ein Kind mit niedrigerem Hintergrund hat also nicht 
einmal eine halb so hohe Wahrscheinlichkeit wie ein 
Kind mit höherem Hintergrund, auf ein Gymnasium 
zu gehen. 

Der absolute Unterschied (Chancendifferenz) ist 
die Differenz der beiden Wahrscheinlichkeiten – die 
Wahrscheinlichkeit eines Gymnasialbesuchs bei hö-
herem Hintergrund minus die Wahrscheinlichkeit bei 
niedrigerem Hintergrund. Je kleiner dieses Maß, desto 
ausgeglichener sind die Chancen auf einen Gymnasial-
besuch zwischen den beiden Gruppen. Deutschland-
weit beträgt diese Chancendifferenz 33,16 Prozent-
punkte (= 59,82 % – 26,66 %). Beide Maße spiegeln das 
große Ausmaß der Ungleichheit der Bildungschancen 
in Deutschland wider.

ERGEBNISSE ZUR UNGLEICHHEIT DER BILDUNGS-
CHANCEN IN DEN BUNDESLÄNDERN

Die in Tabelle 1 dargestellten Ergebnisse der Ana-
lyse für die einzelnen Bundesländer zeigen, dass 
die Ungleichheit der Bildungschancen in allen Bun-
desländern sehr stark ausgeprägt ist. Selbst in dem 
Bundesland, in dem das relative Maß des Chancen-
verhältnisses zwischen den beiden Gruppen am aus-
geglichensten ist, liegt die Chance auf einen Gymnasi-
albesuch mit niedrigerem Hintergrund nur bei 53,8 % 
der Chance mit höherem Hintergrund. Bei Chancen-
gleichheit müsste dieser Wert 100 % betragen. Und 
in dem Bundesland, in dem das absolute Maß der 
Chancendifferenz am ausgeglichensten ist, ist die 
Chance auf einen Gymnasialbesuch mit niedrigerem 
Hintergrund immer noch 26,4 Prozentpunkte geringer 
als mit höherem Hintergrund. Bei Chancengleichheit 
müsste dieser Unterschied 0 betragen. Es gibt also 
kein Bundesland, das auch nur annähernd gleiche 
Bildungschancen für alle Kinder erzielt. 

Gleichwohl sind zwischen den Bundesländern 
auch deutliche Unterschiede im Ausmaß der Ungleich-
heit der Bildungschancen zu erkennen. Beim relativen 
Unterschied liegt das Chancenverhältnis in den Bun-
desländern mit der vergleichsweise höchsten Chan-
cengleichheit (größtes Chancenverhältnis) – Berlin, 
Brandenburg und Rheinland-Pfalz – zwischen 52 % 
und 54 %. Auch im Saarland und in Mecklenburg-Vor-
pommern beträgt das Chancenverhältnis zumindest 
über 50 %. Demgegenüber liegt das Chancenverhältnis 
bei den Bundesländern mit der vergleichsweise nied-
rigsten Chancengleichheit – Bayern und Sachsen – bei 
38,1 % bzw. 40,1 %. Das Chancenverhältnis ist im Bun-
desland mit dem höchsten Wert also mehr als 40 % 
größer als im Bundesland mit dem niedrigsten Wert.

Beim absoluten Unterschied sind Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Saarland 
die Bundesländer mit der vergleichsweise höchsten 
Chancengleichheit. Hier liegt die Chancendifferenz 
bei unter 30 Prozentpunkten. Demgegenüber liegt die 
Chancendifferenz in Sachsen bei über 40 Prozentpunk-
ten und auch in Sachsen-Anhalt und Hessen bei über 
36 Prozentpunkten. Im Bundesland mit der größten 
Ungleichheit der Chancen ist die Chancendifferenz um 
mehr als die Hälfte größer als im Bundesland mit der 
niedrigsten Chancendifferenz. 

ZUM INHALT
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Für die Mehrheit der Bundesländer beträgt der 
Rangunterschied zwischen den beiden Maßen des 
relativen und absoluten Unterschieds nur ein oder 
zwei Ränge. In einigen Bundesländern – insbesondere 
Bremen und Bayern, aber auch Berlin und Hamburg 
– weisen die beiden Maße aber auch deutlich unter-
schiedliche Ränge aus. Insgesamt beträgt die Kor-
relation zwischen den beiden Maßen –0,622, ohne 
Bayern und Bremen sogar –0,819. Bundesländer, die 
bei beiden Maßen eine vergleichsweise hohe Chan-
cengleichheit aufweisen, sind Rheinland-Pfalz, Meck-
lenburg-Vorpommern und das Saarland, wohingegen 
beide Maße in Sachsen, Hessen und Sachsen-Anhalt 
auf eine vergleichsweise niedrige Chancengleichheit 
hinweisen. 

Dabei ist aber auch zu beachten, dass sich die 
statistische Sicherheit, mit der die Werte gemessen 
werden, je nach der Anzahl der zugrundeliegenden 
Beobachtungen – und damit der Größe des Bundes-
landes – unterscheidet. Dazu berichtet Tabelle 1 die 
Konfidenzintervalle, die den Bereich angeben, in dem 
der jeweilige Wert statistisch gesehen mit 95 %iger Si-

cherheit liegt (siehe Box »Datengrundlage und Vorge-
hensweise« für Details). In den kleinen Bundesländern 
ist diese Spannbreite vergleichsweise groß und die 
Messung entsprechend relativ ungenau, wohingegen 
sie in den großen Bundesländern relativ präzise ist. 
Die Werte des Chancenverhältnisses liegen in Berlin, 
Brandenburg, Rheinland-Pfalz und Baden-Württem-
berg mit über 95 %iger Sicherheit über dem deutschen 
Durchschnittswert, in Bayern, Sachsen und Hessen lie-
gen sie darunter. Die Werte der Chancendifferenz lie-
gen in Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und 
Baden-Württemberg mit entsprechender Sicherheit 
unter dem deutschen Durchschnittswert, in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Hessen liegen sie darüber. Die 
Werte der anderen Bundesländer lassen sich jeweils 
nicht signifikant vom deutschen Durchschnittswert 
unterscheiden. 

Bei der Interpretation der Unterschiede zwischen 
den Bundesländern ist der Aspekt zu berücksichtigen, 
dass sich die Bundesländer in der Art und dem Aus-
maß unterscheiden, in denen sie neben dem Gym-
nasium andere Wege zur Hochschulzugangsberechti-

Tab.1

Ungleiche Bildungschancen: Ein Blick in die Bundesländer

Deutschlandweit beträgt die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder mit niedrigerem Hintergrund ein Gymnasium besuchen, nur 44,6% der Wahrscheinlichkeit 
von Kindern mit höherem Hintergrund; der absolute Unterschied beträgt 33,2 Prozentpunkte. In allen Bundesländern ist die Ungleichheit der Bildungs-
chancen stark ausgeprägt, es gibt aber auch deutliche Unterschiede. 

Wahrscheinlichkeit eines 
Gymnasialbesuchs in % Unterschied

Kinder mit 
niedrigerem 
Hintergrund

Kinder mit 
höherem 

Hintergrund

Relativ (Chancenverhältnis) Absolut (Chancendifferenz)

in % Rang Konfidenz- 
intervall

in Prozent-
punkten Rang Konfidenz- 

intervall

Baden-Württemberg 27,3 58,1 47,1 7 [45,1–49,1] 30,7 5 [29,2–32,2]

Bayern 20,1 52,7 38,1 16 [36,3–39,9] 32,7 8 [31,3–34,0]

Berlin 37,1 68,9 53,8 1 [50,0–57,9] 31,8 7 [28,5–35,1]

Brandenburg 34,7 65,7 52,8 2 [48,5–57,6] 31,0 6 [27,1–34,9]

Bremen 21,4 51,6 41,5 14 [34,5–49,9] 30,2 4 [24,1–36,3]

Hamburg 30,1 63,9 47,1 6 [42,0–52,9] 33,8 11 [29,5–38,1]

Hessen 26,5 62,9 42,1 13 [39,8–44,5] 36,5 14 [34,5–38,5]

Mecklenburg-Vorpommern 26,5 52,9 50,1 5 [44,2–56,8] 26,4 1 [21,4–31,3]

Niedersachsen 27,8 60,9 45,7 8 [43,7–47,9] 33,0 9 [31,2–34,9]

Nordrhein-Westfalen 26,8 60,9 44,1 10 [42,7–45,5] 34,0 12 [32,8–35,3]

Rheinland-Pfalz 31,0 59,4 52,2 3 [48,9–55,7] 28,4 2 [25,7–31,1]

Saarland 30,2 59,5 50,8 4 [44,4–58,1] 29,3 3 [23,6–35,0]

Sachsen 26,8 66,9 40,1 15 [37,4–42,9] 40,1 16 [37,4–42,8]

Sachsen-Anhalt 29,1 67,1 43,3 12 [39,3–47,7] 38,1 15 [33,8–42,3]

Schleswig-Holstein 26,8 61,5 43,6 11 [40,1–47,4] 34,7 13 [31,6–37,8]

Thüringen 26,7 60,2 44,4 9 [40,4–48,7] 33,5 10 [29,7–37,3]

Deutschland 26,7 59,8 44,6 [43,9–45,3] 33,2 [32,9–33,4]

Chancengleichheit 100,0 0,0

Anmerkungen: Wahrscheinlichkeit eines Gymnasialbesuchs: Anteil der Kinder von 10 bis 18 Jahren mit dem jeweiligen familiären Hintergrund, die ein Gymnasium besuchen. Niedrigerer Hintergrund: 
weder ein Elternteil mit Abitur noch oberes Viertel der Haushaltseinkommen. Höherer Hintergrund: mindestens ein Elternteil mit Abitur und/oder oberes Viertel der Haushaltseinkommen. Relativer 
Unterschied (Chancenverhältnis): Quotient der beiden Wahrscheinlichkeiten. Absoluter Unterschied (Chancendifferenz): Differenz der beiden Wahrscheinlichkeiten. Konfidenzintervall: Mit 95%iger 
Sicherheit liegt der wahre Wert in diesem Intervall. Leichte Abweichungen in den Verhältnissen und Differenzen von den gerundeten Grundwerten sind auf Berechnung mit ungerundeten Werten zurück- 
zuführen. Siehe Box »Datengrundlage und Vorgehensweise« für Details.  

Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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gung anbieten.1 So gibt es beispielsweise in einigen 
Bundesländern – insbesondere in den Stadtstaaten, 
dem Saarland und Schleswig-Holstein – einen gro-
ßen Anteil von Schulen mit drei Bildungsgängen (mit 
unterschiedlichen Bezeichnungen), in denen im Rah-
men einer gymnasialen Oberstufe ebenfalls eine Hoch-
schulzugangsberechtigung erworben werden kann 
1  Der Erwerb einer Hochschulzugangsberechtigung ließe sich erst 
für junge Erwachsene, nicht aber für Kinder im Alter von 10 bis 18 
Jahren, beobachten. In dem Alter ist eine Verlinkung zu dem Bundes-
land, in dem der Schulabschluss erworben wurde, im Mikrozensus 
nicht möglich. Andere Datensäze, die eine solche Verlinkung ermög-
lichen würden, weisen deutlich geringere Beobachtungszahlen auf, 
was eine für Bundesländer repräsentative Analyse nicht zulässt.

(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2022). 
Darüber hinaus gibt es in den meisten Bundeslän-
dern im Anschluss an den Erwerb des Haupt- oder 
Realschulabschlusses die Möglichkeit, auf verschie-
denen alternativen Wegen eine allgemeine oder fach-
gebundene Hochschulreife zu erlangen. Tendenziell 
ist der Weg über das Gymnasium der direkte Weg in 
die höhere Bildung, der auch mit einer höheren Er-
folgswahrscheinlichkeit und höheren Erträgen am Ar-
beitsmarkt verbunden ist. Zudem zeigt die Forschung 
(entgegen weit verbreiteter Annahmen), dass Kinder 
aus privilegierteren sozialen Gruppen die alternativen 
Wege zur Hochschulzugangsberechtigung sogar noch 
stärker nutzen als Kinder mit benachteiligtem Hinter-
grund, so dass die alternativen Wege die Ungleichheit 
der Bildungschancen sogar noch erhöhen (Buchholz 
und Schier 2015; Biewen und Tapalaga 2017). In dem 
Maße, wie dies auch für die einzelnen Bundesländer 
gilt,2 führt der Fokus auf das Gymnasium also sogar 
zu einer Unterschätzung der Unterschiede in den 
Hochschulzugangsmöglichkeiten. 

ZUSAMMENHANG DER CHANCENGLEICHHEIT MIT 
MERKMALEN DER BUNDESLÄNDER 

Die Ergebnisse zeigen, dass es zwischen den Bundes-
ländern durchaus Unterschiede im Ausmaß der Chan-
cengleichheit in der Bildung gibt. In Anbetracht dessen 
stellt sich die Frage, womit die Unterschiede zwischen 
den Bundesländern zusammenhängen. Die Bundes-
länder teilen zwar Sprache, Rechtssystem und viele 
weitere Merkmale, doch gerade das Bildungswesen 
ist in Deutschland föderal geprägt: Die Verantwortung 
für Gesetzgebung und Verwaltung im Bildungsbereich 
liegt laut Grundgesetz bei den Bundesländern. Da-
neben gibt es weitere wichtige Unterschiede in den 
sozialen und institutionellen Bedingungen der Bun-
desländer. Im Folgenden wird untersucht, wie die 
Chancengleichheit mit diesen Unterschieden zusam-
menhängt. Zwei Aspekte, die direkt in die Berechnung 
der Maße der Chancengleichheit eingehen, sind der 
Gymnasialbesuch und der sozioökonomische Hinter-
grund. Daher beginnen wir mit dem Zusammenhang 
der Chancengleichheit mit dem durchschnittlichen 
Gymnasialbesuch und dem durchschnittlichen sozio- 
ökonomischen Hintergrund der Bundesländer (vgl. 
Tab. A1 im Anhang). 

Nutzt man das Chancenverhältnis als relatives 
Maß der Chancengleichheit, zeigt sich ein leicht po-
sitiver Zusammenhang mit der durchschnittlichen 
Größe des Gymnasialsektors in einem Bundesland 
(vgl. Abb. 1a). Allerdings verliert dieser Zusammen-
hang seine statistische Signifikanz, sobald nur Ber-
lin in der Analyse unberücksichtigt bleibt. Auch gibt 
es zahlreiche Beispiele dafür, dass Bundesländer mit 
ähnlichen Gymnasialquoten sehr unterschiedliche 
Ausmaße der Chancengleichheit erreichen. So haben 
2 Leider gibt es in Deutschland keinen Datensatz, der eine systema-
tische Analyse für die einzelnen Bundesländer erlauben würde.

Anmerkung: Durchschnittlicher Gymnasialbesuch: Anteil der Kinder von 10 bis 18 Jahren, die ein Gymnasium 
besuchen. Chancenverhältnis bzw. -differenz: Quotient bzw. Differenz der Wahrscheinlichkeiten des 
Gymnasialbesuchs von Kindern mit niedrigerem und höherem familiärem Hintergrund. Vgl. Tabelle A1 für die 
Abkürzungen der Bundesländer. 
Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Berechnungen des ifo Instituts. 
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Anmerkung: Anteil niedrigerer Hintergrund: Anteil der Kinder von 10 bis 18 Jahren mit niedrigerem familiärem
Hintergrund (weder ein Elternteil mit Abitur noch oberes Viertel der Haushaltseinkommen).
Chancenverhältnis: Quotient der Wahrscheinlichkeiten des Gymnasialbesuchs von Kindern mit niedrigerem und 
höherem familiärem Hintergrund. Vgl. Tabelle A1 für die Abkürzungen der Bundesländer. 
Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Berechnungen des ifo Instituts. 
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Bayern und Mecklenburg-Vorpommern eine ähnlich 
niedrige Gymnasialquote (35,9 % bzw. 35,0 %), wei-
sen aber das niedrigste (38,1%) bzw. ein relativ hohes 
(50,1 %) Chancenverhältnis auf. Auf höherem Niveau 
der Gymnasialquote (44,5 % bzw. 43,7 %) gilt Ähnliches 
für Hessen und Rheinland-Pfalz (Chancenverhältnisse 
von 42,1 % bzw. 52, 2 %). Bei der Chancendifferenz als 
absolutem Maß der Chancenungleichheit ist (unabhän-
gig von der Berücksichtigung Berlins) kein statistisch 
signifikanter Zusammenhang mit dem durchschnittli-
chen Gymnasialbesuch erkennbar (vgl. Abb. 1b). Un-
abhängig vom gewählten Maß der Chancengleichheit 
zeigt sich also, dass sich bei ähnlicher durchschnittli-
cher Größe des Gymnasialsektors sehr unterschiedli-
che Ausmaße der Chancengleichheit erreichen lassen 
– und dass man ein ähnliches Ausmaß der Chancen-
gleichheit bei sehr unterschiedlicher durchschnittli-
cher Größe des Gymnasialsektors erzielen kann. 

In allen folgenden Analysen sind die qualitativen 
Schlussfolgerungen – insbesondere das Fehlen eines 
statistisch signifikanten Zusammenhangs – jeweils für 
das relative und absolute Maß der Chancengleichheit 
identisch. Deshalb werden die Zusammenhänge im 
Folgenden jeweils nur für das relative Maß dargestellt. 
Um den Zusammenhang der Chancengleichheit mit 
dem durchschnittlichen sozioökonomischen Hinter-
grund eines Bundeslandes darzustellen, trägt Abbil-
dung 2 das Chancenverhältnis gegen den Anteil der 
Kinder mit niedrigerem Hintergrund (weder ein Eltern-
teil mit Abitur noch oberes Viertel der Haushaltsein-
kommen) ab. Zwischen den beiden Variablen ergibt 
sich kein statistisch signifikanter Zusammenhang; im 
Gegenteil zeigt die Gegenüberstellung eine „Punkt-
wolke“ aus verteilten Datenpunkten. Die Unterschiede 
in der Gleichheit der Bildungschancen zwischen den 
Bundesländern hängen also nicht damit zusammen, 
dass manche Bundesländer einen höheren Anteil an 
benachteiligten Kindern haben als andere. Beispiels-
weise haben die beiden Bundesländer mit dem nied-
rigsten und höchsten Wert des Chancenverhältnisses 
– Bayern und Berlin – einen relativ ähnlichen Anteil 
an Kindern mit niedrigerem Hintergrund (51,6 % vs. 
48,5 %). Auch wenn man die beiden Komponenten 
elterliches Bildungsniveau und Haushaltseinkommen 
einzeln betrachtet, ergibt sich kein signifikanter Zu-
sammenhang mit dem Chancenverhältnis. 

Gleiches gilt für den Anteil der Kinder in einem 
Bundesland, die einen Migrationshintergrund aufwei-
sen (vgl. Abb. 3): Dieser Anteil hat keinen systemati-
schen Zusammenhang mit dem Chancenverhältnis. 
Die Chancengerechtigkeit hängt also nicht davon 
ab, wie hoch der Migrationsanteil in einem Bun-
desland ist. Aus der Abbildung ist auch ersichtlich, 
dass es im Chancenverhältnis keinen systematischen 
Ost-West-Unterschied gibt: Die Bundesländer in Ost-
deutschland (die alle einen relativ geringen Migrati-
onsanteil aufweisen) decken fast die gesamte Spanne 
der Variation im Chancenverhältnis ab, von 40,1 % in 
Sachsen bis 52,8 % in Brandenburg. Vielleicht noch 

wichtiger für die Interpretation des Maßes der Chan-
cengleichheit ist, dass es auch nicht systematisch 
mit der Differenz des Anteils der Kinder mit Migra-
tionshintergrund zwischen den beiden Gruppen mit 
niedrigerem und höherem Hintergrund zusammen-
hängt. Gleiches gilt für Unterschiede in den Anteilen 
alleinerziehender Eltern und erwerbstätiger Eltern. Die 
bisherigen Analysen zeigen also, dass die Chancen-
gleichheit unabhängig von verschiedenen Aspekten 
des Niveaus des sozioökonomischen Hintergrunds in 
den Bundesländern ist. 

Auch die wirtschaftliche Lage eines Bundeslandes 
insgesamt kann Unterschiede in der Chancengleich-
heit nicht erklären. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
pro Kopf in den Bundesändern reicht von 28 839 Euro 
in Thüringen bis 67 701 Euro in Hamburg. Doch diese 
Unterschiede im BIP pro Kopf weisen keinen systema-
tischen Zusammenhang mit dem Chancenverhältnis 
auf (vgl. Abb. 4). 

Auch gelingt es Bundesländern, die mehr für Bil-
dung ausgeben – und in denen dementsprechend 
mehr Geld pro Kopf für die Förderung der Schulkinder 
zur Verfügung steht – nicht besser, Chancengleichheit 

Anmerkung: Anteil Migrationshintergrund: Anteil der Kinder von 10 bis 18 Jahren mit Migrationshintergrund.
Chancenverhältnis: Quotient der Wahrscheinlichkeiten des Gymnasialbesuchs von Kindern mit niedrigerem und
höherem familiärem Hintergrund. Vgl. Tabelle A1 für die Abkürzungen der Bundesländer. 
Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Berechnungen des ifo Instituts. 
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Anmerkung: Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, in Euro, 2019. Chancenverhältnis: Quotient der Wahrscheinlichkeiten
des Gymnasialbesuchs von Kindern mit niedrigerem und höherem familiärem Hintergrund. Vgl. Tabelle A1 für die
Abkürzungen der Bundesländer. 
Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2023b); 
Berechnungen des ifo Instituts. 
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herzustellen. Zwischen den öffentlichen Pro-Kopf-Aus-
gaben für Schulen und dem Chancenverhältnis besteht 
kein systematischer Zusammenhang (vgl. Abb. 5). Aus 
der Abbildung geht auch hervor, dass (fehlende) Chan-
cengleichheit kein Phänomen der Stadtstaaten ist: 
Berlin, Bremen und Hamburg (die alle relativ hohe 
Ausgaben aufweisen) erreichen sehr unterschiedli-
che Ausmaße der Chancengleichheit. Auch die Ana-
lyse weiterer Merkmale der Ressourcenausstattung 
des Bildungswesens wie beispielsweise Ausgaben 
für Grundschulen, Klassengrößen oder Schüler-Lehr-
kraft-Verhältnisse gibt keine Belege für systematische 
Zusammenhänge mit Unterschieden in den Bildungs-
chancen zwischen den Bundesländern. 

Die berichteten Analysen zeigen, dass Unter-
schiede in der sozioökonomischen Zusammensetzung 
der Schülerschaft, der ökonomischen Situation der 
Bundesländer und der Ressourcenausstattung der 
Schulen keine Erklärung für die Unterschiede in der 
Chancengleichheit zwischen den Bundesländern lie-
fern. Auch in multivariaten Regressionen, die mehrere 
der genannten Merkmale zusammen berücksichtigen, 
bleiben die Zusammenhänge statistisch insignifikant. 

Vorhergehende Forschung zu Unterschieden in 
der Chancengleichheit im Bundesländervergleich 
(wie auch im internationalen Vergleich) anhand der 
PISA-Daten hat aufgezeigt, dass Schulsysteme, in de-
nen die Schulkinder erst später auf weiterführende 
Schularten aufgeteilt werden, systematisch eine hö-
here Chancengleichheit aufweisen (Wößmann 2010). 
Dies ist im Bundesländervergleich des vorliegenden 
Maßes des Chancenverhältnisses offensichtlich eben-
falls der Fall: Berlin und Brandenburg – die Bundes-
länder mit dem relativ ausgeglichensten Chancenver-
hältnis – sind die einzigen beiden Bundesländer, die 
die Schulkinder nicht schon nach der vierten, sondern 
erst nach der sechsten Klasse auf verschiedene wei-
terführende Schularten aufteilen. Dementsprechend 
hängt das Chancenverhältnis im Bundesländerver-
gleich statistisch hoch signifikant mit einer späteren 
Aufteilung der Schulkinder zusammen. Die statistische 

Signifikanz dieses Zusammenhangs bleibt auch bei Be-
rücksichtigung der verschiedenen anderen genannten 
Merkmale der Bundesländer bestehen. Für das Maß 
der Chancendifferenz ist der Zusammenhang zwar 
schwächer, in einigen multivariaten Modellen aber 
ebenfalls statistisch signifikant. 

Im Einklang mit der vorhergehenden Forschung 
weist darüber hinaus eine größere Anzahl an Arten 
weiterführender Schulen im Bundesländervergleich 
einen negativen Zusammenhang mit dem Chancen-
verhältnis auf, während eine größere Besuchsquote im 
frühkindlichen Bereich positiv mit dem Chancenver-
hältnis zusammenhängt. Als bivariate Korrelationen 
sind diese beiden Zusammenhänge statistisch nicht 
signifikant, erreichen bei Berücksichtigung weiterer 
Faktoren in einigen Spezifikationen multivariater Re-
gressionen aber statistische Signifikanz. Ähnliches gilt 
in abgeschwächtem Maße für das Maß der Chancendif-
ferenz. Insofern ist die Analyse der Bundesländerun-
terschiede zumindest konsistent damit, dass stärker 
ausgebaute frühkindliche Bildungssysteme und weni-
ger stark aufteilende Schulsysteme mit einer höheren 
Chancengleichheit einhergehen. Gleichwohl sollten 
diese Zusammenhänge aufgrund der begrenzten An-
zahl der Bundesländer nicht überinterpretiert werden. 

HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN: 
BEISPIELE GUTER PRAXIS

Die wissenschaftliche Forschung gibt klare empiri-
sche Belege dafür, dass es viele Möglichkeiten gibt, 
die Bildungschancen für Kinder aus unterschiedli-
chen familiären Verhältnissen effektiv anzugleichen. 
Denn die Ungleichheit der Bildungschancen ist kei-
neswegs unumstößlich, wie die starken positiven 
Effekte zahlreicher bildungspolitischer Maßnahmen 
auf die Bildungs- und Lebenschancen benachteilig-
ter Kinder zeigen. Dazu reichen Maßnahmen mit der 
Gießkanne allerdings zumeist nicht aus; die benach-
teiligten Kinder müssen gezielt gefördert werden. In 
Wößmann et al. (2023) haben wir aus dem Stand der 
wissenschaftlichen Forschung sechs Handlungsfelder 
ausgearbeitet: 

 ‒ Frühkindliche Bildungsangebote für benachtei-
ligte Kinder ausbauen

 ‒ Familien benachteiligter Kinder bei der Erziehung 
unterstützen

 ‒ Die besten Lehrkräfte an Schulen mit vielen be-
nachteiligten Kindern bringen

 ‒ Nachhilfeprogramme für benachteiligte Kinder 
früh und kostenfrei anbieten

 ‒ Aufteilung auf unterschiedliche weiterführende 
Schulen verschieben 

 ‒ Mentoring-Programme für benachteiligte Kinder 
fördern

Um diese Handlungsmöglichkeiten zu konkretisieren, 
beschreiben wir im Folgenden acht Beispiele guter Pra-

Anmerkung: Bildungsausgaben: Ausgaben für allgemeinbildende öffentliche Schulen je Schüler*in, in Euro, 2020. 
Chancenverhältnis: Quotient der Wahrscheinlichkeiten des Gymnasialbesuchs von Kindern mit niedrigerem und 
höherem familiärem Hintergrund. Vgl. Tabelle A1 für die Abkürzungen der Bundesländer. 
Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Statistisches Bundesamt (2023); Berechnungen des ifo Instituts. 
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xis, die aufzeigen, wie zu einer Verbesserung der Chan-
cengleichheit in Deutschland beigetragen werden kann. 

1. Unterstützung von Familien mit Neugeborenen: 
Das Hausbesuchsprogramm Pro Kind in Bremen 

Die ersten Lebensjahre sind für die Entwicklung von 
Kindern von großer Bedeutung. Daher sind Maßnah-
men im frühkindlichen Bereich gerade für Kinder aus 
benachteiligten Verhältnissen besonders effektiv und 
weisen hohe individuelle und gesamtwirtschaftliche 
Erträge auf (Cunha et al. 2006; Almond und Currie 
2011; Duncan et al. 2023). 

Ein Beispiel für ein wirksames frühkindliches 
Programm findet sich in Bremen. Dort bietet die 
Stiftung Pro Kind Unterstützung in Form von Haus-
besuchen für Ersteltern in sozioökonomischen Pro-
blemlagen an (Sandner 2018). Das Programm richtet 
sich an Eltern mit geringem Einkommen, die sich mit 
einer besonderen Lebenssituation wie Minderjäh-
rigkeit oder Gewalterfahrungen konfrontiert sehen. 
Die 52 Hausbesuche durch Geburtshelfer*innen und 
Sozialarbeiter*innen finden in einem Zeitraum begin-
nend mit der Schwangerschaft bis zum zweiten Ge-
burtstag des Kindes statt (Kliem und Sandner 2021). 
Während dieser Zeit werden die Eltern bei Fragen der 
Erziehung, Gesundheit und Ernährung beraten und 
unterstützt (Sandner et al. 2018). Pro Kind hat das 
Ziel, die kindliche Entwicklung unter anderem durch 
Stärkung der Mutter-Kind-Bindung zu verbessern. 
Positive Effekte des Programms zeigen sich insbeson-
dere in der Wahrnehmung der elterlichen Selbstwirk-
samkeit und in der Kindererziehung sowie bei den 
kognitiven Fähigkeiten von Mädchen. Die positiven 
Effekte sind auch noch vorhanden, wenn das Kind 
das Grundschulalter erreicht. 

Außerdem ergeben sich positive Auswirkungen auf 
die mütterliche mentale Gesundheit, das Stressemp-
finden und die Fähigkeit zur Einschätzung von kind-
lichem Verhalten (Kliem und Sandner 2021; Sierau et 
al. 2016). Die frühe Unterstützung und Begleitung von 
Eltern im Rahmen von Pro Kind wirkt sich also nicht 
nur auf die Kinder positiv aus, sondern auch auf de-
ren Mütter. Dies kann wiederum die Bildungschancen 
benachteiligter Kinder erhöhen, da das Wohlbefinden 
der Eltern in positivem Zusammenhang mit der Ent-
wicklung des Kindes steht (Almond und Currie 2011). 
Darüber hinaus kann sich ein Übertragungseffekt auf 
zukünftige Kinder der Eltern ergeben, wenn die Fähig-
keiten der Eltern weiteren Kindern zugutekommen. 
Berechnungen zeigen, dass die Kosten des Programms 
Pro Kind allein durch die Erträge der späteren zu erwar-
tenden Bildungsabschlüsse der teilnehmenden Kinder 
aufgewogen werden (Sandner und Jungmann 2017). 
Insgesamt können Programme zur frühkindlichen För-
derung von Kindern aus benachteiligten Verhältnissen 
einen Beitrag zur Erhöhung der Chancengleichheit 
leisten. 

2. Begleitung von Eltern bis zur Kita:  
Das Chancenreich-Programm in Herford 

Für viele Unterstützungsprogramme ist es schwierig, 
Familien mit benachteiligtem Hintergrund zu erreichen 
(Boag-Munroe und Evangelou 2010). Dabei würden 
gerade diese Familien und deren Kinder von früh-
kindlichen Angeboten profitieren (Currie 2001). Dass 
es dennoch gelingen kann, benachteiligte Familien 
anzusprechen und für eine Programmteilnahme zu 
motivieren, zeigt das Chancenreich-Programm, das die 
Stadt Herford gemeinsam mit der Carina Stiftung ent-
wickelt hat. Das Projekt bietet Eltern mit Neugebore-
nen in Herford eine Reihe kostenloser Unterstützungs-
maßnahmen zur Förderung der Erziehungskompe-
tenz, der kindlichen Entwicklung und der Integration 
an (Chancenreich 2024). Der Erstkontakt geschieht 
hierbei auf Initiative des Chancenreich-Programms: 
Innerhalb der ersten acht Wochen nach Geburt wird 
ein Willkommensbrief an jede Familie mit Neugebore-
nen versandt. Bei einem ersten Hausbesuch werden 
die Komponenten des Programms persönlich erläu-
tert. Dazu gehören Familienbesuche, Elternkurse und 
Vorsorgeuntersuchungen. Zusätzlich verknüpft das 
Chancenreich-Programm seine Maßnahmen gegebe-
nenfalls mit bestehenden Angeboten der städtischen 
Kinder- und Jugendhilfe (Wilke et al. 2014). Ein be-
sonderer Aspekt, der zu der hohen Teilnahme gerade 
von benachteiligten Familien beitragen dürfte, ist ein 
Geldbonus in Höhe von 500 Euro. Diesen Anreiz zur 
verbindlichen Teilnahme erhalten die Eltern, wenn 
sie neben den Hausbesuchen die frühkindlichen Vor-
sorgeuntersuchungen U1 bis U7a durchführen lassen, 
einen Elternkurs und einen Workshop belegen sowie 
ihr Kind bis zum dritten Lebensjahr verbindlich in ei-
ner Kindertageseinrichtung (Kita) anmelden. 

Die Elternkurse und Workshops beschäftigen sich 
mit Themen zu Erziehung, Ernährung und Gesundheit, 
wie z. B. der Umgang mit Ängsten von Kindern, Kin-
dernotfallkurse, Kennenlernen der Stadtbibliothek 
sowie Spiel- und Bewegungsanregungen. Gerade die 
Fortbildungen, die auf eine Verbesserung der elter-
lichen Erziehungsfähigkeiten abzielen, haben einen 
positiven Effekt: Kinder, deren Eltern an mehr Kur-
sen zum Thema Erziehungskompetenz teilgenommen 
haben, weisen eine bessere Wortschatzentwicklung 
zwischen dem dritten und fünften Lebensjahr auf als 
Kinder, deren Eltern weniger solche Kurse besucht 
haben (Cohen et al. 2020). Zudem scheint das Chan-
cenreich-Programm gerade benachteiligte Eltern, z. B. 
mit niedrigen Bildungsabschlüssen, Alleinerziehende 
oder Erwerbslose, zu erreichen (Wilke et al. 2014). Das 
könnte daran liegen, dass die Stadt mit einer vor Ort 
bekannten Stiftung zusammenarbeitet, der Erstkontakt 
auf Initiative des Chancenreich-Programms geschieht 
und ein Geldbonus als Anreiz dient. Projekte mit diesen 
Komponenten könnten einen wertvollen Beitrag dazu 
leisten, um benachteiligte Kinder zu erreichen und zu 
fördern und somit die Chancengleichheit zu erhöhen.
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3. Unterstützung bei der Suche nach einem  
Kita-Platz: Das ELFE-Projekt in zwei rheinland- 
pfälzischen Städten 

Der Besuch von frühkindlichen Kindertageseinrichtun-
gen kann sich gerade bei Kindern aus Familien in he-
rausfordernden Lebenslagen positiv auf die kindliche 
Entwicklung auswirken, indem kognitive, sprachliche, 
motorische und soziale Fähigkeiten gefördert werden 
(z. B. Burger 2010; Duncan et al. 2023). Gerade wenn sie 
auf benachteiligte Kinder ausgerichtet ist und die Be-
treuung qualitativ hochwertig ist, kann frühkindliche 
Förderung eine hohe Rendite aufweisen (Spieß 2013). 
Trotz der möglichen positiven Auswirkungen und des 
rechtlichen Anspruchs auf einen Betreuungsplatz sind 
Kinder aus benachteiligten Familien beim Kita-Besuch 
unterrepräsentiert, obwohl vielfach der Wunsch auf 
einen Betreuungsplatz besteht (Jessen et al. 2020; 
Huebener et al. 2023). Der komplexe Bewerbungspro-
zess um einen Betreuungsplatz kann dabei insbeson-
dere für Eltern mit niedrigerem Bildungsabschluss zur 
Herausforderung werden, da frühzeitige Informations-
beschaffung vonnöten ist, diverse Fristen eingehal-
ten und Anträge eingereicht werden müssen (Hermes  
et al. 2023). 

An dieser Stelle setzt das Projekt »Eltern, Leben, 
Familie, Erziehung« (ELFE) an. Dieses Modell-Projekt 
wurde 2018/19 als Teil einer wissenschaftlichen Studie 
in zwei rheinland-pfälzischen Städten eingeführt, ist 
jedoch momentan in keiner Stadt dauerhaft etabliert. 
Das ELFE-Projekt unterstützt bildungsferne Eltern 
dabei, die Hürden im Bewerbungsprozess für einen 
Kita-Platz zu meistern. Das Programm besteht aus 
zwei Teilen (Hermes et al. 2021). Zum einen wird den 
Eltern ein Informationsvideo gezeigt, das u.a. darüber 
informiert, dass die frühkindliche Betreuung in Rhein-
land-Pfalz für alle Kinder ab zwei Jahren kostenlos ist, 
dass es für benachteiligte Kinder unter zwei Jahren 
Gebührenermäßigungen gibt und dass eine frühzei-
tige Bewerbung bei mehreren Kitas von Vorteil ist. 
Zudem erhalten die Eltern bei Wunsch individuelle Un-
terstützung durch geschulte Hilfskräfte, die beispiels-
weise beim Ausfüllen und Einreichen von Formula-
ren helfen. Die wissenschaftliche Evaluation von ELFE 
zeigt, dass insbesondere bildungsferne Eltern von der 
Unterstützung profitieren und sich die Wahrschein-
lichkeit, einen Betreuungsplatz zu beanspruchen, 
um 16 Prozentpunkte erhöht (Hermes et al. 2023). 
Infolgedessen können bildungsferne Mütter auch häu-
figer in Vollzeit arbeiten, was zu einem höheren Haus-
haltseinkommen führt. 

Die Ergebnisse zeigen, dass mit relativ geringem 
Aufwand verbundene Unterstützungsangebote, die 
die Hürden im Bewerbungsprozess für frühkindliche 
Betreuung verringern, die Wahrscheinlichkeit eines 
Kita-Besuchs für Kinder aus benachteiligten Fami-
lien steigern und so zu erhöhter Chancengleichheit 
beitragen können. 

4. Datenbasierte Sprachförderung vor 
und in der Grundschule: Das Hamburger 
Sprachförderkonzept

Gerade für Kinder aus benachteiligten Familien mit 
Migrationshintergrund stellt der Spracherwerb häufig 
eine grundlegende Herausforderung dar. Aufgrund der 
hohen Bedeutung von Sprache für das weitere Lernen 
ergeben sich dann starke soziale Unterschiede bei den 
Bildungschancen der Kinder. Deshalb sind Programme, 
die Defizite beim Erwerb der Sprachkenntnisse früh 
erkennen und ausgleichen, bedeutend für die Verbes-
serung der Chancengleichheit in der Bildung. 

Hier setzt das Hamburger Sprachförderkonzept 
an. Die Sprachförderung in Hamburg zeichnet sich da-
durch aus, dass sie bereits im Kindergartenalter und 
über die gesamte Schulzeit datenbasiert eingesetzt 
wird. Dementsprechend werden Leistungsstände in 
Lesen, Schreiben und Sprachentwicklung der Schü-
ler*innen testbasiert erhoben und dokumentiert 
(May und Berger 2014). Das Konzept startet bereits 
vor Schulstart mit dem Vorstellungsverfahren für Vie-
reinhalbjährige. Auf Basis eines Tests des Sprach-
standes wird festgelegt, ob ein Kind einen Sprach-
förderbedarf hat. In diesem Fall wird es vorschul-
pflichtig und erhält verbindliche Sprachförderung. Im 
weiteren Schulverlauf wird der Sprachförderbedarf 
mindestens halbjährlich auf Basis standardisierter 
Tests ermittelt. Wenn nötig, resultiert dies in Sprach-
fördermaßnahmen, die in individuellen Förderplänen 
festgehalten sind und zusätzlich zum regulären Un-
terricht erfolgen. 

Sprachförderung ist auch integraler Bestandteil 
des regulären Unterrichts. Beispiele dafür sind das 
Hamburger Leseband – ein tägliches verpflichtendes 
Lesetraining für alle Schüler*innen – oder ein Schreib-
trainingsprogramm. Besonders Schulen in benach-
teiligten Stadtteilen erhalten für die Umsetzung der 
Sprachförderung zusätzliche Personalressourcen (BSB 
Hamburg 2021). Kinder mit niedrigem sozioökonomi-
schem Hintergrund nehmen besonders häufig an der 
additiven Sprachförderung teil (BSB Hamburg 2020). 

Das Hamburger Sprachförderkonzept wurde zum 
Schuljahr 2005/06 eingeführt – u.a. in Folge des auch 
im Vergleich der Bundesländer relativ schwachen Ab-
schneidens in den ersten PISA-Studien zu Beginn der 
2000er Jahre. Seitdem haben sich die Bildungsergeb-
nisse in Hamburg in den IQB-Bildungstrends deutlich 
gegen den deutschen Trend verbessert, so dass Ham-
burg nun in vielen Bereichen in der oberen Gruppe der 
Bundesländer liegt (Stanat et al. 2023). Die gezielte 
und verbindliche Sprachförderung in Verbindung mit 
dem regelmäßigen Messen des Sprachstands und der 
Schülerleistungen in weiteren Domänen dürfte ihren 
Teil dazu beigetragen haben. 

ZUM INHALT



59ifo Schnelldienst 5 / 2024 77. Jahrgang 15. Mai 2024

FORSCHUNGSERGEBNISSE

5. Stärkung von Schulleitungen im Brennpunkt: 
Das Programm impakt schulleitung 

Schulen in herausfordernden Lagen kommt eine be-
sondere Bedeutung bei der Herstellung von Chancen-
gerechtigkeit zu. Allerdings sind Schulen mit vielen 
Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen mit 
größeren Herausforderungen konfrontiert. Für die Ver-
besserung des Lernumfelds an benachteiligten Schulen 
ist daher das Engagement der Schulleitungen beson-
ders wichtig. Die Forschung zeigt, dass gute Schullei-
tungen einen wichtigen Beitrag zur Qualität von Schu-
len leisten können (Branch et al. 2013). Gerade den 
Managementfähigkeiten von Schulleitungen kommt 
eine besondere Rolle zu (Grissom und Loeb 2011). 
Allerdings werden die pädagogischen Führungskräfte 
– gerade an benachteiligten Schulen – oftmals nicht 
ausreichend auf ihre Aufgaben vorbereitet, und Wei-
terbildungsangebote auf Leitungsebene fehlen viel-
fach (Wübben Stiftung 2020). 

Hier setzt das Programm impakt schulleitung der 
Wübben Stiftung an. Schulleitungen von Schulen in 
sozial schwachen Umfeldern nehmen während der 
dreijährigen Laufzeit an Fortbildungen, Führungskräf-
tecoaching, Schulentwicklungsbegleitung und Vernet-
zungstreffen teil und erhalten ein kleines Budget zur 
Umsetzung von Schulentwicklungsprojekten. Durch 
das Programm sollen Schulleitungen im Schulmanage-
ment und in der pädagogischen Leitung der Schulen 
professionalisiert und gestärkt, bei der Weiterent-
wicklung ihrer Schulen im Bereich der Unterrichtsent-
wicklung unterstützt sowie mit anderen engagierten 
Schulleitungen vernetzt werden. Mittlerweile wird das 
Programm in vier Bundesländern – Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Berlin 
– umgesetzt. In Rheinland-Pfalz ist das Programm 
beispielsweise Vorbild für das Projekt »S4 Schule stär-
ken, starke Schule!«, in Schleswig-Holstein Teil des 
PerspektivSchul-Programms. 

Von den Beteiligten wird das Programm impakt 
schulleitung durchaus als Erfolg wahrgenommen  
(Huber et al. 2022). In einer ersten Evaluation der  
Programmumsetzung in Nordrhein-Westfalen haben 
sich die teilnehmenden Schulen relativ zu Vergleichs-
schulen aus Sicht der Schulleitungen und Mitarbeiten-
den in Bezug auf verschiedene Aspekte der Qualität 
schulischer Arbeit wie Organisation, Schulentwick-
lung und berufliche Zufriedenheit positiv entwickelt. 
Insgesamt kann das Programm als Beispiel dafürste-
hen, dass ein klarer Fokus auf die Stärkung von Schu-
len im Brennpunkt ein wichtiger Ansatzpunkt dafür 
ist, die Bildungschancen benachteiligter Kinder zu 
verbessern. 

6. Spätere schulische Aufteilung: Die sechsjährige 
Grundschule in Berlin und Brandenburg

Die Frage nach dem Zeitpunkt der Aufteilung der 
Schulkinder auf verschiedene weiterführende Schul-

arten ist aus Perspektive der Bildungsgerechtigkeit 
relevant, da sie festlegt, wie lange Kinder mit unter-
schiedlicher sozialer Herkunft gemeinsam lernen. In 
der Forschung gibt es viele Belege dafür, dass Schul-
systeme mit früherer Aufteilung zu einer stärkeren 
Ungleichheit der Bildungsergebnisse führen (Meghir 
und Palme 2005; Hanushek und Wößmann 2006; 
Schütz et al. 2008; Pekkala et al. 2013; Pekkarinen 
2018; Matthewes 2021). Bei früher Aufteilung hängt 
die Wahl der weiterführenden Schulart oftmals stark 
vom familiären Hintergrund ab und nicht nur von 
den Voraussetzungen der Kinder (Pekkarinen 2018; 
Schwippert et al. 2020; Falk et al. 2023). Somit kann 
es dazu kommen, dass insbesondere begabte Kin-
der aus bildungsferneren Familien durch die frühe 
Festlegung ihrer Bildungslaufbahn ihr Potenzial nicht 
voll entfalten können. Dementsprechend profitieren 
gerade benachteiligte Schulkinder von längerem ge-
meinsamem Lernen, wobei andere Schulkinder oder 
das Leistungsniveau insgesamt generell nicht negativ 
beeinflusst werden. 

Berlin und Brandenburg stechen im Vergleich 
der Bundesländer bei der Dauer der Grundschulzeit 
hervor. Die Kinder bleiben bis zur sechsten Klasse in 
der Grundschule. Die Aufteilung auf unterschiedli-
che weiterführende Schularten erfolgt also im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern zwei Jahre später 
(Helbig und Nikolai 2015).3 Die zuvor berichteten Er-
gebnisse der Ungleichheit der Bildungschancen im 
Bundesländervergleich zeigen, dass diese beiden 
Bundesländer die vergleichsweise ausgeglichensten 
Chancenverhältnisse im Gymnasialbesuch zwischen 
Kindern mit niedrigerem und höherem Hintergrund 
aufweisen. Auch wenn die Aufteilung im internatio-
nalen Vergleich immer noch sehr früh geschieht – in 
zwei Dritteln der OECD-Länder erfolgt die Aufteilung 
auf unterschiedliche Schularten frühestens im Alter 
von 15 Jahren –, scheint eine spätere Aufteilung auf 
weiterführende Schularten also auch im Bundeslän-
dervergleich zu vergleichsweise größerer Chancen-
gleichheit beizutragen.

7. Zwei Schularten mit Oberstufe: Das zweiglied-
rige Schulsystem im Saarland 

Neben dem Zeitpunkt der Aufteilung kann sich auch 
die Anzahl der unterschiedlichen Arten weiterführen-
der Schulen auf die Chancengleichheit auswirken.  
Die Forschung zeigt, dass Reformen in einigen Bundes-
ländern, die das traditionell dreigliedrige Schulsystem 
aus Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien durch 
ein zweigliedriges System ersetzt haben, gerade bei 
benachteiligten Schülergruppe systematisch zu si-
gnifikant besseren schulischen Leistungen geführt 

3 In Mecklenburg-Vorpommern wechseln die Kinder nach vier Jah-
ren Grundschule in eine schulartunabhängige Orientierungsstufe, 
die in der Regel von Gesamtschulen oder regionalen Schulen ange-
boten wird und die Klassenstufen 5 und 6 umfasst. Im Anschluss 
können die Kinder auf der bisherigen Schule bleiben oder auf eine 
andere weiterführende Schule wechseln.
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haben (Piopiunik 2021). Auch im internationalen Ver-
gleich geht eine geringere Anzahl weiterführender 
Schularten mit größerer Chancengleichheit einher  
(Ammermüller 2013). 

Das Saarland hat – zunächst vor allem aus de-
mografischen Gründen – bereits Ende der 1990er 
Jahre als erstes westdeutsches Bundesland auf ein 
zweigliedriges Schulsystem umgestellt, indem es die 
Haupt- und Realschulen in eine Erweiterte Realschule 
zusammengeführt hat (Helbig und Nikolai 2015). Bis 
zum Schuljahr 2016/17 wurde dieses System dann 
durch ein System ersetzt, in dem neben den Gymna-
sien nur noch Gemeinschaftsschulen bestehen, die 
entweder eine eigene gymnasiale Oberstufe haben 
oder dafür mit anderen Schulen kooperieren. Die Ge-
meinschaftsschule bietet die drei Bildungsgänge und 
die entsprechenden Schulabschlüsse der Hauptschule, 
der Realschule und des Gymnasiums an, wobei die 
Festlegung auf eine bestimmte Schullaufbahn mög-
lichst lange offengehalten bleiben soll (Ministerium 
für Bildung Saarland 2010). Folglich kann das Abitur 
im Saarland flächendeckend an jeder weiterführenden 
Schule – am Gymnasium (nach zwölf Jahren) und an 
der Gemeinschaftsschule (nach 13 Jahren) – erlangt 
werden. Aus der Perspektive der Gleichheit der Bil-
dungschancen bietet ein solches System den Vorteil, 
dass das Erreichen einer Hochschulzugangsberech-
tigung allen Kindern unabhängig von der jeweils ge-
wählten Schulart offensteht. 

Mittlerweile haben auch die Stadtstaaten Ber-
lin, Bremen und Hamburg sowie Schleswig-Holstein 
zweigliedrige Schulsysteme, in denen es neben dem 
Gymnasium nur eine weitere Schulart gibt, auf der 
alle drei Bildungsabschlüsse erlangt werden können 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2022). Al-
lerdings bietet im letztgenannten Flächenland nur 
eine Minderheit der Gemeinschaftsschulen selbst 
eine gymnasiale Oberstufe an. Die Etablierung eines 
zweigliedrigen Schulsystems mit Option auf ein Abitur 
an allen weiterführenden Schulen kann als Schritt in 
die Richtung der Verbesserung der Chancengleichheit 
in der Bildung angesehen werden. 

8. Mentoring für benachteiligte Jugendliche:  
Das Mentoring-Programm Rock Your Life!

Zwar ist es wünschenswert, der Ungleichheit der Bil-
dungschancen möglichst früh entgegenzuwirken. Doch 
auch Maßnahmen im Jugendalter können noch einen 
großen Beitrag zu mehr Bildungsgerechtigkeit leisten. 
Ein erfolgreiches Beispiel ist das Mentoring-Programm 
Rock Your Life!, eines der größten Mentoring-Initiati-
ven für benachteiligte Jugendliche in Deutschland. 
Dabei treffen sich ehrenamtliche studentische Men-
tor*innen regelmäßig – in einem Abstand von etwa 
zwei Wochen – mit Jugendlichen, die die achte oder 
neunte Klasse der Hauptschule oder einer vergleich-
baren Schulform in benachteiligten Stadtvierteln be-
suchen (Resnjanskij et al. 2021). Bei diesen individuel-

len Treffen bauen die Mentor*innen eine persönliche 
Beziehung zu ihren Mentees auf, unterstützen sie bei 
der Bewältigung von Stresssituationen im schulischen 
oder familiären Umfeld, helfen bei der Berufsorien-
tierung oder unternehmen miteinander Freizeitak-
tivitäten. Die Mentor-Mentee-Beziehung ist auf ein 
Jahr angelegt mit Option auf ein zweites Jahr. Ziel 
des Programms ist letztlich ein erfolgreicher Übergang 
der Jugendlichen in eine berufliche Ausbildung oder 
in eine weiterführende Schullaufbahn. Vor 15 Jahren 
von einer Gruppe Studierender gegründet, hat Rock 
Your Life! mittlerweile über 10 000 Mentoring-Paare 
an mehr als 50 Standorten zusammengeführt. 
Wissenschaftliche Evaluationsforschung hat gezeigt, 
dass sich Rock Your Life! bei Jugendlichen aus stark 
benachteiligten Hintergründen sehr positiv auswirkt. 
Ein Jahr nach Programmstart weisen die benach-
teiligten Mentees um 0,8 Notenschritte verbesserte 
Mathematiknoten auf (Resnjanskij et al. 2023, 2024). 
Außerdem erhöhen sich ihre Geduld und ihre Zu-
kunftsorientierung deutlich. Nach drei Jahren sind 
sehr starke Effekte auf die Ausbildungsbeteiligung zu 
sehen: Ohne Mentoring liegt der Anteil der stark be-
nachteiligten Jugendlichen in Ausbildung bei 27 %, 
bei Teilnahme an Rock Your Life! steigert sich dieser 
Anteil um 29 Prozentpunkte – also mehr als eine Ver-
doppelung (Resnjanskij et al. 2023, 2024). Dement-
sprechend kann Mentoring auch im Jugendalter die 
Bildungschancen von Kindern aus benachteiligten 
Hintergründen noch deutlich verbessern. 
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ANHANG

Tab. A1

Daten der Bundesländer 

Wahrscheinlichkeit Gymnasialbesuch
Anteil niedrigerer 

Hintergrund Beobachtungen
Alle Niedrigerer 

Hintergrund
Höherer 

Hintergrund

Baden-Württemberg BW 43,0 27,3 58,1 49,0 14 770

Bayern BY 35,9 20,1 52,7 51,6 16 478

Berlin BE 53,5 37,1 68,9 48,5 3 100

Brandenburg BB 47,5 34,7 65,7 58,6 2 314

Bremen HB 33,2 21,4 51,6 61,1 947

Hamburg HH 49,5 30,1 63,9 42,8 1 838

Hessen HE 44,5 26,5 62,9 50,5 8 201

Mecklenburg-Vorpommern MV 35,0 26,5 52,9 67,9 1 667

Niedersachsen NI 41,0 27,8 60,9 60,2 10 648

Nordrhein-Westfalen NW 41,4 26,8 60,9 57,1 23 022

Rheinland-Pfalz RP 43,7 31,0 59,4 55,5 5 001

Saarland SL 40,9 30,2 59,5 63,5 1 163

Sachsen SN 42,4 26,8 66,9 61,1 4 646

Sachsen-Anhalt ST 41,3 29,1 67,1 68,0 2 070

Schleswig-Holstein SH 42,9 26,8 61,5 53,5 3 514

Thüringen TH 38,2 26,7 60,2 65,7 2 626

Anmerkungen: Wahrscheinlichkeit Gymnasialbesuch: Anteil der Kinder von 10 bis 18 Jahren mit dem jeweiligen familiären Hintergrund, die ein Gymnasium besuchen. 
Anteil niedrigerer Hintergrund: Anteil der Kinder von 10 bis 18 Jahren mit niedrigerem familiärem Hintergrund (weder ein Elternteil mit Abitur noch oberes Viertel der 
Haushaltseinkommen). Siehe Box „Datengrundlage und Vorgehensweise“ für Details. 

Quelle: Mikrozensus 2018 und 2019; Berechnungen des ifo Instituts.  © ifo Institut
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Am 5. März 2024 hat die Bundesregierung ihr Rentenpaket II 
vorgestellt. Neben der Einführung einer kapitalgedeckten Kom-
ponente in der Gesetzlichen Rentenversicherung besteht der 
Hauptpunkt des Pakets in der Fortführung der Haltelinie des 
Rentenniveaus bei 48 % über das Jahr 2025 hinaus. Damit wer-
den die Rentenausgaben stärker steigen als ursprünglich vor-
gesehen. Da keine Haltelinie für die Beiträge Bestandteil des 
Rentenpakets II ist, müssen diese Mehrausgaben von den Bei-
tragszahlern und dem Bund ausgeglichen werden. Bereits unter 
geltendem Recht werden sich die von den Beitrags- und Steuer-
zahlern aufzubringenden Mehrausgaben aufgrund der demogra-
fischen Entwicklung im Jahr 2030 auf rund 13 Mrd. Euro, 
im Jahr 2040 auf rund 45 Mrd. Euro und im Jahr 2060 auf 
mehr als 67 Mrd. Euro, jeweils inflationsbereinigt, belaufen. 
Durch die Haltelinie des Rentenpakets II würde sich die Bei-
tragslast in etwa verdoppeln und die gesamten Mehrausga-
ben um etwa 70 % ansteigen, weil durch die Abschaffung des 
Nachhaltigkeitsfaktors auch die hälftige Aufteilung der demo-
grafischen Last zwischen Beitrags- und Steuerzahlern einer-
seits und Rentenempfängern andererseits aufgegeben würde. 
Im Jahr 2030 würden jährliche Mehrausgaben von 8 Mrd. 
Euro anfallen, im Jahr 2040 32 Mrd. Euro und im Jahr 2060 
45 Mrd. Euro, zusätzlich zu den oben genannten Beträgen.

IN KÜRZE

Johannes Rausch und Axel Börsch-Supan*

Mehrausgaben des Rentensystems  
aufgrund des Rentenpakets II

Mit dem RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisie-
rungsgesetz wurden im Dezember 2018 für die Zeit-
spanne bis 2025 zwei Haltelinien innerhalb der Gesetz-
lichen Rentenversicherung (GRV) etabliert. Die erste 
Haltelinie sah eine Stabilisierung des Netto-Standard-
rentenniveaus vor Steuern bei 48 % vor. Die zweite 
Haltelinie schrieb vor, dass der Beitragssatz zur GRV 
nicht über 20 % ansteigen darf. Etwaige Minderein-
nahmen hätten ausgehend von §287 SGB VI durch zu-
sätzliche Bundesmittel ausgeglichen werden müssen.

Tatsächlich wurde in den vergangenen fünf Jah-
ren keine der beiden Haltelinien überschritten; zu-
sätzliche Bundesmittel waren nicht nötig. Dies lag ne-
ben einigen sich bereits zuvor abzeichnenden Trends 
(Destatis 2023) auch daran, dass die Corona-Pandemie 
die Lebenserwartung reduziert und der Krieg gegen 
die Ukraine die Nettoeinwanderung massiv erhöht hat. 
So hat sich seit 2018 die finanzielle Situation der Ren-
tenversicherung wesentlich besser entwickelt als da-
mals prognostiziert wurde. Unter anderem wurde z. B.
im Rentenversicherungsbericht 2017 (BMAS 2017) noch 
ein Rückgang der Nachhaltigkeitsreserve um 13 Mrd. 
Euro bis 2022 vorhergesagt. Tatsächlich wuchs diese 
bis Ende 2022 um 10,4 Mrd. Euro an (BMAS 2023).

Mit diesem Rückenwind hat die Bundesregierung 
im März 2024 ein neues Rentenpaket vorgestellt, das 
neben der Einführung einer kapitalgedeckten Kompo-
nente in der GRV die Fortführung der Haltelinie des 
Rentenniveaus bei 48 % über das Jahr 2025 hinaus 
bis mindestens 2039 enthält. Der Nachhaltigkeitsfak-
tor wäre damit endgültig abgeschafft. Hingegen ist 
die Fortführung der zweiten Haltelinie, die das Bei-
tragsniveau stabil halten sollte, kein Bestandteil des 
Pakets mehr.

Vor diesem Hintergrund stellt dieser Artikel ein 
Update der Kostenschätzungen vor, die durch die Hal-
telinien in der GRV entstehen und 2018 von Börsch-Su-
pan und Rausch aufgestellt wurden. Diese aktuali-
sierten Schätzungen der Mehrausgaben basieren auf 
dem Rentensimulationsmodel MEA-PENSIM und der 
neuesten Bevölkerungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamts. Zunächst beschreiben wir kurz das 
verwendete Simulationsmodell. Anschließend präsen-
tieren wir die Annahmen für die Simulationsrechnun-
gen, wobei wir explizit auf die Unterschiede zwischen 
der in Börsch-Supan und Rausch (2018) verwendeten  
13. und der in dieser Studie verwendeten 15. koordi-

nierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statis-
tischen Bundesamts eingehen. Wir stellen dann die 
Wirkung dieser Unterschiede in einem Referenzsze-
nario dar. Wir berechnen die durch höhere Beiträge 
und zusätzliche Bundesmittel zu deckenden Mehraus-
gaben der Gesetzlichen Rentenversicherung bei einer 
Fortführung der Haltelinie des Rentenniveaus bei 48 % 
und vergleichen diese mit den demografisch beding-
ten Mehrausgaben, die bei der geltenden Rechtslage 
zu erwarten wären. Als demografisch bedingte Mehr-
ausgaben definieren wir dabei diejenigen Kosten, die 
nicht mehr mit einem Beitragssatz von 20 % und den 
entsprechenden Bundeszuschüssen gedeckt werden 
können.1 Wir beschreiben, wie stark die Beitragssätze 

1 Dies entspricht der oberen Haltelinie des Beitragssatzes, die in 
der sogenannten doppelten Haltelinie eingeführt wurde. Nimmt  
man den derzeitigen Beitragssatz von 18,6 % als Basis, wären die 
demografiebedingten Mehrausgaben entsprechend höher.

* Prof. Axel Börsch-Supan, Ph.D.: Munich Research Institute for the 
Economics of Aging and SHARE Analyses; Dr. Johannes Rausch: Mu-
nich Research Institute for the Economics of Aging and SHARE Analy-
ses.
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zur GRV aufgrund der im Rentenpaket II vorgesehenen 
Haltelinie des Rentenniveaus ansteigen. Wegen der 
demografischen Entwicklung und des Rentenpakets II 
steigen zudem die für die Rentenversicherung benö-
tigten Bundesmittel. Die fiskalische Relevanz dieser 
Mehrausgaben zeigen wir beispielhaft auf, indem wir 
diese in Mehrwertsteuerpunkte umrechnen. Schließ-
lich stellen wir mögliche Optionen vor, wie die hohen 
Mehrausgaben abgemildert werden können. Ergeb-
nisse, Schlussfolgerungen und Politikoptionen werden 
im letzten Abschnitt zusammengefasst.

METHODIK

Unsere Vorausschätzungen basieren auf dem Simula-
tionsmodell MEA-PENSIM der GRV. MEA-PENSIM bildet 
das gesetzliche Rentensystem inklusive aller entschei-
denden Determinanten ab und ist derart strukturiert, 
dass die angeregten Reformen leicht implementiert 
werden können (Wilke 2004; Holthausen et al. 2012; 
Rausch und Gasche 2016). Die Modellberechnungen 
beruhen auf einer detaillierten Einnahmen- und Aus-
gabenberechnung der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Die Berechnung dieser Beträge sowie die Pro-
jektion des Beitragssatzes und des Rentenniveaus be-
dürfen dabei Annahmen bezüglich der Entwicklung 
der Bevölkerung und des Arbeitsmarkts, wobei die 
Arbeitsmarktentwicklung von der Bevölkerungsvor-
ausberechnung abhängt.

Die Bevölkerungsvorausberechnung benötigt An-
nahmen bezüglich der zukünftigen Entwicklung der 
Lebenserwartung zum Zeitpunkt der Geburt, der zu-
künftigen Netto(im)migration und der zukünftigen Fer-
tilität der Frauen. In diesem Papier stützen wir uns auf 
die neue 15. koordinierte Bevölkerungsvorausberech-
nung des Statistischen Bundesamts (Destatis 2022a).

Der Arbeitsmarkt wird durch Multiplikation der 
Bevölkerung mit den Erwerbsquoten bestimmt. 
MEA-PENSIM unterscheidet dabei zwischen Männern 
und Frauen, dem Alter sowie zwischen den neuen und 
alten Bundesländern. Letzteres ist notwendig, da die 
GRV Arbeit in den alten Bundesländern bis 2023 an-
ders bewertet als Arbeit in den neuen Bundesländern. 
Die altersspezifischen Erwerbsquoten werden für das 
Basisjahr dem deutschen Mikrozensus entnommen, 
anschließend entsprechend der Erwerbsquoten ge-
mäß der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ska-
liert. Die Anzahl der Arbeitslosen, der (pflichtversi-
cherten) Beschäftigten, der Selbständigen sowie der 
Beamten wird mittels (variabler) altersspezifischer 
Raten anhand der Erwerbsbevölkerung bestimmt.

Abschließend wird die Anzahl der Rentner be-
rechnet. MEA-PENSIM berücksichtigt dabei einen 
Verrentungszeitraum vom Alter 51 bis zum Alter 80. 
D. h., dass die erste Person frühestens im Alter von 51 
Jahren eine gesetzliche Rente bezieht, während die 
letzte Person spätestens im Alter von 80 Jahren ihre 
Rente beantragt. In dem Verrentungszeitraum hängt 
die Anzahl der Rentner eines bestimmten Alters von 

dem zugrunde gelegten Renteneintrittsverhalten der 
Bevölkerung ab. MEA-PENSIM nimmt dabei zunächst 
an, dass die nicht pflichtversicherten Individuen 
(u.a. Selbständige, Beamte, Hausfrauen) ihre Rente 
grundsätzlich zum gesetzlichen Renteneintrittsalter 
beantragen, obgleich sie den Arbeitsmarkt eventuell 
früher oder später verlassen. Bezüglich der Verren-
tung der pflichtversicherten Individuen (Arbeitslose 
und pflichtversichert Beschäftigte) berücksichtigt 
MEA-PENSIM ein komplexeres Verfahren, das von 
der Erwerbsbeteiligung dieser Arbeitsmarktgruppen 
abhängt. Grundsätzlich wird dabei davon ausgegan-
gen, dass der Zeitpunkt des Arbeitsmarktaustritts mit 
dem Zeitpunkt des ersten Bezugs einer gesetzlichen 
Rente übereinstimmt. Basierend auf dieser Annahme 
beinhaltet MEA-PENSIM zwei Methoden zur Berech-
nung und Anpassung des Renteneintrittsverhaltens 
der pflichtversicherten Individuen.

Die erste Methode berechnet den Anteil der Rent-
ner an der Gesamtbevölkerung anhand des Rückgangs 
des Anteils der Pflichtversicherten an der Bevölkerung 
seit dem Alter 50. Ab dem gesetzlichen Rentenein-
trittsalter ist der Anteil der rentenbeziehenden Bevöl-
kerung folglich gegeben durch 100 % minus dem Anteil 
der pflichtversicherten Individuen an der Bevölkerung, 
da per Definition alle nicht pflichtversicherten Indi-
viduen zu diesem Zeitpunkt ihre gesetzliche Rente 
beanspruchen. Die erste Methode hängt somit von 
den Annahmen bezüglich der zukünftigen Entwicklung 
der Erwerbsquoten ab. Die Anzahl der Rentner ergibt 
sich aus der Multiplikation der berechneten Raten mit 
der Bevölkerung des betrachteten Alters.

Die zweite Methode dreht das soeben vorgestellte 
Verfahren um. D. h., der Startpunkt der Simulation ist 
nun eine exogen gegebene Annahme bezüglich der 
zukünftigen Entwicklung des Renteneintrittsverhal-
tens der Pflichtversicherten. Folglich ist die Anzahl der 
Rentner gegeben, während der Anteil der Arbeitslosen 
und der pflichtversichert Beschäftigten an der älteren 
Bevölkerung bestimmt werden muss, indem das Pro-
zedere der ersten Methode invers angewendet wird. 
Die Aufteilung der berechneten Pflichtversicherten 
zwischen Arbeitslosen und pflichtversichert Beschäf-
tigten erfolgt abschließend anhand der zukünftigen 
Arbeitslosenraten.

Im Anschluss an die Arbeitsmarktprojektion fährt 
MEA-PENSIM mit der Projektion der Löhne und Ge-
hälter fort. Ihre Vorausberechnung geschieht anhand 
exogen vorgegebener Wachstumsraten.

Mit der Entwicklung der Löhne und Gehälter sind 
abschließend alle notwendigen Informationen vorhan-
den, um die Entwicklung der wichtigsten Determinan-
ten der Gesetzlichen Rentenversicherung sowie der 
anderen Sozialversicherungen zu projizieren.

ANNAHMEN

Die hier vorgestellten Simulationen verwenden die 
Vorausberechnungen gemäß Variante G2-L2-W2 der 
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15. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
(15. kBV) des Statistischen Bundesamts (Destatis 
2022a), die die Bevölkerung von 2022 bis 2070 unter 
den folgenden Annahmen fortschreibt:

 ‒ Anstieg der Fertilitätsrate auf 1,55 bis 2032,
 ‒ Linearer Rückgang der jährlichen Nettomigration 

von 1,3 Mio. auf 250 000 bis 2033 und
 ‒ Anstieg der Lebenserwartung bei Geburt auf 

84,6/88,2 Jahre bei Männern/Frauen bis 2070.

Abbildung 1 zeigt den Altersquotienten (Anzahl der 
Menschen im Alter von 65 Jahren und älter geteilt 
durch die Anzahl der Menschen im Alter von 20 bis 
64 Jahren) der 15. kBV.2 Neben dem Altersquotient 
gemäß der 15. kBV weist Abbildung 1 zusätzlich die 
Altersquotienten der 13. und 14. kBV (Destatis 2017, 
2019) aus, die allerdings nur bis 2060 reichen. Dar-
gestellt werden analog zur Variante G2-L2-W2 der 
15. kBV die Altersquotienten der mittleren Varianten, 
wie sie in den Rentenversicherungsberichten verwen-
det wurden. Nach 2022 steigt der Altersquotient in 
allen Prognosen bis 2025, dem Gültigkeitsende der 
angestrebten doppelten Haltelinie, weiter an. Dieser 
Anstieg beschleunigt sich nochmals leicht in den zehn 
darauffolgenden Jahren bis 2035, um dann ein Pla-
teau zu erreichen und bis zum Jahr 2060/2070 nur 
noch langsam zuzunehmen. Zu beachten ist, dass der 
Altersquotient nicht auf einen Höhepunkt zustrebt, 
nach dessen Erreichen er wieder zurückgeht. Dies liegt 
allein an der grundsätzlichen Annahme, dass die Le-
benserwartung stetig weiter zunimmt und nicht wie 
die übrigen demografischen Parameter (Geburtenrate 
und Nettoimmigration) ab 2033 auf einem konstanten 
Niveau verharrt.

Auffällig in den Projektionen ist die hohe Diskre-
panz zwischen den Bevölkerungsvorausberechnun-
gen, insbesondere zwischen der 14. und der neuesten 
15. kBV. So fällt der Anstieg des Altersquotienten im 
Vergleich zur 14. kBV bis 2035 um 3,1 Prozentpunkte 
und bis 2060 um 6,3 Prozentpunkte geringer aus. Der 
Gesamtanstieg des Altersquotienten ist somit um gut 
ein Drittel geringer als unter den alten Prognosen. 
Die Diskrepanz geht dabei auf Unterschiede in den 
demografischen Annahmen zurück. So wird unter 
der 15. kBV mit durchschnittlich 290 000 Personen 
p. a. eine wesentlich höhere Gesamtdurchschnittszu-
wanderung angenommen also noch unter der 14. kBV 
mit durchschnittlich 221 000 p. a. Die höhere Nettoim-
migration geht dabei zunächst auf die unerwarteten 
Flüchtlingsströme seit Beginn des Ukrainekriegs zu-
rück. Langfristig (ab 2033) beträgt die Diskrepanz 

2 Die Anhebung des Regelrentenalters berücksichtigend, wird  
alternativ der Altersquotient gemäß des Regelrentenalters gebildet 
(Kommission Verlässlicher Generationenvertrag 2020; Thiede 2023).  
D. h., statt des Alters 65 wird das Regelrentenalter als Abgrenzung 
zwischen Erwerbsbevölkerung und Rentnerpopulation gewählt.  
Da wir in dieser Studie allein an den Unterschieden zwischen den 
Bevölkerungsvorausberechnungen hinsichtlich der demografischen 
Belastung interessiert sind, sehen wir allerdings von dieser Neudefi-
nition ab.

44 000 Personen p. a. und wird vom Statistischen 
Bundesamt mit dem Bemühen der Bundesregierung 
um zusätzliche ausländische Arbeitskräfte aufgrund 
des hohen Fachkräftemangels und dem hohen Risiko 
weiterer Krisen und daraus resultierender Flüchtlings-
wellen begründet (Destatis 2022b).

Noch schwerer als die Immigrationsunterschiede 
wiegen die Unterschiede in den Annahmen zur Morta-
litätsentwicklung. So sind die angenommene Lebens-
erwartung bei Geburt der 15. kBV im Jahr 2060 um 
0,9 Jahre (Männer) und 0,8 Jahre (Frauen) geringer 
als noch unter der 14. kBV. Der geringere Anstieg ist 
auf einen anhaltenden geringeren Anstieg der Lebens-
erwartung seit 2008 zurückzuführen (Destatis 2023). 
Vor 2008 lag der durchschnittliche jährliche Anstieg 
der Lebenserwartung bei Geburt bei rund 0,3/0,2 
Jahren (Männer/Frauen). Seit 2008 liegt er hingegen 
für beide Geschlechter nur noch bei 0,1 Jahren. Da 
mit jeder neuen Bevölkerungsvorausberechnung die 
Zeitspanne seit 2008 für die Prognosen der Mortali-
tätsentwicklung an Bedeutung gewinnt, nehmen die 
prognostizierten Anstiege der Lebenserwartung ent-
sprechend ab. So waren bereits die Annahmen der  
13. und 14. kBV geringer als in ihrer Vorgängerpro-
gnose. Allerdings ist die Diskrepanz zwischen der  
14. und 15. kBV nochmals größer, was damit zu be-
gründen ist, dass in die Trendberechnung auch der 
Rückgang der Lebenserwartung während der Coro-
na-Pandemie miteinfließt (Destatis 2022b). Darüber 
hinaus werden die Sterbetafeln des Jahres 2021 (d. h. 
der Coronavirus-Periode) als Ausgangspunkt für die 
Extrapolation der zukünftigen Sterbetafeln gewählt. 
Es wird also nicht davon ausgegangen, dass der ur-
sprünglich während der Corona-Pandemie zu erwar-
tende weitere Anstieg der Lebenserwartung nach-
geholt wird. Inwieweit dies eine zu pessimistische 
Annahme ist, wird sich erst in den nächsten Jahren 
zeigen. Schließlich wird in der 15. kBV von einer wei-
teren Erhöhung der Geburtenrate ausgegangen. Ob 
diese Annahme realistisch ist, ist nach der jüngsten 
Entwicklung, die einen deutlichen Rückgang der Ge-
burtenrate konstatiert, jedoch unklar (Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung 2024). Änderungen der Ge-
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burtenrate haben allerdings erst deutlich nach dem 
Jahr 2040 Wirkungen auf die Anzahl der Beitragszah-
ler. Es ist nicht Aufgabe dieses Beitrags, die Annahmen 
der 15. kBV in Frage zu stellen, sondern sie neben den 
in Börsch-Supan und Rausch (2018) verwendeten An-
nahmen der 13. kBV als ein mögliches Szenario unse-
ren Berechnungen zugrunde zu legen.

Würden die Annahmen der 15. kBV Wirklichkeit, 
fiele der zu erwartende Anstieg der finanziellen Be-
lastung des deutschen Sozialsystems aufgrund der 
demografischen Entwicklung deutlich niedriger aus 
als bisher erwartet (Thiede 2023). Die Zahl der Rent-
ner wäre aufgrund der niedrigeren Lebenserwartung 
geringer, während die höhere Nettozuwanderung 
den Rückgang der Erwerbsbevölkerung abschwächen 
würde.

Unsere Annahmen hinsichtlich der Entwicklung 
des Arbeitsmarkts orientieren sich an den kurzfristi-
gen Annahmen der mittleren Variante des Rentenver-
sicherungsberichts 2022 (BMAS 2022), der Frühjahrs-
prognose der Bundesregierung (BMWK 2023) sowie 
der Gemeinschaftsdiagnose der deutschen Wirt-
schaftsforschungsinstitute von 2023 (Projektgruppe 
Gemeinschaftsdiagnose 2023). Allerdings weisen die 
Quellen nur den Zuwachs bzw. die Abnahme der ge-
samten Erwerbsbevölkerung aus. Es wird nicht ausge-
wiesen, wie sich die Veränderung zwischen Männern 
und Frauen, neuen und alten Bundesländern sowie 
zwischen den Altersgruppen aufteilt. Zudem beinhal-
ten die Quellen keine Informationen bezüglich der 
Annahmen hinsichtlich der Reaktion der Bevölkerung 
auf die Anhebung des Regelrentenalters. Allein der 
Rentenversicherungsbericht erlaubt es, mittels der 
Angaben zur Entwicklung des Äquivalenzrentners3 zu 
einem gewissen Grad Schlussfolgerungen hinsichtlich 
der Entwicklung der Rentenpopulation zu ziehen. Wie 
die Zahlen konkret zustande kommen bzw. welche An-
nahmen zugrunde gelegt werden, wird allerdings nicht 
erwähnt, so dass wir die administrativen Annahmen 
nur approximieren können. Dazu wählen wir eine An-
3 Der Äquivalenzrentner entspricht dem Verhältnis der Rentenaus-
gaben zu der Standardrente. Bleibt das Verhältnis von Standardren-
te zur tatsächlichen Durchschnittsrente gleich, entspricht das 
Wachstum des Äquivalenzrentners dem Wachstum der Rentnerzahl. 
In der Realität dürfte dies nicht exakt der Fall sein. 

passung des Renteneintrittsverhaltens, das zu einem 
ähnlichen Wachstum des Äquivalenzrentners führt, 
wie es im Rentenversicherungsbericht (RVB) ausge-
wiesen wird. Konkret nehmen wir hierzu an, dass pro 
Jahr, um das das Regelrentenalter angehoben wird, 
die versicherungspflichtigen Erwerbspersonen ihren 
Renteneintritt lediglich um neun Monate aufschieben.

Die Löhne und Gehälter werden gemäß den mitt-
leren Annahmen des RVB 2022 fortgeschrieben. Dieser 
unterstellt langfristig ein jährliches Lohnwachstum von 
3 % sowie keine Angleichung der Löhne und Gehälter 
in den alten und neuen Bundesländern. Am Simulati-
onsbeginn unterstellen wir abweichend aufgrund der 
hohen Inflationsrate Lohnsteigerungen um etwa 5 %. 
Das jährliche Lohnwachstum von 3 % teilt sich unseren 
Annahmen gemäß in 1,8 Prozentpunkte Preissteige-
rungen (Inflation) und 1,2 Prozentpunkte Produkti-
vitätswachstum auf. Abweichend davon rechnen wir 
im Jahr 2022 mit einer Inflationsrate von 6,9 %, die 
über der angenommenen Lohnsteigerung liegt. Ähn-
liches gilt für 2023. Schließlich nehmen wir an, dass 
das Mehrwertsteueraufkommen entsprechend dem 
Anstieg der Bruttolohn- und -gehaltssumme wächst. 
Somit liegt das Wachstum des Mehrwertsteuerauf-
kommens jährlich ebenfalls in etwa bei 3 %. Abhängig 
von der demografischen Entwicklung kann es aller-
dings geringfügig geringer oder höher ausfallen.

REFERENZSZENARIO

Um die Auswirkungen der geänderten demografischen 
und ökonomischen Annahmen auf die Kernparameter 
der Rentenversicherung und gleichzeitig die Präzi-
sion unseres Simulationsmodells zu verdeutlichen, 
berechnen wir in diesem Abschnitt ein Referenzsze-
nario, das auf der gegenwärtigen Gesetzeslage ba-
siert, die ab 2025 den Nachhaltigkeitsfaktor wieder 
wirken lässt. Abbildung 2 und Abbildung 3 zeigen die 
Vorausschätzungen des Netto-Standardrentenniveaus 
vor Steuern4 und des Beitragssatzes zur GRV. Ausge-
wiesen werden unsere Prognosen, die Prognosen des 
Rentenversicherungsberichts 2022 (BMAS 2022) sowie 
die Prognosen der Rentenversicherungsberichte 2017 
(BMAS 2017). Zusätzlich wird ein Szenario gezeigt, in 
dem die Bevölkerung des Basisjahres entsprechend 
den Annahmen der 13. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung fortgeschrieben wird. Der RVB 2017 
dient als Vergleichsszenario zu den älteren Berechnun-
gen von Börsch-Supan und Rausch (2018), die alter-
native Bevölkerungsentwicklung dient hingegen zur 
Bewertung der Bedeutung der neuen demografischen 
Annahmen hinsichtlich der Unterschiede zwischen 
den Prognosen. Die Vorausberechnungen des Refe-
4 Das Netto-Standardrentenniveau vor Steuern setzt die Rente des 
Standardrentners ins Verhältnis zum Durchschnittsentgelt der Ren-
tenversicherung. Beide Beträge werden zuvor um die Sozialversiche-
rungsbeiträge reduziert. Der Standardrentner besitzt laut Definition 
45 Entgeltpunkte. Die Entgeltpunkte geben die erworbenen Ren-
tenanwartschaften an. Pro Jahr erwirbt ein Versicherter Entgelt-
punkte im Verhältnis seines Bruttolohns zum Durchschnittsentgelt 
der Rentenversicherung.
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renzszenarios gehen bis 2070, die laut den Annah-
men der 13. kBV bis 2060. Dies entspricht in beiden 
Fällen dem Fortschreibungshorizont der jeweiligen 
Bevölkerungsvorausberechnungen.

Unsere Vorausschätzung des Rentenniveaus 
stimmt mit den Prognosen des RVB 2022 im Wesent-
lichen überein (vgl. Abb. 2). In beiden Fällen liegt das 
Rentenniveau bereits 2026 geringfügig unter der Halte-
linie von 48 %. Erst 2028 sinkt das Rentenniveau dann 
mit dem Beitragssatzanstieg aufgrund des Beitrags-
satzfaktors in der Rentenanpassungsformel sprung-
haft weiter ab. Im Anschluss nimmt das Rentenniveau 
dann bis 2038 weiter stetig ab bis es ein Niveau von 
44,5 % erreicht. Nach 2038 bleibt es für einige Jahre 
relativ stabil, bevor es ab 2055 wieder leicht zu sin-
ken beginnt. Am Ende unseres Simulationszeitraums 
erreicht es ein Niveau von 43,6 %.

Im Vergleich zu den Prognosen von 2017 fällt das 
Rentenniveau damit zukünftig wesentlich höher aus. 
So wurde in den Prognosen von 2017 für 2045 noch 
ein um 2,3 Prozentpunkte geringeres Niveau proji-
ziert.5 Ein großer Teil der Diskrepanz geht dabei auf 
die »günstigere« demografische Entwicklung zurück. 
So läge 2045 das projizierte Rentenniveau um 1,7 Pro-
zentpunkte niedriger, wenn für die Vorausberechnun-
gen weiterhin die Annahmen der 13. kBV herangezo-
gen würden.6

Ebenfalls stimmt der Beitragssatz unserer Prognose 
mit dem des RVB 2022 relativ gut überein (vgl. Abb. 3).  
Der Beitragssatz kann demnach im Vergleich zu den 
Prognosen von 2017 länger bei 18,6 % gehalten wer-
den und soll erst 2027 ansteigen.7 Dies sind drei Jahre 
später als noch im RVB 2017 ohne Haltelinie prognos-
tiziert wurde. Ursächlich hierfür ist die erwähnte weit-
aus bessere Entwicklung der Finanzen der Rentenver-
sicherung. So konnte die Nachhaltigkeitsreserve der 
Rentenversicherung ausgebaut werden und übersteigt 
Ende 2022 mit 42,8 Mrd. Euro die Prognose des RVB 
2017 um 23,5 Mrd. Euro. Aufgrund der gut gefüllten 
Reserve hat daher eine schnellere Zunahme der de-
mografischen Belastung auf den Beginn des Beitrags-
satzanstiegs nur geringfügige Auswirkungen. Werden 
beispielweise ab 2022 die demografischen Annahmen 
der 13. kBV unterstellt, steigt der Beitragssatz ledig-
lich ein Jahr früher an.

Langfristig führt die geringere Alterung der Be-
völkerung zu einem geringeren Beitragssatzanstieg 
als noch im RVB 2017 und von uns unter Verwendung 
der Annahmen der 13. kBV prognostiziert. So steigt 

5 Die Netto-Standardrentenniveaus vor Steuern sind allerdings nur 
bedingt vergleichbar, da deren Determinanten seit 2017 im Zuge ver-
schiedener Reformen, aber auch aufgrund der Corona-Pandemie neu 
definiert wurden (DRV 2022, S. 265). Die hierdurch induzierten Unter-
schiede sollten allerdings gering sein.
6 Ein Großteil der verbleibenden Diskrepanz geht auf die Haltelinie 
des Rentenniveaus zurück, die in den neuen Berechnungen bis 2025 
Anwendung findet, während sie in den Prognosen des RVB 2017 
nicht enthalten ist.
7 Der neueste Rentenversicherungsbericht (BMAS 2023) geht von 
einem nennenswerten Beitragssatzanstieg erst im Jahr 2029 aus. 
Langfristig unterscheiden sich die Prognosen allerdings kaum vonei-
nander.

der Beitragssatz unter den neuen Prognosen bis 2045 
um 1,7 Prozentpunkte weniger stark an. Dennoch wird 
auch unter den neuen demografischen Annahmen 
die vormalige 20 %-Haltlinie ab 2030 verletzt. Insge-
samt steigt der Beitragssatz bis 2038 auf 21,5 % an 
und kann dann bis 2051 auf diesem Niveau gehalten 
werden. Dies entspricht auch dem RVB 2022. Im An-
schluss steigt der Beitragssatz bis zum Simulations-
ende wieder leicht an und erreicht einen Maximalwert 
von 22,2 %. 

Die bisherigen Ergebnisse zeigen, dass gemäß den 
neuesten Prognosen die demografische Belastung 
zwar steigt, aber voraussichtlich weniger als in der 
Vergangenheit vermutet wurde (Thiede 2023). Ent-
sprechend geringer fällt damit der Druck auf die zu-
künftige finanzielle Situation der Rentenversicherung 
aus. Dennoch bleiben Beitragssatzsteigerungen nötig. 
Ab 2026 werden laut geltendem Recht, also bei Wie-
dereinsatz des Nachhaltigkeitsfaktors ab 2025, zudem 
auch die Rentner wieder an der demografischen Be-
lastung beteiligt, indem die Rentensteigerungen mit 
der Alterung der Bevölkerung gedämpft werden. Da 
somit die Renten bzw. der aktuelle Rentenwert8 we-
niger stark steigen als die Löhne, fällt dadurch bei 
gleichen Rentenanwartschaften das Rentenniveau.

Eine Beibehaltung der Haltelinie des Rentenni-
veaus würde daher trotz der günstigeren demogra-
fischen Annahmen weiterhin nicht ohne zusätzliche 
Bundesmittel finanziert werden können. So steigt der 
Beitragssatz auch ohne Haltelinie auf Werte über 20 % 
an (vgl. Abb. 3). Allerdings nehmen die zu erwarten-
den Mehrausgaben aufgrund der geringeren Alterung 
im Vergleich zu 2017 ab. In den folgenden Abschnit-
ten sollen daher die Mehrausgaben neu veranschlagt 
werden. 

JÄHRLICHE MEHRAUSGABEN DER GESETZLICHEN 
RENTENVERSICHERUNG 

Der Nachhaltigkeitsfaktor war Kern der von der 
Rürup-Kommission angeregten Rentenreform 2005. 
Die Idee war, die kommende demografische Belastung 
8 Der aktuelle Rentenwert gibt den Monatswert eines Entgeltpunkts 
an.
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prozentual gleichmäßig auf die jüngere und die ältere 
Generation aufzuteilen: Die jüngere Generation sollte 
höhere Rentenbeiträge zahlen im Vergleich zu einer 
Situation ohne Bevölkerungsalterung, die ältere dage-
gen eine geringere Erhöhung ihrer Renten hinnehmen.

Die Idee einer gleichmäßigen Behandlung der 
Generationen lag auch der doppelten Haltelinie zu-
grunde. Die ältere Generation sollte Bestandssicher-
heit durch eine untere Haltelinie des Rentenniveaus 
erhalten, die jüngere durch eine obere Haltelinie des 
Beitragssatzes. Da im Zuge des demografischen Wan-
dels die so begrenzten Beitragszahlungen nicht mehr 
ausreichen, um die durch das fixierte Rentenniveau 
stark steigenden Renten zu finanzieren, waren höhere 
Zuschüsse seitens des Bundes vorgesehen.

Das im März 2024 vorgestellte Rentenpaket II 
hat diese symmetrische Behandlung der Generatio-
nen verlassen und sieht nur allein eine Haltelinie des 
Rentenniveaus bei 48 % vor. Das mindert die Höhe 
der zukünftig benötigten Bundesmittel, weil nun ein 
Großteil der steigenden Rentenausgaben durch Bei-
träge gedeckt werden kann, die die vormals fixierte 
Beitragssatzobergrenze von 20 % überschreiten. Die 
durch den demografischen Wandel zusätzlich anfal-
lenden Mehrausgaben des Rentensystems bei einer 
Haltelinie des Rentenniveaus sind von dieser Auftei-
lung jedoch weitgehend unberührt.

Abbildung 2 zeigt bereits, dass gemäß des Ren-
tenversicherungsberichts von 2022 die Haltelinie des 
Rentenniveaus von 48 % bereits 2026 geringfügig ver-
letzt würde. Der Beitragssatz steigt hingegen unter 
geltendem Recht erst 2030 auf über 20 %. Bei einer 
Fortführung der 48 %-Haltelinie des Rentenniveaus 
werden die Reserven der Rentenversicherung schnel-
ler aufgebraucht, was theoretisch einen früheren und 
schnelleren Beitragssatzanstieg zur Folge haben kann. 
In diesem Abschnitt berechnen wir die auf die Gesetzli-
che Rentenversicherung zukommenden demografisch 
bedingten Mehrausgaben, die mit einem Beitragssatz 
von 20 % nicht mehr gedeckt werden können und durch 
eine Mischung von höheren Beiträgen und höheren 
Zuschüssen seitens des Bundes ausgeglichen werden 
müssen.9 Alle Beträge werden in Abbildung 4 inflations-
bereinigt in Werten von 2023 dargestellt. Die Prognosen 
beruhen dabei auf der Annahme, dass die Haltelinie 
über das Jahr 2039 hinaus Anwendung findet.

Die demografisch bedingten Mehrausgaben haben 
zwei Komponenten: zum einen diejenigen Mehrausga-
ben, die auch bei der heutigen Rechtslage, also bei 
Wiedereinführung des Nachhaltigkeitsfaktors ab 2025, 
durch die Bevölkerungsalterung entstehen würden, 
und zum anderen diejenigen Mehrausgaben, die zu-
sätzlich entstehen, weil gemäß Rentenpaket II eine 
Haltelinie das Rentenniveau auf 48 % fixieren soll, um 
die Rentner von der demografischen Bürde zu entlas-
9 In der Annahme, dass die Steuereinnahmen maßgeblich von der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme abhängen, werden die Mehrausga-
ben hinsichtlich der Bundesmittel durch diejenigen Erhöhungen der 
Bundeszuschüsse definiert, die über die Steigerungsraten der Brut-
tolohn- und -gehaltssumme hinausgehen.

ten. Wir unterscheiden zudem zwischen denjenigen 
Mehrkosten, bei denen die Finanzierung durch Bei-
träge bzw. Bundesmittel erfolgen soll.

Abbildung 4 zeigt, dass schon unter geltendem 
Recht die Ausgaben der GRV stark ansteigen. Im Jahr 
2030 betragen diese demografisch bedingten Mehr-
kosten etwa 13 Mrd. Euro, im Jahr 2040 sind es bereits 
45 Mrd. Euro. Nach einer Phase nur mäßigen Anstiegs 
wachsen die Mehrausgaben weiterhin stark an und 
erreichen im Jahr 2060 ca. 68 Mrd. Euro.

Das Rentenpaket II vergrößert diese Mehrausga-
ben um etwa 70 %. So sind die jährlichen Mehrausga-
ben aufgrund des Rentenpakets II zwar zunächst noch 
relativ gering, steigen dann aber schnell an. Im Jahr 
2030 betragen sie inflationsbereinigt ca. 8 Mrd. Euro 
und erreichen für das Jahr 2040 32 Mrd. Euro. An-
schließend verlangsamt sich zunächst ihr Wachstum, 
beschleunigt sich ab 2050 aber wieder. 2060 müssten 
für die Haltelinie des Rentenpakets II 45 Mrd. Euro, 
2070 56 Mrd. Euro zusätzlich finanziert werden. Die 
Mehrausgaben aufgrund des Rentenpakets II machen 
also etwa 40 % der gesamten in Abbildung 4 darge-
stellten demografisch bedingten Mehrausgaben aus. 
Deren Finanzierung durch höhere Beiträge und zu-
sätzliche Bundesmittel wird in den nächsten beiden 
Abschnitten dargestellt.

Hierbei wird die vom Rentenpaket II vorgesehene 
Einführung einer neuen kapitalgedeckten Komponente 
nicht berücksichtigt. So sieht das Rentenpaket II zur 
teilweisen Deckung dieses Finanzbedarfs eine Verwen-
dung der Gewinne vor, die eine schuldenfinanzierte 
Kapitalanlage auf dem Aktienmarkt erwirtschaften 
könnte. Allerdings wird dieser Gewinn aufgrund des im 
Vergleich zu den jährlichen Ausgaben der Gesetzlichen 
Rentenversicherung niedrigen Kapitalstocks und der 
notwendigen Zinszahlungen nur einen geringen Effekt 
ausüben können (SVR 2023, S. 339).

BEITRAGSSATZERHÖHUNGEN BEI EINER  
HALTELINIE VON 48 %

Die erste Finanzierungskomponente sind höhere Bei-
träge, da das Rentenpaket II keine Fortführung der 
Haltelinie für den Beitragssatz mehr vorsieht. Diese 
Komponente deckt den Großteil des entstehenden 
Finanzbedarfs bei einer Haltelinie für das Rentenni-
veau von 48 % ab, was den in der Kommission zur 
Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialversiche-
rung (»Rürup-Kommission«) erreichten Grundkonsens 
sprengt, die Rentner auch über die steuerfinanzierten 
Bundesmittel hinaus an den demografischen Mehrkos-
ten zu beteiligen. Abbildung 4 zeigt, dass sich dadurch 
die Beitragslast in etwa verdoppelt. Diese ungefähre 
Verdopplung geht auf die bisherige Zielsetzung des 
Nachhaltigkeitsfaktors zurück, die demografische Be-
lastung prozentual gleichmäßig auf die jüngere und 
ältere Generation aufzuteilen. 

Abbildung 5 zeigt den prognostizierten Beitrags-
satzverlauf gemäß des Rentenpakets II ohne Berück-
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sichtigung der vorgesehenen Kapitaldeckungskom-
ponente. Eine solche Politik lässt den Beitragssatz 
deutlich stärker ansteigen als im Referenzszenario, da 
die jüngere Generation nun den Großteil der demogra-
fischen Last trägt und diese nur in dem Maße mit der 
älteren Generation teilt, in dem diese an der Steuer-
last der Bundesmittel beteiligt wird. Im Jahr 2040 läge 
der Beitragssatz dann bei 23,0 % – 4,9 Prozentpunkte 
höher als jetzt; langfristig würde der Beitragssatz auf 
über 24 % ansteigen. Dank der in der 15. kBV ange-
nommenen für die Finanzen der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung deutlich günstigeren demografischen 
Entwicklung entspräche der Beitragssatzanstieg damit 
den Prognosen des Referenzszenarios ohne Haltelinien 
des Jahres 2017. Der große Unterschied zwischen der 
in diesem Sinne eher optimistischen 15. kBV mit der 
eher pessimistischen 13. kBV zeigt allerdings, wie groß 
das demografische Risiko ist. Fällt die Immigration 
geringer aus, beschleunigt sich der Anstieg der Le-
benserwartung erneut und verbleibt die Geburtenrate 
auf dem in letzter Zeit wieder gefallenem Niveau, so 
steigen entsprechend auch die in Abbildung 4 darge-
stellten Mehrausgaben bei einer Haltlinie von 48 % 
und die in Abbildung 5 aufgezeigten Beitragssätze.

ERHÖHUNG DER BUNDESMITTEL BEI EINER  
HALTELINIE VON 48 %

Da eine Schuldenfinanzierung der durch Steuern zu fi-
nanzierenden Mehrausgaben nach derzeitiger Rechts-
lage ausgeschlossen ist, muss der Finanzbedarf für die 
zusätzlichen Bundesmittel entweder durch Einspa-
rungen an anderer Stelle oder durch höhere Steuern 
gedeckt werden, zum Beispiel durch eine Erhöhung 
der Einkommensteuer, der Verbrauchsteuern oder ei-
ner Mischung verschiedener Steuerarten. Jede Wahl 
hätte unterschiedliche Verteilungseffekte. Um die Grö-
ßenordnung der benötigten Mittel zu veranschauli-
chen, ist es aufschlussreich, sie auf die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer einschließlich Einfuhrumsatzsteuer) 
umzulegen, da sie am ehesten einer gleichmäßigen 
Belastung der älteren und der jüngeren Generation 
entspricht. Dabei nehmen wir, wie bereits beschrie-
ben, an, dass das kaufkraftbereinigte Steueraufkom-
men um etwa 1,2 % pro Jahr produktivitätsbedingt 
ansteigt, d. h., wir gehen von einem durchschnittlichen 
Wachstum der Steuereinnahmen von nominal ca. 3 % 
pro Jahr aus. Abbildung 6 zeigt das Ergebnis. Bei ei-
nem niedrigeren Wachstum würden die dort gezeigten 
Steuersätze höher liegen.

Die dunkelgrauen Balken zeigen den Anstieg der 
Mehrwertsteuer, der nötig ist, um die aufgrund der 
einfachen Haltelinie anfallenden höheren Bundes-
zuschüsse zu finanzieren. Die Mehrbelastung ist im 
Jahr 2030 mit 0,1 Prozentpunkten noch sehr gering 
und steigt auch im Anschluss lediglich auf ca. 0,4 Pro-
zentpunkte an. Für sich genommen bleiben somit die 
zusätzlich benötigten Steuermittel erst einmal über-
schaubar. Allerdings steigen die Bundeszuschüsse (in-

klusive des Beitrags des Bundes zur Kindererziehung) 
bereits unter dem gelten Recht stark an. In Abbildung 
6 wird dieser Mehrbedarf an Steuermitteln ebenfalls 
in Mehrwertsteuerpunkte umgerechnet (hellblaue 
Balken). Die benötigten zusätzlichen Bundesmittel 
steigen mit der Verrentung der Generation der Ba-
byboomer rasch an und belaufen sich für das Jahr 
2035 auf rund einen Mehrwertsteuerpunkt. Anschlie-
ßend ist die Zunahme nur noch gering. So steigen 
die benötigten zusätzlichen Bundesmittel bis 2060 
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nur noch weitere 0,1 Prozentpunkte an und erreichen  
1,1 Mehrwertsteuerpunkte.

Im Vergleich zu der Verdopplung der Beitragslast 
fällt die prozentuale Anhebung der durch zusätzliche 
Steuern zu finanzierenden Mehrausgaben des Renten-
pakets II weniger stark aus. Dies liegt daran, dass die 
Fortschreibung der Bundeszuschüsse nur bedingt von 
der tatsächlichen Ausgabenentwicklung der Renten-
versicherung abhängt. So sind die Fortschreibungen 
des zusätzlichen Bundeszuschusses und Erhöhungs-
betrags, die knapp 30 % der Bundeszuschüsse (ein-
schließlich des Beitrags für Kindererziehungszeiten) 
ausmachen, gänzlich unabhängig von der Ausgaben-
entwicklung der Rentenversicherung, da sie von der 
Entwicklung der Umsatzsteuereinnahmen bzw. der 
Lohn- und Gehaltssumme abhängen. Die verbleiben-
den Bundesmittel, der allgemeine Bundeszuschuss 
und die aus Steuern finanzierten Beiträge für Kinder-
erziehungszeiten, werden hingegen sowohl anhand 
der Bruttolohn- und -gehaltsentwicklung als auch an-
hand der Beitragssatzentwicklung fortgeschrieben.10 
Letzteres stellt eine Verbindung zur Ausgabenentwick-
lung der Rentenversicherung da. Dennoch hat ein stär-
kerer Ausgabenanstieg hierdurch nur einen begrenz-
ten Einfluss auf die Entwicklung der Bundeszuschüsse.

MASSNAHMEN ZUR KOSTENDÄMPFUNG

Einerseits scheint die Fixierung des jetzigen Rentenni-
veaus von 48 % von Rentenempfängern und Beitrags-
zahlern gleichermaßen gewünscht zu sein. Anderseits 
sind die Mehrausgaben beträchtlich. Daher betrachten 
wir abschließend die Fortführung der Haltelinie des 
Rentenniveaus unter zwei zusätzlichen kostendämp-
fenden Maßnahmen. So wird bei der jetzigen Ausge-
staltung der Haltelinien die Anhebung des Regelren-
tenalters auf 67 Jahre nicht mitberücksichtigt. Kon-
kret geht in die Berechnung des »Standardrentners«, 
der maßgeblich für die Berechnung des Netto-Stan-
dardrentenniveaus vor Steuern ist, die aufgrund der 
längeren Erwerbsphase zusätzlich erworbenen Ren-
tenanwartschaften systemwidrig nicht mit ein. Eine 
Verhaltensanpassung der Versicherten vorausgesetzt 
(d. h. ein entsprechend späterer tatsächlicher Renten-
eintritt), wird mit dem Netto-Standardrentenniveau 
vor Steuern daher der Rückgang des Rentenniveaus 
für die Neurentner überschätzt. Wird die Definition 
des Standardrentners entsprechend angepasst, neh-
men die Mehrausgaben bei einer Haltelinie ab. Die An-
passung des Rentenniveaus ist dabei allerdings nicht 
gänzlich unproblematisch. So können nur die von der 
Anhebung betroffenen nicht verrenteten Kohorten ihre 
Erwerbsphase ausweiten. Für die Bestandsrentner 
gilt dies hingegen nicht. Eine adäquate Anpassung 
des Standardrentners sollte daher das Verhältnis von 
Neu- zu Bestandsrentner berücksichtigen. In dieser 
Studie wird hierauf allerdings verzichtet und der Stan-
10 Der Beitrag für Kindererziehungszeiten berücksichtigt zusätzlich 
die Entwicklung der Anzahl der unter 3-Jährigen.

dardrentner direkt entsprechend der Anhebung des 
Regelrentenalters angepasst. Dahinter steckt das Ziel, 
den maximal möglichen Effekt aufzuzeigen. Eine die 
Bestandsrentner berücksichtigende Anpassung würde 
kurz- und mittelfristig zu geringeren Unterschieden 
führen. Konkret gehen wir davon aus, dass die Defini-
tion des Standardrentners derart reformiert wird, dass 
dessen Rentenanwartschaften mit jedem zusätzlichen 
Erwerbsjahr um einen zusätzlichen Entgeltpunkt an-
steigen. Berücksichtig werden hierbei allerdings nur 
die noch ausstehenden Anhebungen des Regelren-
tenalters. Die bereits erfolgte Anhebung von 65 auf 
66 Jahren bleibt unberücksichtigt.

Neben der eher technischen Anpassung des Stan-
dardrentners wäre eine zweite, allerdings politisch 
sehr umstrittene Maßnahme, das Verhältnis von Le-
bensarbeitszeit und Rentenbezugszeit zu stabilisieren, 
um die kostensteigernde Wirkung einer Verlängerung 
der Lebenserwartung zu neutralisieren. Wir simulieren 
daher, dass das Renteneintrittsalter nach Erreichen 
der Rente mit 67 im Verhältnis zwei Jahre Renten-
alterserhöhung für jeweils drei Jahre Erhöhung der 
Lebenserwartung weiter ansteigen und die Rentenbe-
zugszeit um ein Jahr verlängern wird. Daher nennen 
wir diese Anpassungsregel 3-2-1-Regel. Um die Annah-
men der 15. kBV zu berücksichtigen, nehmen wir dabei 
an, dass der weitere Anstieg der Lebenserwartung erst 
ab 2035 weiter fortschreiten wird. Hierdurch soll der 
gemäß den neuen Annahmen überschätzte Anstieg 
der Lebenserwartung aufgrund der Verlangsamung 
der Lebenserwartungsentwicklung in den vergange-
nen 15 Jahren sowie infolge der Corona-Pandemie 
Rechnung getragen werden. In der Tat entsprechen 
die Annahmen zur Lebenserwartung der 14. kBV des 
Jahres 2030 in etwa den Annahmen der 15. kBV des 
Jahres 2035.11

Insgesamt betrachten wir unter Berücksichtigung 
dieser beiden zusätzlichen rentenpolitischen Opti-
onen folgende drei kostendämpfende Maßnahmen: 

Einfache Haltelinie mit angepasstem Standardrent-
ner: Das Rentenniveau darf nicht unter 48 % fallen, wird 
aber unter Verwendung des angepassten Standard- 
rentners berechnet.

Einfache Haltelinie mit Anhebung des Regelrenten-
alters über 67: Das Rentenniveau darf nicht unter 
48 % fallen, wobei ab 2035 das Regelrentenalter ent-
sprechend der 3-2-1-Regel weiter angehoben wird. 
Als Referenzwert wird die Lebenserwartung bei Ge-
burt berücksichtigt. Wir nehmen hierbei eine ähnli-
che Verhaltensreaktion der Versicherten an, wie zuvor 
bei der Anhebung des Regelrentenalters auf 67 Jahre. 
D. h., mit jedem Jahr, um das das Regelrentenalter 
angehoben wird, gehen die Versicherten neun Monate 
später in Rente. 

11 Eine solche weitere Anhebung des Regelrentenalters sollte mit 
entsprechenden Maßnahmen flankiert werden, die diejenigen schüt-
zen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht länger arbeiten können.
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Einfache Haltelinie mit angepasstem Standardrent-
ner und Anhebung des Regelrentenalters über 67: 
Das Rentenniveau darf nicht unter 48 % fallen, wo-
bei ab 2035 das Regelrentenalter entsprechend der 
3-2-1-Regel weiter angehoben und der Standardrent-
ner entsprechend angepasst wird.

Abbildung 7 weist den Verlauf des Regelrenten-
alters entsprechend der 3-2-1-Regel aus. Im Vergleich 
zum derzeitigen Rechtstand würde das Regelrentenal-
ter nach 2035 weiter ansteigen. Wird die Entwicklung 
der Lebenserwartung bei Geburt als Referenzwert 
verwendet, beträgt die Steigung 0,8 Monate p. a., wo-
bei wir den Verlauf des Anstiegs stets auf einen Mo-
nat runden. Insgesamt würde das Regelrentenalter 
hierdurch bis 2065 auf 69 Jahre ansteigen, wo wir die 
weitere Anhebung zunächst beenden. Alternativ weist 
Abbildung 7 eine Anhebung unter Verwendung der fer-
nen Lebenserwartung zum Alter 65 als Referenzwert 
aus. Die Betrachtung dieser Lebenserwartung kann 
damit begründet werden, dass hierbei allein die Aus-
dehnung des Rentenbezugs aufgrund der sinkenden 
Mortalität innerhalb der Rentenpopulation berück-
sichtigt wird. Die Verwendung der Lebenserwartung 
bei Geburt umfasst hingegen auch die sinkende Wahr-
scheinlichkeit, dass eine Person das Rentenalter nicht 
erreicht, weil sie bereits zuvor verstirbt. Da die ferne 
Lebenserwartung langsamer ansteigt als die Lebens-
erwartung bei Geburt, müsste das Regelrentenalter 
unter dessen Berücksichtigung lediglich um 0,6 Mo-
nate p. a. angehoben werden. Die Unterschiede zum 
Referenzszenario fielen entsprechend geringer aus.

Abbildung 8 weist die Beitragssätze der drei 
kostendämpfenden Szenarien aus. Die Beitragssatz-
verläufe ohne 3-2-1-Regel und mit 3-2-1-Regel, aber 
ohne Anpassung des Standardrentners, unterschei-
den sich erst ab ca. 2037, da die zugrundeliegenden 
Annahmen bis 2035 identisch sind. Im Anschluss kann 
der Beitragssatz unter der 3-2-1-Regel allerding auf-
grund der weiteren Anhebung des Regelrentenalters 
bei unter 23 % gehalten werden. Ab 2046 nimmt der 
Beitragssatz sogar wieder ab und sinkt auf 22 %, wo 
er bis zum Simulationsende verharrt. Er liegt damit 
unter dem Beitragssatz des Referenzszenarios. Wird 
in der Berechnung des Standardrentners die längere 
Erwerbsphase berücksichtigt, so fällt der Beitragssatz-
anstieg im Vergleich zur Situation ohne die 3-2-1-Regel 
um 0,5 Prozentpunkte geringer aus. Wird zudem die 
3-2-1-Regel angewandt, verstärkt sich dieser Effekt 
mit der weiteren Anhebung des Regelrentenalters ab 
2035 auf 1,2 Prozentpunkte. Der Beitragssatz steigt 
somit unter dem kombinierten Szenario zunächst nur 
auf 22,3 % an und würde langfristig unter 21 % liegen.

Die in diesem Abschnitt vorgestellten Maßnah-
men erzeugen Handlungsspielräume innerhalb der 
Gesetzlichen Rentenversicherung trotz der Fortfüh-
rung einer Haltelinie des Rentenniveaus. Im Falle einer 
doch größeren zukünftigen demografischen Belastung 
käme das System hierdurch nicht zwangsweise in fi-

nanzielle Probleme. Eine rechtzeitige Reform würde 
es den Versicherten ermöglichen, entsprechend zu 
planen. Im Fall geringerer demografischer Belastun-
gen könnten die freien Mittel zielgenauer zur Unter-
stützung niedriger Einkommensgruppen verwendet 
werden oder für einen besseren Schutz im Falle einer 
Erwerbsminderung.

FAZIT

Die als Teil des Rentenpakets II enthaltene Fortfüh-
rung einer Haltelinie des Rentenniveaus bei 48 % wird 
im Zuge des demografischen Wandels zu großen Mehr-
ausgaben für die Gesetzliche Rentenversicherung füh-
ren. Aufgrund der für die Finanzen der Rentenversiche-
rung optimistischeren neuesten Bevölkerungsvoraus-
schätzung sind diese aus Beiträgen und Zuschüssen 
seitens des Bundes zu finanzierenden Mehrausgaben 
zwar deutlich geringer als bei der Einführung der soge-
nannten doppelten Haltelinie angenommen wurde, sie 
wachsen dennoch aufgrund der Fortführung der Hal-
telinie auf jährlich hohe zweistellige Milliardenbeträge 
an. Im Jahr 2040 machen sie rund 32 Mrd. Euro aus, 
2060 etwa 45 Mrd. Euro. Das Rentenpaket II verdop-
pelt nahezu den durch höhere Beiträge zu finanzie-
renden Mehrbedarf der Rentenversicherung, was der 
nun aufgegebenen Zielsetzung der derzeitigen Rechts-
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lage geschuldet ist, die die demografische Last gleich-
mäßig auf die Rentner und Beitragszahler aufteilen 
wollte. Da der Großteil des zusätzlichen Finanzbedarfs  
(ca. 80 %) laut Rentenpaket II mittels Beiträgen finan-
ziert werden soll, wird dies unter den Annahmen der 
15. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des 
Statistischen Bundesamts den Beitragssatz ab dem 
Jahr 2038 auf 23 %, längerfristig auf über 24 % treiben. 
Die dann immer noch verbleibenden Mehrkosten müs-
sen durch höhere Bundesmittel ausgeglichen werden.

Ob die für die Finanzen der GRV optimistischen 
Annahmen der jüngsten Bevölkerungsvorausberech-
nung realistisch sind, ist zu diesem Zeitpunkt unklar. 
Eine gewisse Skepsis ist angebracht: Die Geburtenrate 
ist gefallen anstatt wie prognostiziert zuzunehmen. 
Die Lebenserwartung steigt nach Epidemien typi-
scherweise mittelfristig wieder auf das alte Niveau, 
was bislang nicht berücksichtigt wurde. Schließlich 
wendet sich die Migrationspolitik in Richtung eines 
restriktiveren Kurses. Daher muss die demografische 
Unsicherheit solcher Bevölkerungsprognosen im Auge 
behalten werden. Steigt die Lebenserwartung wieder 
schneller an (wie vor 2008) oder kann die benötigte 
Nettoimmigration nicht erreicht werden, steigen die 
Mehrausgaben in Richtung der von Börsch-Supan und 
Rausch (2018) berechneten Größenordnungen. Eine 
Fortführung der Haltelinie sollte diese Unsicherheit 
berücksichtigen und entsprechende Maßnahmen 
beinhalten. Die Koppelung des Regelrentenalters an 
die Lebenserwartung kann eine solche, wenn auch 
unpopuläre, Option sein. Zumindest sollte die kon-
krete Umsetzung der Haltelinie die Ausweitung der 
Erwerbsphase bei der angenommenen Erwerbszeit 
des Standardrentners berücksichtigen.
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Das ifo Institut befragt im Auftrag von Randstad Deutschland 
quartalsweise deutsche HR-Abteilungen zu personalpolitisch 
relevanten Themen. In jedem Quartal werden in wechselnden 
Sonderfragen aktuelle arbeitsmarktrelevante Fragestellungen 
untersucht. Das aktuelle Thema befasst sich mit der Chancen-
gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt, wie diese mehr gewährleis-
tet werden kann und warum sie in Bezug auf den Arbeits- und 
Fachkräftemangel wichtig ist. 47 % der Unternehmen ergreifen 
Maßnahmen, um die Teilhabe und Chance aller potenziellen 
Arbeitnehmenden am Arbeitsmarkt zu gewährleisten, weitere 
22 % planen dies. Bei knapp einem Drittel der Unternehmen ist 
dies nicht Teil der HR-Strategie. Die häufigste Entwicklungs-
möglichkeit für mehr Chancengerechtigkeit sehen Unterneh-
men bei Chancen für Menschen mit Behinderung sowie dem 
Einstieg für Menschen mit niedrigem Bildungshintergrund und 
Menschen mit Migrationshintergrund. Dabei stellen zum ak-
tuellen Zeitpunkt die Flexibilisierung von Arbeitszeiten und 
Arbeitsstunden die von Unternehmen am häufigsten genutzten 
Tools für mehr Chancengerechtigkeit am Arbeitsmarkt dar.

IN KÜRZE

Daria Schaller

Chancengerechtigkeit am  
Arbeitsmarkt als Teil der HR-Strategie 
gegen Arbeits- und Fachkräftemangel

In der heutigen sich stets wandelnden, globalisierten 
und zunehmend technologisierten Welt steht der Ar-
beitsmarkt vor einer Vielzahl von Herausforderungen. 
Eine der zentralen Fragen, die dabei immer wieder 
aufkommt, ist die nach Chancengerechtigkeit. Ins-
besondere im Kontext von Arbeits- und Fachkräfte-
mangel wird deutlich, wie entscheidend es ist, glei-
che Möglichkeiten für alle Individuen zu schaffen und 
Teilhabe zu ermöglichen. Trotz der fortschreitenden 
Entwicklung und des steigenden Bedarfs an qualifi-
zierten Arbeitskräften, sind bestimmte Gruppen noch 
immer benachteiligt und haben schlechteren Zugang 
zu Arbeitsmöglichkeiten. Dies führt zu einer Benach-
teiligung von Individuen einerseits und zu ungenutz-
tem Potenzial andererseits, wobei Letzteres auch  
Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Gesellschaft 
als Ganzes hat. In diesem Zusammenhang gewinnt  
das Thema Chancengerechtigkeit zunehmend Bedeu-
tung. Dabei sollte nicht nur Ziel sein, Arbeitsplätze zu 
schaffen, sondern auch sicherzustellen, dass diese 
gerecht verteilt und zugänglich sind. Nur so kann 
der Arbeitsmarkt sein volles Potenzial entfalten und 
gleichzeitig die Diversität und Vielfalt der Belegschaft 
fördern.

Die folgende Analyse konzentriert sich im ersten 
Abschnitt darauf, ob Chancengerechtigkeit ein präsen-
tes Thema für die HR-Abteilungen der Unternehmen 
ist und wo Handlungsbedarf gesehen wird. Im zweiten 
Teil wird untersucht, welche konkreten Maßnahmen 
bereits ergriffen werden, um Chancengerechtigkeit 
und Teilhabe zu ermöglichen. Abschließend wird be-
leuchtet, an welcher Stelle die Verantwortung hierfür 
verordnet wird. 

MASSNAHMEN FÜR TEILHABE UND CHANCEN  
ALLER ARBEITNEHMENDEN 

Fast jedes zweite Unternehmen ergreift Maßnah-
men, um die Teilhabe und Chance aller potenziellen 
Arbeitnehmenden am Arbeitsmarkt zu gewährleisten 
(47 %). Weitere 22 % haben derartige Maßnahmen in 
Planung. Knapp jedes dritte Unternehmen sieht dies 
nicht als Teil seiner HR-Strategie an (31 %). Während 
die Zahl der Unternehmen, die dies bereits in ihre 
Strategie integriert haben, mit 49 % in der Industrie 
und im Dienstleistungssektor etwas höher liegt, sind 
es im Handel eine geringere Anzahl an Unternehmen 

(39 %). Dafür plant im Handel jedes vierte Unterneh-
men das Ergreifen derartige Maßnahmen, während 
es in der Industrie und im Dienstleistungsbereich nur 
etwas mehr als jedes fünfte Unternehmen ist. Auffällig  
ist hier auch der Größenklassenvergleich. Mit abneh-
mender Größe nimmt das Ergreifen von Maßnahmen 
ab: Bei Großunternehmen ab 500 Mitarbeitenden  
gaben 67 % an, derartige Maßnahmen zu ergreifen. 
Weitere 24 % planen, dies zu tun. Damit berichten ledig-
lich 9 %, dass dies kein Thema in der HR-Strategie sei.  
In Unternehmen mit 250–499 Mitarbeitenden sind 
es noch über die Hälfte der HR-Abteilungen, die sol-
che Maßnahmen ergreifen (57 %), bei kleinen Un-
ternehmen mit weniger als 50 Mitarbeitenden 35 %  
(vgl. Abb. 1). 

Das Thema Chancengerechtigkeit auf dem Ar-
beitsmarkt ist auch auf Arbeitnehmerseite präsent 
und wird als wichtig eingestuft (Bohmann und Lie-
big 2022). Im European Social Survey (ESS) zweifelt 
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knapp ein Drittel der Teilnehmenden aus ganz Europa 
an Chancengerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt im 
eigenen Land. In Deutschland war knapp die Hälfte 
der Befragten der Meinung, dass jede*r die Chance 
haben sollte, eine präferierte Stelle auf dem Arbeits-
markt zu erhalten. Gleichzeitig stimmten jedoch 31 % 
der Befragten der Aussage, dass in Deutschland alle 
Menschen eine faire Chance auf die gewünschte Ar-
beitsstelle hätten, eher nicht zu. Bei sich selbst ha-
ben die Teilnehmenden eine etwas höhere Chance 
festgestellt: 63 % schätzten, selbst eine faire Chance 
zu haben, den gewünschten Job zu erhalten, während 
fast 15 % eher skeptisch waren. 

ENTWICKLUNGSMÖGLICHKEITEN BEI CHANCEN 
FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNG 

Neben der Anwendung von Maßnahmen im Allgemei-
nen interessiert auch, in welchen Bereichen bereits 
vermehrt Maßnahmen ergriffen werden und wo Un-
ternehmen noch Entwicklungsmöglichkeiten haben 
und Handlungsbedarf sehen. 

Den größten Bedarf für Verbesserung sehen Un-
ternehmen bei Chancen für Menschen mit Behinde-
rung. Hier gaben 69 % der befragten Unternehmen 
an, Entwicklungsmöglichkeiten sowie Handlungsbe-
darf in ihrem Unternehmen festzustellen. Über die 

Hälfte sehen zudem Möglichkeiten beim Einstieg für 
Menschen mit niedrigem Bildungshintergrund (55 %) 
und fast ebenso viele bei Chancen für Menschen mit 
Migrationshintergrund (54 %). Jedes dritte Unterneh-
men sieht noch Luft nach oben bei Weiterbildung und 
Qualifizierung von Mitarbeitenden. Weniger Hand-
lungsbedarf sehen die Teilnehmenden in der Arbeit-
geberattraktivität für alle Altersgruppen (22 %) so-
wie in gleichen Chancen und der gleichen Vergütung  
für alle Geschlechter (21 %). Vor dem Hintergrund 
des Arbeits- und Fachkräftemangels, der Altersstruk-
tur in Deutschland sowie dem Fakt, dass sich viele 
Frauen in Deutschland in Teilzeitstellen befinden, sind  
die letzten beiden Punkte nicht außer Acht zu lassen 
(vgl. Abb. 2). 

Die Abstufung in den einzelnen Wirtschafts-
bereichen gestaltet sich sehr ähnlich. In allen 
Bereichen wird bei den Chancen für Menschen 
mit Behinderung der meiste Handlungsbedarf 
erkannt (Industrie: 72 %, Handel: 68 %, Dienst-
leistungssektor: 67 %). Während in der Indust-
rie und im Handel der Einstieg für Menschen mit 
niedrigem Bildungshintergrund am zweithäu- 
figsten genannt wurde, sind es im Dienstleistungsbe-
reich die Chancen für Menschen mit Migrationshinter-
grund (56 %). Im Größenklassenvergleich zeigt sich, 
dass kleinere Unternehmen generell etwas weniger 
Entwicklungsmöglichkeiten bzw. geringeren Hand-
lungsbedarf sehen als große Unternehmen. So ist 
auch hier die am häufigsten genannte Maßnahme 
die Chancen für Menschen mit Behinderung. Bei Un-
ternehmen mit 250–499 Mitarbeitenden gaben dies 
81 % an, bei Unternehmen ab 500 Mitarbeitenden 
71 % und bei kleinen Unternehmen und Kleinstun-
ternehmen jeweils 66 % bzw. 65 %. 

Die Ergebnisse stimmen mit der Sicht der Arbeit-
nehmerseite überein. So schätzten Frauen, Personen 
mit Migrationshintergrund, Menschen mit gesundheit-
lichen Einschränkungen und ältere Arbeitnehmende 
ihre eigenen Chancen am Arbeitsmarkt schlechter ein 
als Männer, Menschen ohne Migrationshintergrund, 
gesunde Menschen und junge Menschen. Gleichzei-
tig schätzten Befragte mit Hochschulabschluss die 
generellen Chancen auf dem Arbeitsmarkt sowie ihre 
eigenen höher ein (Bohmann und Liebig 2022).

FLEXIBILISIERUNG VON ARBEITSZEITEN UND  
ARBEITSSTUNDEN WICHTIG 

Die Maßnahmen, die Unternehmen ergreifen können, 
um allen potenziellen Arbeitnehmenden Teilhabe am 
Arbeitsmarkt zu ermöglichen, sind vielfältig. Umso 
interessanter ist es, welche die Unternehmen für sich 
auswählen und nutzen. Ein oftmals genanntes Instru-
ment ist die Flexibilisierung, die es ermöglichen soll, 
dass beispielsweise Personen mit Kindern bessere 
Möglichkeiten haben, Betreuung und Arbeit gleich-
zeitig bewältigen zu können. Wichtig ist dies auch 
für Menschen, die einen Familienangehörigen pfle-

35

45

57

67

47

21

25

18

24

22

44

30

26

9

31

0 20 40 60 80 100  %

Bis 49

50–249

250–499

Ab 500

Gesamt

Ja Geplant Nein

Maßnahmen für Teilhabe und Chancen für alle potenziellen Arbeitnehmer 
Gewichtete Anteile in %, nach Unternehmensgröße (Anzahl der Mitarbeitenden)

Quelle: Randstad-ifo-Personalleiterbefragung, 2024Q1.. © ifo Institut 

Abb. 1

21

22

34

54

55

69

0 20 40 60 80

Gleiche Chancen und Vergütung für alle Geschlechter

Arbeitgeberattraktivität für alle Altersgruppen

Weiterbildung und Qualifizierung von Mitarbeitenden

Chancen für Menschen mit Migrationshintergrund

Einstieg für Menschen mit niedr. Bildungshintergrund

Chancen für Menschen mit Behinderung

Entwicklungsmöglichkeiten und Handlungsbedarf in Unternehmen 
Gewichtete Anteile in %

Quelle: Randstad-ifo-Personalleiterbefragung, 2024Q1. © ifo Institut 
%

Abb. 2

ZUM INHALT



75ifo Schnelldienst 5 / 2024 77. Jahrgang 15. Mai 2024

DATEN UND PROGNOSEN

gen. Eine ähnliche Erleichterung stellt das Angebot 
einer Kinderbetreuung dar, da Kitaplätze vor allem in 
Städten oftmals hart umkämpft sind. Eine Absenkung 
der Eintrittsvoraussetzungen verringert die Hemm-
schwelle, sich für einen Job zu bewerben, die aus 
unterschiedlichsten Gründen bestehen kann. Zudem 
können angebotene Sprachkurse helfen, Menschen 
mit Migrationshintergrund und Geflüchteten den Ein-
stieg in die Arbeitswelt zu erleichtern. 

Das am häufigsten eingesetzte Tool ist die Flexi-
bilisierung von Arbeitszeiten. 66 % der Unternehmen 
gaben an, dies ihren Mitarbeitenden zur Verfügung  
zu stellen. Jedes zweite Unternehmen stellt außer-
dem sicher, dass die Anzahl an geleisteten Arbeits-
stunden flexibel gestaltet werden kann und somit 
Teilzeitarbeit möglich ist. In kleinen Unternehmen 
mit bis zu 50 Mitarbeitenden ist dies jedoch deutlich 
seltener der Fall (42 %) als in großen Unternehmen 
(250–499 Mitarbeitende: 59 %, ab 500 Mitarbeitenden: 
53 %). 39 % der Teilnehmenden nutzen die Absen-
kung von Eintrittsvoraussetzungen als Maßnahme. 
Hier fällt auf, dass es im Handel 46 % sind, die sich 
dieses Tools bedienen, im Dienstleistungssektor da-
gegen nur 35 %. 

Die Flexibilisierung des Arbeitsorts wird weniger 
häufig angeboten als die anderen beiden Flexibilisie-
rungsmöglichkeiten: Knapp jedes dritte Unternehmen 
führt dies durch. Während im Dienstleistungssektor 
39 % der Unternehmen diese Maßnahme ergreifen, 
sind es in der Industrie 30 % und im Handel 19 %. Dies 
dürfte jedoch vor allem daran liegen, dass manche 
Berufe nur an einem festen Ort ausgeführt werden 
können. Im Größenklassenvergleich ist auffällig, dass 
die freie Auswahl des Arbeitsorts mit steigender Un-
ternehmensgröße deutlich zunimmt. Während bei 
Kleinstunternehmen knapp jedes fünfte Unternehmen 
diese Flexibilisierung anbietet, sind es bei Unterneh-
men mit 50–249 Mitarbeitenden knapp jedes dritte, 
bei Betrieben mit 250–499 Mitarbeitenden ca. 43 % 
und bei großen Unternehmen ab 500 Mitarbeitenden 
fast jedes zweite (47 %). 

Ähnlich häufig werden Sprachkurse angeboten. 
Dies gaben 28 % der Teilnehmenden an. Während in 
der Industrie 32 % und im Dienstleistungssektor 31 % 
Sprachkurse für Mitarbeitende organisieren, sind es im 
Handel deutlich weniger (15 %). Der Größenklassenver-
gleich zeigt erneut eine Erhöhung der Maßnahme bei 
steigender Unternehmensgröße. 51 % der Unternehmen 
ab 500 Mitarbeitenden bieten Sprachkurse an, während 
es bei Unternehmen unter 50 Mitarbeitenden 14 % sind. 
Die Unterstützung zur Kinderbetreuung in Form von 
einer betrieblichen Kita oder auch einem Kitazuschuss 
liefert etwas mehr als jedes fünfte Unternehmen. Hier 
sticht besonders der Dienstleistungssektor hervor, in 
dem 28 % der Unternehmen ein solches Angebot haben. 
Auch hier steigt das Angebot mit der Unternehmens-
größe. Vereinzelt wurden zudem beispielsweise Weiter-
bildungen sowie die Maßnahme der Unterstützung bei 
der Wohnungssuche genannt (vgl. Abb. 3). 

ANPASSUNG DER STELLENAUSSCHREIBUNGEN 
UND BEWERBUNGSPROZESSE 

Neben Angeboten und Maßnahmen für das Onboar-
ding von Mitarbeitenden sowie den Arbeitsalltag ist 
vor allem auch das Recruiting ein essenzieller Be-
standteil für die Teilhabe aller potenziellen Arbeitneh-
menden. Zudem wird das Recruiting aufgrund des Ar-
beits- und Fachkräftemangels sowie dem Ausscheiden 
vieler älterer Arbeitnehmender aus dem Arbeitsmarkt 
ein immer wichtigerer Bestandteil für Unternehmen. 
Nicht zuletzt deshalb ist es spannend, ob Unterneh-
men mit der Struktur ihrer Stellenausschreibungen 
sowie in ihren Bewerbungsprozessen auf diese neuen 
Herausforderungen reagieren. 

Drei Viertel der befragten Unternehmen gaben 
an, ihre Struktur von Stellenausschreibungen sowie 
die Bewerbungsprozesse in ihrem Unternehmen in 
den vergangenen fünf Jahren verändert zu haben, um 
mehr Bewerbungen zu erhalten (vgl. Abb. 4). Auffällig 
ist, dass vor allem große Unternehmen eine Änderung 
vorgenommen haben. So waren es bei Unternehmen 
ab 500 Mitarbeitenden fast alle Unternehmen (96 %) 
und bei Unternehmen mit weniger als 50 Mitarbei-
tenden etwas mehr als die Hälfte (59 %) (vgl. Abb. 4). 
Zudem haben im Industrie- und Dienstleistungssek-
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tor mehr Unternehmen eine Änderung vorgenommen 
(jeweils 77 %) als im Handel (70 %). 

Die häufigste Änderung stellt die mögliche Be-
werbung über Social-Media-Plattformen dar (62 %). 
Dies dürfte vor allem zum Ziel haben, die jüngere 
Generation anzusprechen und sich an deren Lebens-
weise anzupassen. Diese Änderung wurde besonders 
in der Industrie (68 %) und im Dienstleistungssek-
tor (62 %) vorgenommen, etwas weniger im Handel 
(53 %). Besonders stark ist der Unterschied zwischen 
den Unternehmensgrößen. Bei großen Unternehmen 
mit mehr als 500 Mitarbeitenden haben 93 % der Be-
fragten diese Bewerbungsmöglichkeit eingefügt, bei 
einer Mitarbeiteranzahl von 250–499 waren es 76 %, 
bei einer Anzahl von 50–249 Mitarbeitenden 64 % und 
bei weniger als 50 Mitarbeitenden 41 %. Nahezu jedes 
zweite Unternehmen (45 %) hat zudem den Zugang 
für Quereinsteigende erleichtert. Dies ist als Antwort 
auf den steigenden Arbeits- und Fachkräftemangel 
zu sehen. Vor allem in den Engpassberufen ist es 
unerlässlich, flexibler beim Einstellen von Personal 
zu werden. Zudem zeigt sich, dass sich die Unter-
nehmen bereits dazu gezwungen fühlen, darauf zu 
reagieren. Im Handel liegt die Zahl bei 50 %, in der 
Industrie und im Dienstleistungssektor bei 41 % bzw. 
45 %. In Unternehmen mit 250–499 Mitarbeitenden 
gaben 59 % an, diese Veränderung --durchgeführt 
zu haben. Bei kleinen Unternehmen mit bis zu 50 
Mitarbeitenden sind es dagegen nur 36 %. Eine Redu-
zierung der Einstiegsvoraussetzungen bei Ausbildung 
oder Berufserfahrung nehmen 40 % in Kauf. Hier zei-
gen sich nur geringe Unterschiede in den Wirtschafts-
bereichen und Größenklassen. 21 % der befragten 
Unternehmen verzichten inzwischen auf ein Foto in 
der Bewerbung. Bei kleinen Unternehmen mit weni-
ger als 50 Mitarbeitenden sind es hingegen nur 12 %. 
Jedes fünfte Unternehmen verzichtet zudem auf ein 
Anschreiben in der Bewerbung, um diese niedrig-
schwellig zu halten. Während dies unter sehr großen 
Unternehmen 35 % der Befragten angaben, waren es 
bei kleinen Unternehmen unter 50 Mitarbeitenden 
nur 10 %. Der Verzicht auf Nachweise (11 %) und die 
Altersangabe (10 %) kommen hingegen nur selten vor 

und auch hier am ehesten in großen Unternehmen. 
Die Frage nach dem Einsatz von Künstlicher Intelli-
genz (KI) bejahten 3 % der befragten Unternehmen 
(vgl. Abb. 5). 

UNTERNEHMEN SEHEN SICH SELBST IN DER 
GRÖSSTEN VERANTWORTUNG 

Die Frage nach der Verantwortung für mehr Chan-
cengerechtigkeit am Arbeitsmarkt beantworteten die 
meisten Teilnehmenden mit ihrer eigenen Verantwor-
tung. Für 68 % der Teilnehmenden tragen unter ande-
rem Unternehmen die Verantwortung. Für 63 % trägt 
außerdem das Bildungssystem einen großen Teil dazu 
bei. 51 %, also jedes zweite Unternehmen, sieht den 
Staat in der Mitverantwortung. Für 48 % ist auch das 
Individuum selbst verantwortlich. 

AUSBLICK

Chancengerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt ist von 
entscheidender Bedeutung für Unternehmen, insbe-
sondere angesichts des Arbeits- und Fachkräfteman-
gels. Unternehmen stehen vor der Herausforderung, 
Arbeitskräfte zu finden und zu halten, und es wird 
zunehmend deutlich, dass Chancengerechtigkeit ein 
wesentlicher Faktor ist, um dieses Ziel zu erreichen. 
Zudem können Unternehmen von einer vielfältigen 
Belegschaft profitieren. Daher ergreifen viele Unter-
nehmen bereits Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
ihre Recruitingstrategie sowie ihre Arbeitsbedingun-
gen fair sind und Teilhabe ermöglichen. Jedoch liegt 
die Verantwortung für die Förderung von Chancen-
gerechtigkeit nicht allein bei den Unternehmen. Es 
hat sich gezeigt, dass in Regionen und Ländern, in 
denen ein höherer Anteil des Bruttonationialprodukts 
in aktivierende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
investiert wird, die Chancengerechtigkeit auf dem 
Arbeitsmarkt als etwas besser wahrgenommen wird. 
Andere Instrumente, wie die Stärke des Kündigungs-
schutzes, der Anteil der Stellen, die einem Tarifvertrag 
unterliegen, oder die Existenz oder Höhe des Mindest-
lohns, hatten keine größere Bedeutung (Bohmann 
und Liebig 2022).

Auch der Staat spielt eine entscheidende Rolle, 
indem er Initiativen ergreift, um den Arbeitsmarkt 
gerechter zu gestalten. So hat die Europäische Kom-
mission vor Kurzem eine Initiative ergriffen, um den 
Talentpool zu erweitern. Arbeitgebende sollen so 
einfacher mit Arbeitssuchenden aus Drittländern zu-
sammenkommen. Zudem sollen in Drittländern er-
worbene Qualifikationen leichter anerkannt werden 
(Europäische Kommission 2023). Eine weitere Initiative 
ist das Kooperationsmodell der Bundesagentur für 
Arbeit »Kommit – Kooperationsmodell mit berufsan-
schlussfähiger Weiterbildung«. Hier sollen Arbeitssu-
chende bei der Jobsuche und -planung unterstützt 
werden sowie beim Finden einer für sie passenden 
Arbeitsstelle. Dadurch soll ermöglicht werden, dass 
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allen Gruppen im Arbeitskräftepool ein passender Job 
vermittelt werden kann (Hochfeld et al. 2023).

Insgesamt ist Chancengerechtigkeit am Arbeits-
markt ein gemeinsames Ziel, das sowohl von Unter-
nehmen als auch von staatlichen Institutionen sowie 
der Gesellschaft selbst verfolgt werden muss. Indem 
sichergestellt wird, dass jeder Mensch die gleichen 
Möglichkeiten hat, sein volles Potenzial zu entfalten, 
kann nicht nur der Arbeits- und Fachkräftemangel be-
kämpft, sondern auch eine gerechtere und inklusivere 
Gesellschaft geschaffen werden.
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Niklas Potrafke, Marcel Schlepper, Ramona Schmid und Mira Schmidt

Perspektiven für den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland – Reformvorschläge 
von Ökonomen

Die deutsche Wirtschaft strauchelt. Für das Jahr 2024 
prognostizieren Europäische Kommission (2023), IWF 
(2024) und OECD (2024), dass Deutschland im Vergleich 
zu anderen entwickelten Volkswirtschaften eines der 
Schlusslichter beim Wirtschaftswachstum sein wird. 
Die Ergebnisse des Economic Experts Survey (EES) 
vom Herbst 2023 zeigen, dass der Wirtschaftsstandort 
Deutschland in den vergangenen zehn Jahren subs-
tanziell an Attraktivität verloren hat. Für die Zukunft 
gehen die Expertinnen und Experten von einer wei-

teren Verschlechterung der Situation Deutschlands 
im internationalen Standortwettbewerb aus (Dörr 
et al. 2024). Auch die Unternehmen und Politik sind 
alarmiert. Der Präsident des Bundesverbands der 
Deutschen Industrie (BDI), Siegfried Russwurm, kom-
mentierte die Wirtschaftspolitik der Ampelregierung 
kürzlich mit der Aussage: »Es waren zwei verlorene 
Jahre« (Süddeutsche Zeitung 2. April 2024). Das Prä-
sidium der FDP verabschiedete am 22. April 2024 ein 
Positionspapier zur Beschleunigung der Wirtschafts-
wende. Im 46. Ökonomenpanel von ifo und FAZ neh-
men wir diese Situation zum Anlass und befragen die 
deutschen VWL-Professorinnen und Professoren, in 
welchen Bereichen der Wirtschaftsstandort Deutsch-
land schwächelt und welche Reformen notwendig 
sind. An der Befragung im Zeitraum vom 16. bis zum 
23. April 2024 nahmen 180 VWL-Professorinnen und 
VWL-Professoren teil.

BEWERTUNG WIRTSCHAFTSSTANDORT 
DEUTSCHLAND

Die Professorinnen und Professoren an deutschen Uni-
versitäten bewerten den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land im internationalen Vergleich durchschnittlich mit 
der Schulnote 3,4 (vgl. Abb. 1). Eine positive Wahr-
nehmung des Wirtschaftsstandorts drücken 22 % der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus. Davon haben 
2 % die Note »sehr gut« und 20 % die Note »gut« ver-
geben. Sie betonen die gute Ausbildung der Arbeits-
kräfte, den starken Forschungsstandort Deutschland 
und die weiterhin vorhandene Innovationskraft der 
Unternehmen. Zudem verweisen sie auf stabile po-
litische Verhältnisse, Rechtssicherheit und institutio-
nelle Rahmenbedingungen als Gründe für eine positive 
Bewertung des Wirtschaftsstandorts Deutschland. 

Mehr als die Hälfte der Ökonominnen und Öko-
nomen stellt dagegen ein mittelmäßiges Zeugnis aus. 
38 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer vergeben 
die Note »befriedigend« und 17 % vergeben die Note 
»ausreichend« für den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land. Bildung und Institutionen sehen auch sie als 
Stärken. Jedoch wird in dieser Gruppe vielfach die 
Sorge geäußert, dass die Substanz zunehmend ero-
diert und der Standort Deutschland an Attraktivität 
verliert. Insbesondere die umfassende Bürokratie, 
fehlende öffentliche Investitionen, der Mangel an 
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Quelle: Ökonomenpanel April 2024. © ifo Institut 

Bewertung des Wirtschaftsstandorts Deutschland
Wie beurteilen Sie den Wirtschaftsstandort Deutschland im internationalen Vergleich?

Anteil in %

Abb. 1

Das 46. Ökonomenpanel von ifo und FAZ widmet sich dem 
Wirtschaftsstandort Deutschland. Im internationalen Ver-
gleich bewerten die Ökonominnen und Ökonomen den Wirt-
schaftsstandort Deutschland mit einer Durchschnittsnote 
von 3,4. Die Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
sieht zwar bei den politischen Institutionen sowie bei Bil-
dung und Humankapital eine Stärke des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Doch gleichzeitig werden neun der 13 abgefrag-
ten Standortmerkmale häufiger als Schwäche statt als Stärke 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland im internationalen 
Vergleich gesehen. Digitalisierung, Energie und Rohstoffe so-
wie Regulierung und Bürokratie bewerten jeweils mehr als 
zwei Drittel der Ökonominnen und Ökonomen als Schwäche.
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Fachkräften, hohe Energiepreise und mangelhafte 
Digitalisierung trüben die Bewertung des Wirtschafts-
standorts Deutschland. 20 % der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer vergeben die Note »mangelhaft« 
und 3 % die Note »ungenügend«. Für diese Gruppe 
gibt es kaum Positives. Stattdessen nimmt sie den 
Wirtschaftsstandort Deutschland als eine Bündelung 
von wirtschaftshemmenden Faktoren wie hoher Bü-
rokratie, hohen Steuern, hohen Energiekosten sowie 
geringen Investitionen, schleppender Digitalisierung 
und sich zuspitzenden demografischen Herausfor-
derungen wahr. Die Ökonominnen und Ökonomen 
führen auch die Wirtschaftspolitik der Ampel-Regie-
rung als eine Belastung für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland an. 

Insgesamt gibt es bestimmte Faktoren, die über-
greifend positiv bzw. negativ für den Wirtschafts-
standort Deutschland gesehen werden. Dabei ist die 
individuelle Bewertung des Wirtschaftsstandorts da-
von abhängig, welche Faktoren als maßgeblich be-
trachtet werden. Das kann im Folgenden detaillierter 
betrachtet werden. 

STÄRKEN UND SCHWÄCHEN

Für den Wirtschaftsstandort Deutschland werden le-
diglich vier der 13 abgefragten Standortmerkmale 
häufiger als Stärke statt als Schwäche im internatio-
nalen Vergleich bewertet (vgl. Abb. 2). Die politischen 
Institutionen werden von 67 % der VWL-Professorin-
nen und VWL-Professoren als eine Stärke gesehen 
und belegen damit den ersten Platz. Dahinter folgen 
Bildung und Humankapital (53 %), Sicherheit und geo-
politische Risiken (43 %) sowie Zugang zu Finanzie-
rung (36 %). Diese vier Merkmale werden jeweils von 
10 bis 15 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer als 
Schwäche gesehen – der Rest beurteilt sie neutral. 
Das Lohnniveau wird insgesamt neutral bewertet. 
Für alle anderen Standortmerkmale ist der Anteil 
derjenigen, der die Merkmale als Schwäche für den 
Wirtschaftsstandort bewertet, mindestens doppelt so 
groß wie der Anteil derjenigen, der in dem Merkmal 
eine Stärke erkennt. Kritisch wird die Verfügbarkeit 
von Arbeits- und Fachkräften sowie die Konstanz der 
Wirtschaftspolitik gesehen, die jeweils von 38 % der 
Ökonominnen und Ökonomen als Schwäche bewertet 
werden. Gleiches gilt für Infrastruktur und Steuern, 
die von knapp der Hälfte als Schwäche gesehen wer-
den. Besorgniserregende Werte erzielen die letzten 
vier Merkmale. Die Lohnnebenkosten sehen 60 % der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer als eine Schwäche 
für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Bei der Di-
gitalisierung sind es 67 % sowie bei Energie und Roh-
stoffen 74 %. Mit Blick auf Regulierung und Bürokratie 
sagen sogar 87 % der Ökonominnen und Ökonomen, 
dass diese den Wirtschaftsstandort schwächen. Ins-
gesamt wurde 841 mal ein Merkmal als Schwäche be- 
wertet. Demgegenüber stehen nur 412 Nennungen eines  
Merkmals als Stärke. 

DETAILBLICK

Unabhängig von der Bewertung des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland werden jeweils die gleichen drei 
Merkmale am häufigsten als Stärken genannt (vgl. 
Abb. 3). Von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern, 
die den Wirtschaftsstandort Deutschland mit den 
Noten »sehr gut« und »gut« bewertet haben, geben 
94 % politische Institutionen, 88 % Bildung und Hu-
mankapital sowie 53 % Sicherheit und geopolitische 
Risiken als Stärke an. Die Häufigkeit der Nennungen 
sind bei jenen Ökonominnen und Ökonomen, die den 
Wirtschaftsstandort Deutschland kritischer bewertet 
haben, zwar deutlich weniger, aber die Reihenfolge 
der drei stärksten Merkmale bleibt gleich. Von den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit den Noten »be-
friedigend« und »ausreichend« geben 65 % an, dass 
sie die politischen Institutionen als Stärke sehen. Bei 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit den Noten 
»mangelhaft« und »ungenügend« sind es immerhin 
noch 44 %. 

Bei den drei größten Schwächen zeigt sich ein 
sehr ähnliches Bild (vgl. Abb. 4). Jedoch sind hier die 
Unterschiede zwischen den Anteilen der Nennungen 
deutlich weniger ausgeprägt, als sie es bei den Stär-
ken waren. Während also viele Ökonominnen und 
Ökonomen mit einer kritischen Wahrnehmung kaum 
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eine Stärke des Wirtschaftsstandorts Deutschland be-
nennen, herrscht zumindest bei den Schwächen – un-
abhängig von der übergreifenden Bewertung – Einig-
keit. Von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit 
den Noten »mangelhaft« und »ungenügend« nennen 
94 % Regulierung und Bürokratie, 92 % Energie und 
Rohstoffe sowie 86 % Digitalisierung als Schwäche. 
Auch bei den Ökonominnen und Ökonomen mit den 
Noten »sehr gut« und »gut« sowie »befriedigend« und 
»ausreichend« werden Regulierung und Bürokratie 
am häufigsten mit 68 % bzw. 89 % als Schwächen des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland genannt. Ein Un-
terschied besteht darin, dass für die Noten »sehr gut« 
und »gut« das Merkmal Lohnnebenkosten mit 47 % 
auf Platz 3 der am häufigsten genannten Schwächen 
liegt und in dieser Gruppe Digitalisierung mit 44 % 
knapp dahinter folgt. 

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE REFORMVORSCHLÄGE 

Welche wirtschaftspolitischen Reformen würden die 
Professorinnen und Professoren empfehlen, um der 

Standortschwäche Deutschlands zu begegnen? Die 
Vorschläge sind vorwiegend den Standortmerkmalen 
zuzuordnen, die mit Blick auf den Wirtschaftsstandort 
Deutschland am kritischsten gesehen werden. Eine 
Darstellung der Freitextantworten bietet Abbildung 5. 
Die meisten Reformvorschläge beziehen sich auf die 
drei Bereiche Regulierung und Bürokratie, Steuern 
sowie Energie und Rohstoffe. Darüber hinaus regen die 
Ökonominnen und Ökonomen vielfach Investitionen in 
die Digitalisierung und die Infrastruktur an. Mit Blick 
auf Regulierung und Bürokratie schlagen die VWL-Pro-
fessorinnen und VWL-Professoren vor, Genehmigungen 
für Bau und Investitionen sowie Ausschreibungen zu 
beschleunigen. Sie regen an, neue und bestehende 
Gesetze stärker auf ihre bürokratischen Kosten zu 
prüfen, und wünschen sich eine Verwaltung, die eine 
Service-Mentalität entwickelt. Bezüglich der Steu-
ern in Deutschland geben die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an, dass der Standort grundsätzlich von 
Steuersenkungen und Vereinfachungen im Steuerrecht 
profitieren würde. Angesichts der demografischen He-
rausforderung sowie der zunehmenden Belastung des 
Staatshaushalts durch Sozialausgaben regen sie zu-
dem an, das Renteneintrittsalter zu erhöhen und die 
Grenzabgaben so anzupassen, dass eine Arbeitszeit-
verkürzung unattraktiver und stattdessen ein höhe-
rer Arbeitseinsatz attraktiver wird. Für die attestierte 
Schwäche des Wirtschaftsstandorts Deutschland im 
Feld Energie und Rohstoffe gibt es keine einheitlichen 
Reformvorschläge. Die einen glauben, dass der Wirt-
schaftsstandort von einer beschleunigten Energie-
wende profitieren würde, und die anderen wünschen 
sich eine Umkehr oder zumindest eine Verlangsamung 
der Energiewende. Insgesamt werden mehr marktori-
entierte und international eingebettete Maßnahmen 
für die Energiewende empfohlen. 
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BRANCHEN UND SEKTOREN

Die vierteljährliche ifo Konjunkturumfrage in der Versiche-
rungswirtschaft wurde im Jahr 1999 in Kooperation mit dem 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft einge-
führt. Der vorliegende Beitrag präsentiert zunächst wichtige 
Kennzahlen der Branche und diskutiert die neuesten Ergeb-
nisse der ifo Konjunkturumfrage insgesamt und nach Versi-
cherungssparten. Danach wird das Geschäftsklima in der Ver-
sicherungswirtschaft mit dem Geschäftsklima Deutschland 
verglichen. Durch den späteren Meldetermin hat der Indikator 
für die Versicherungsbranche gegenüber einem quartalisier-
ten Klimaindikator Deutschland einen Vorlauf. Abschließend 
wird gezeigt, dass der zyklische Zusammenhang zwischen der 
Lage- und Erwartungskomponente des Geschäftsklimas für 
die Versicherer analog zur ifo Konjunkturuhr Deutschland in 
einem Vier-Quadranten-Schema dargestellt werden kann. 

IN KÜRZE

Alla Bauer, Artem Marjenko und Wolfgang Nierhaus*

Die Versicherungswirtschaft im Spiegel 
der ifo Konjunkturumfrage

VERSICHERUNGSBRANCHE – EIN ÜBERBLICK

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Versicherungs-
wirtschaft besteht in der Produktion von Sicherheit 
und in der Erhöhung der Wagnisbereitschaft von Un-
ternehmen und privaten bzw. öffentlichen Haushalten. 
Sie ermöglicht die Nutzung von Chancen, die risiko-
averse Wirtschaftssubjekte erst mit Versicherungs-
schutz aufgreifen (Sinn 1988). Versicherungsunterneh-
men tragen nicht nur zur Allokation und Diversifika-
tion von Risiken bei, sondern verbessern angesichts 
von Informationsasymmetrien auf den Finanzmärkten 
als Kapitalsammelstellen auch die Allokation von Ka-
pital. Der Versicherungssektor spielt zudem eine wich-
tige Rolle bei der Geldvermögensbildung der privaten 
Haushalte (Deutsche Bundesbank 2004, S. 32).

In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen (VGR) treten Versicherungen als Vermittler von 
Finanzbeziehungen (Finanzintermediäre) auf: Die Un-
ternehmen erhalten von den Versicherungsnehmern 
Prämien, die ertragsbringend angelegt werden. In den 
Produktionswert der Versicherer geht lediglich der 
Dienstleistungsanteil der Prämien ein; dieser ergibt 
sich nach Abzug der fälligen Leistungen und der Verän-
derung der versicherungstechnischen Rückstellungen 
von den tatsächlich verdienten Prämien einschließlich 
der Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen und 
sonstiger Dienstleistungsentgelte (Statistisches Bun-
desamt 2022, 2023). Nach Abzug der Vorleistungen 
vom Produktionswert ergibt sich die Bruttowertschöp-
fung des Sektors Versicherungsgewerbe.1 Im Jahr 
2023 belief sich der Beitrag des Versicherungssektors 
zum nominalen Produktionswert Deutschlands auf  
102 Mrd. Euro. Bei Vorleistungen von 63 Mrd. Euro 
steuerten die Versicherer damit 39 Mrd. Euro zur ge-
samten in den VGR nachgewiesenen Bruttowertschöp-
fung in Höhe von 3 766 Mrd. Euro bei, was umgerech-
net einem Wertschöpfungsanteil von 1,0 % entspricht. 
Die Ansprüche der privaten Haushalte, nichtfinanziel-
len Kapitalgesellschaften und des staatlichen Sektors 
gegenüber den Versicherungen erreichten Ende 2023 
nach Angaben der Finanzierungsrechnung der Deut-
schen Bundesbank ein Volumen von 2 054 Mrd. Euro 
bzw. 66 % der gesamten Bilanzsumme der Branche.

Zum Versicherungssektor in VGR-Abgrenzung 
gehören im Einzelnen die Erstversicherer, die Rück-
versicherer sowie Pensionskassen und Pensionsfonds 
(einschl. der Zusatzversorgungseinrichtungen der Ge-

1 Ohne Sozialversicherung, die zum Sektor Staat gehört.

bietskörperschaften).2 Bei der Erstversicherung ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche oder juristische 
Person, die kein Versicherungsunternehmen ist, im Ge-
gensatz zur Rückversicherung, wo der Versicherungs-
nehmer ein anderes Versicherungsunternehmen ist. 
Die Hauptsparten im Bereich der Erstversicherung sind 
die Private Krankenversicherung, die Lebensversiche-
rung sowie die Schaden- und Unfallversicherung (inkl. 
Rechtsschutzversicherungen). Nach Angaben des Ge-
samtverbands der Deutschen Versicherungswirtschaft 
(GDV) haben die Erstversicherer im Jahr 2023 Bei-
tragseinnahmen in Höhe von 224,7 Mrd. Euro erzielt, 
an Versicherungsleistungen wurden 200,4 Mrd. Euro 
an die Versicherungsnehmer (private Haushalte so-
wie industriell-gewerbliche Kunden) ausgezahlt. Der 
Vertragsbestand belief sich zuletzt auf 475,5 Mio.  
Verträge (vgl. Tab. 1). Nach Versicherungssparten auf-
gegliedert entfielen 40,9 % (92,0 Mrd. Euro) der gesam-
ten Beitragssumme auf die Lebensversicherung, 37,6 % 
(84,5 Mrd. Euro) auf die Schaden- und Unfallversiche-
rung und 21,5 % (48,2 Mrd. Euro) auf die Krankenver-
sicherung. Während die Einnahmen der Schaden- und 
Unfallversicherung sowie der Krankenversicherung 

2 Der Versicherungssektor ist damit nahezu deckungsgleich mit der 
in der Wirtschaftszweigklassifikation 2008 gelisteten Abteilung 65 
Versicherungen und Pensionskassen, die auf das reine Versicherungs-
geschäft fokussiert. Die wohnungswirtschaftliche Aktivität der Versi-
cherer, d. h. die Wohnungsvermietung, ist Teil der Abteilung 68 
Grundstücks- und Wohnungswesen (Essig 1999, S. 272).

* Dr. Wolfgang Nierhaus ist ehemaliger Mitarbeiter des ifo Instituts.
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zuletzt gestiegen sind, sanken sie bei der Lebensver-
sicherung. Die ausgezahlten Leistungen hatten einen 
Wert von 98,6 Mrd. Euro bei den Lebensversicherern, 
65,4 Mrd. Euro bei der Schaden- und Unfallversiche-
rung und 36,4 Mrd. Euro bei den Krankenversicherern. 
Der Löwenanteil aller Verträge entfiel naturgemäß  
auf die Schaden- und Unfallversicherung, da diese 
Sparte – auch als Kompositversicherung bezeich-
net – sehr viele unterschiedliche Versicherungstypen 
subsumiert. 

DAS IFO GESCHÄFTSKLIMA IN DER 
VERSICHERUNGSWIRTSCHAFT 

Die ifo Konjunkturumfrage in der Versicherungswirt-
schaft wurde im Jahr 1999 in einer Kooperation mit 
dem GDV eingeführt. Der Kreis der Befragungsteilneh-
mer ist im Unterschied zur amtlichen Statistik enger 
gefasst: Er enthält keine Rückversicherungsunterneh-
men und auch keine Pensionskassen und Pensions-
fonds. Im Vergleich zu den Ergebnissen der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und den 
Verbandsstatistiken des GDV liegen die Umfragedaten 
des ifo Instituts zeitnäher und in höherer Frequenz 
vor. Methodisch orientiert sich die Versicherungsum-
frage an den monatlichen ifo Konjunkturumfragen. Sie 
nimmt jedoch in einigen Aspekten eine Sonderstellung 
ein, etwa beim Zeithorizont einiger Fragen. Darüber 
hinaus sind die Fragen in der ifo Versicherungsumfrage 
ganz auf die Versicherungsbranche zugeschnitten. Der 
Fokus wird auf die Entwicklung der Beitragseinnah-

men und erbrachter Leistungen der Versicherer gelegt. 
Aus den monatlichen ifo Konjunkturumfragen werden 
lediglich die zentralen Fragen nach der aktuellen Ge-
schäftslage und den Geschäftserwartungen übernom-
men. Eine weitere Besonderheit sind die Fragen zur 
Tarifanpassung in Schaden- und Unfallversicherung, 
die sich explizit auf den Gesamtmarkt beziehen. Bei 
den Konjunkturumfragen wird üblicherweise nur nach 
dem eigenen Unternehmen gefragt. Zudem wird die 
Umfrage vierteljährlich durchgeführt, wobei das ab-
gefragte Quartal (Berichtsquartal) immer das voran-
gegangene Quartal ist (für detaillierte Informationen 
zum Aufbau und zur Methodik der ifo Konjunkturum-
frage in der Versicherungswirtschaft siehe Litsche und 
Marjenko 2023).

Abbildung 1 zeigt das Geschäftsklima für die Ver-
sicherungswirtschaft und seine beiden Komponen-
ten Geschäftslage und Geschäftserwartungen vom 
ersten Quartal 2005 bis zum vierten Quartal 2023. 
Die Geschäftslage spiegelt die aktuelle Situation 
der befragten Unternehmen wider (günstig/befrie-
digend/ungünstig), die Geschäftserwartungen zielen 
auf die Geschäftsperspektiven der Unternehmen für 
die nächsten sechs Monate ab (eher günstiger/etwa 
gleich bleibend/eher ungünstiger). Das Geschäftsklima  
ist keine eigenständige Frage auf dem Fragebogen, 
sondern wird als geometrisches Mittel aus den Sal-
den der Antworten zur Geschäftslage und zu den Ge-
schäftserwartungen ermittelt. Das Resultat für die 
gesamte Versicherungsbranche wird durch die Ag-
gregation der Ergebnisse der drei abgefragten Haupt-

Tab. 1

Kennzahlen der Versicherungswirtschaft

Veränderung  
2023 ggü. 

2022 2023 2022 2021 2020 2019 2023 2022 2021 2020 2019

Beiträge in % Mrd. Euro  Anteile in %

Versicherungswirtschaft 0,6 224,7 223,3 225,9 222,2 217,4 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Lebensversicherung – 5,2 92,0 97,0 103,2 104,4 103,2 40,9 43,4 45,7 46,7 47,5

Private Krankenversicherung 2,1 48,2 47,2 45,4 42,9 41,0 21,5 21,1 20,1 19,4 18,9

Schaden- und  
Unfallversicherung 6,8 84,5 79,1 77,3 74,9 73,2 37,6 35,4 34,2 33,9 33,7

Leistungen Mrd. Euro  Anteile in %

Versicherungswirtschaft a 9,7 200,4 182,6 181,9 165,2 168,3 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Lebensversicherung a, b 8,1 98,6 91,2 86,6 82,7 84,9 49,2 49,9 47,6 50,4 50,9

Private  
Krankenversicherung b 9,0 36,4 33,4 31,8 30,7 30,1 18,2 18,3 17,5 18,4 17,7

Schaden- und  
Unfallversicherung 12,8 65,4 58,0 63,5 51,8 53,3 32,6 31,8 34,9 31,1 31,4

Bestand an Verträgen Anzahl in Mio.  Anteile in %

Versicherungswirtschaft 0,5 475,5 472,9 464,7 455,6 446,3 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Lebensversicherung – 1,3 84,8 85,9 86,8 87,6 87,1 17,8 18,2 18,7 19,0 19,5

Private Krankenversicherung 2,4 38,7 37,8 37,2 36,2 35,4 8,1 8,0 8,0 8,0 7,9

Schaden- und  
Unfallversicherung 0,8 352,0 349,2 340,7 331,8 323,8 74,0 73,8 73,3 73,1 72,6

a Ohne Pensionkassen und Pensionsfonds.  
b Ausgezahlte Leistungen.

Quelle: GDV; Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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sparten Lebensversicherung, Krankenversicherung 
sowie Schaden- und Unfallversicherung berechnet. 

Betrachtet man den Zeitraum ab dem Jahr 2019, 
so fällt zunächst die starke Verschlechterung des Ge-
schäftsklimas und seiner beiden Komponenten im 
ersten Quartal 2020 nach Ausbruch der Corona-Pan-
demie ins Auge. Außerdem ist eine ausgeprägte Ein-
trübung des Geschäftsklimas im Zeitraum zwischen 
dem ersten Quartal 2022 und dem ersten Quartal 
2023 festzustellen, die recht gut mit der Schwäche 
des realen Konsums der privaten Haushalte in die-
ser Zeit korrespondiert. Erst im zweiten Quartal 2023 
gelangte der Geschäftsklimaindikator wieder in den 
positiven Bereich, wo er bis zuletzt unter geringeren 
Schwankungen auch verblieb. Alles in allem zeigte 
sich das Geschäftsklima in der gesamten Versiche-
rungsbranche im Geschäftsjahr 2023 gegenüber 2022 
merklich verbessert. Die Versicherer waren zufriedener 
mit ihren laufenden Geschäften, insbesondere hellten 
sich aber die Erwartungen auf. Obwohl die Unterneh-
men ihre Geschäftslage zuletzt immer noch per saldo 
ungünstig beurteilten, blickte die Versicherungswirt-
schaft doch recht zuversichtlich auf die Geschäfts-
perspektiven im laufenden Jahr. Vor dem Hintergrund 
der vielfältigen Unsicherheiten dürfte die Versiche-
rungsbranche zusätzliche Möglichkeiten sehen, ihr 
Potenzial als Schutzschild vor finanziellen Schäden 
weiter auszubauen.

ERGEBNISSE NACH VERSICHERUNGSSPARTEN

Lebensversicherung

Das Geschäft mit Lebensversicherungen wurde im 
Jahr 2023 durch ein schwieriges gesamtwirtschaftli-
ches Umfeld belastet. Inflationsbedingt sinkende Real-
einkommen und die damit einhergehende gedämpfte 
Versicherungsnachfrage schlugen besonders zu Bu-
che. Gleichwohl hat sich das Geschäftsklima in der 
Lebensversicherung zuletzt leicht verbessert (von + 2,4 
auf + 2,7); insbesondere die Urteile zur Geschäftslage 
fielen per saldo deutlich weniger negativ aus als im 
Vorquartal (– 14,2 aktuell; – 29,7 zuletzt). Gleichzeitig 
wurden die zuvor sehr optimistischen Geschäftsper- 
spektiven aber deutlich zurückgenommen (+ 21,1 ak-
tuell; + 40,6 zuletzt). Besser als in der Gesamtsparte 
fiel das Geschäftsklima in den Untersparten betriebli-
che und fondsgebundene Lebens- und Rentenversiche-
rung aus, schlechter in der Rentenversicherung und in 
der Kapitalversicherung. Die Erwartungen hinsichtlich 
der Beitragseinnahmen deuten auf eine deutlich bes-
sere Entwicklung im laufenden Jahr hin (+ 36,2 aktuell; 
+ 17,4 zuletzt). In der fondsgebundenen Lebens- und 
Rentenversicherung (+ 88,8 aktuell; + 31,0 zuletzt) so-
wie der betrieblichen Rentenversicherung dürften die 
Beitragseinnahmen flächendeckend steigen. Mit einer 
negativen Entwicklung wird dagegen in der Kapitalver-
sicherung und in der klassischen Rentenversicherung 
gerechnet. Derzeit sind kurzfristige Anlagen im Ver-

gleich zu langfristigen Anlagen attraktiver verzinst. Die 
Stimmung im Neugeschäft mit Lebensversicherungs-
verträgen gegen laufende Beiträge hat sich im vierten 
Quartal 2023 deutlich verbessert (+ 41,8 aktuell; + 21,4 
zuletzt). Für das Jahr 2024 rechnen die Unternehmen 
per saldo allerdings mit einer gedämpften Entwick-
lung. Im Bereich der Neuabschlüsse gegen Einmalbei-
trag wird für das Jahr 2024 im Vergleich zum vierten 
Quartal 2023, in dem die Branche in einem absoluten 
Stimmungstief war (– 83 Punkte), jedoch per saldo 
mit einem Plus gerechnet (+ 2,4 aktuell; – 9,1 zuletzt).

Private Krankenversicherung

In der Privaten Krankenversicherung verbesserte sich 
im vierten Quartal 2023 die Geschäftslage gegenüber 
dem Vorquartal leicht (+ 17,8 aktuell; + 14,1 zuletzt). 
Darüber hinaus waren die Geschäftserwartungen 
weniger pessimistisch (– 1,0 aktuell; – 3,4 zuletzt). 
Beide Indikatoren lagen deutlich über dem Vorjah-
resniveau. Infolgedessen stieg der Klimaindikator 
um 3 Punkte auf + 8,2, blieb damit aber noch unter 
seinem langjährigen Durchschnittswert von + 11,6. 
Rund 75 % der Krankenversicherer meldeten für das 
Jahr 2023 höhere Beitragseinnahmen im Vergleich 
zu 2022, 25 % der Unternehmen ließen dagegen die 
Beiträge unverändert. Der Saldo des Bruttoneuge-
schäfts (Gesamtwert der neuen Versicherungsver-
träge) erreichte im vierten Quartal 2023 einen neuen 
historischen Höchstwert, was nicht zuletzt auf neu-
abgeschlossene Verträge bei der Zusatzkrankenversi-
cherung zurückzuführen war (Saldowert + 92,7). Immer 
mehr Versicherte setzen auf eine ergänzende private 
Vorsorge, um den Leistungsumfang der Gesetzlichen 
Krankenversicherung aufzustocken bzw. um Leistungs-
minderungen auszugleichen. Quantitativ trägt die Zu-
satzkrankenversicherung jedoch nur einen kleinen 
Beitrag zur Gesamtsparte bei. Für das laufende Jahr 
wird eine deutlich weniger dynamische Entwicklung 
bei der Zusatzkrankenversicherung erwartet. Beson-
ders pessimistisch sind die Erwartungen im Bereich 
der privaten Vollversicherung geworden (– 34,7 aktuell; 
+ 2,4 zuletzt). Die Zahl der Firmen, die ein steigendes 
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Bruttoneugeschäft im Jahr 2024 erwartet, ist deut-
lich gesunken. Das dürfte mit daran liegen, dass zum  
1. Januar 2024 die Versicherungspflichtgrenze, ab der 
ein Wechsel in die PKV möglich ist, von 66 600 Euro 
Bruttojahreseinkommen sehr kräftig auf 69 300 ange-
hoben worden war. Die Versicherungspflichtgrenze ist 
damit um 4,1 % gestiegen, was deutlich mehr als im 
Durchschnitt der vergangenen Jahre ist. 

Schaden- und Unfallversicherung

Auch für die Schaden- und Unfallversicherer stand 
das Geschäftsjahr 2023 wie schon das Vorjahr 2022 
unter dem Einfluss der hohen Inflation. Besonders 

stark betroffen waren die Kraftfahrtversicherung so-
wie die Feuer-, Wohngebäude- und Hausratversiche-
rung. Auf sie entfällt ein großer Teil des gesamten 
Prämienvolumens. Die Kfz-Versicherer sahen sich mit 
inflationsbedingt stark steigenden Ersatzteilpreisen 
und Arbeitskosten konfrontiert. Zudem war es nach 
Beendigung der zahlreichen Corona-Mobilitätsein-
schränkungen vermehrt zu Unfallschäden gekommen 
(GDV 2023a); der Schadenaufwand bei der Schaden- 
und Unfallversicherung stieg deutlich stärker als die 
Beitragseinnahmen. Bei der Rechtsschutzversicherung 
schlugen deutliche Kostensteigerungen aufgrund häu-
figer Schadensfälle, u. a. im Zusammenhang mit dem 
Dieselskandal, zu Buche. Im Streit um den Schadener-
satz für manipulierte Dieselautos haben nach Angaben 
des GDV bis Ende Mai 2023 fast 420 000 Kunden ihre 
Rechtsschutzversicherung in Anspruch genommen 
(GDV 2023b). Während sich die Geschäftslage im vier-
ten Quartal 2023 im Vergleich zum Vorquartal ange-
sichts der äußerst negativ beurteilten Schadenent-
wicklung nur marginal verbesserte (– 17,1 aktuell; 
– 17,8 zuletzt), hellten sich die Erwartungen deut-
lich auf (+ 34,1 aktuell; + 9,2 zuletzt). Die Zahl der 
negativen Meldungen hinsichtlich der zukünftigen 
Schadenentwicklung ist ebenfalls merklich zurück-
gegangen, von 56 % auf 29 %. Im vierten Quartal 2023 
wurden die Angaben für die Entwicklung der einge-
nommenen Beiträge leicht nach unten korrigiert. Die 
Erwartungen für das Jahr 2024 lagen per saldo unver-
ändert bei + 93,9.

IFO GESCHÄFTSKLIMA IN DER VERSICHERUNGS-
WIRTSCHAFT VS. IFO GESCHÄFTSKLIMA 
DEUTSCHLAND

In Abbildung 2 wird das ifo Geschäftsklima in der 
Versicherungswirtschaft mit dem ifo Geschäftsklima 
Deutschland (bestehend aus den Wirtschaftssektoren 
Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Handel 
und Dienstleistungen3) verglichen, wobei letzteres 
zwecks besserer Vergleichbarkeit zu Quartalen zu-
sammengefasst wurde. In der Abbildung lässt sich 
gut ein Vorlauf des Geschäftsklimaindikators in der 
Versicherungswirtschaft erkennen. Eine Kreuzkorre-
lationsanalyse für den Untersuchungszeitraum ergibt, 
dass der Geschäftsklimaindikator für die Versiche-
rungswirtschaft einen Vorlauf von einem Quartal ge-
genüber dem Geschäftsklimaindikator für Deutschland 
hat. Dieser wird durch den späteren Meldetermin der 
Versicherer (für ein Berichtsquartal jeweils der erste 
Monat im Folgequartal) und damit einhergehend ihren 
besseren Informationsstand über den Meldezeitraum 
verursacht. Der Vorlauf sollte jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Ergebnisse der Versiche-

3 Die nachfolgenden Bereiche zählen nach der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige zum Dienstleistungssektor, werden jedoch im 
Rahmen der monatlichen Konjunkturumfragen nicht vom ifo Institut 
befragt: Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen, 
Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung, Erziehung 
und Unterricht sowie Gesundheits- und Sozialwesen (Brandt 2020).
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rungsumfrage deutlich später als die der monatlichen 
Konjunkturumfrage vorliegen und sie daher nicht als 
Frühindikator für diese Erhebung fungieren können. 

Trotz des insgesamt ähnlichen Verlaufs der beiden 
Kurven in der Grafik sind an manchen Stellen auch di-
vergierende Bewertungen festzustellen: Im Jahr 2005 
etwa fällt der Geschäftsklimaindikator Deutschland in 
den negativen Bereich, während der Klimaindikator 
der Versicherer durchweg positiv ist. Eine derartige 
Divergenz war auch im Verlauf des Jahres 2023 zu 
beobachten. Demgegenüber ist die Hochphase des 
Geschäftsklimas Deutschland in den Jahren 2011 
bis 2017 insgesamt stärker ausgeprägt als die seines 
Pendants in der Versicherungswirtschaft. Abbildung 3 
stellt die Ergebnisse zur Geschäftslage und zu den 
Geschäftserwartungen in der Versicherungswirtschaft 
denen in Deutschland gegenüber. Die Versicherer be-
werteten ihre Geschäftslage im Betrachtungszeitraum 
meistens ungünstiger als die Gesamtwirtschaft. Die 
Geschäftserwartungen fielen hingegen bei den Ver-
sicherungsunternehmen im Mittel etwas optimisti-
scher aus.

EINE EXPERIMENTELLE KONJUNKTURUHR FÜR 
DIE VERSICHERUNGSWIRTSCHAFT

Das Zusammenspiel der beiden Geschäftsklimakompo-
nenten Geschäftslage und Geschäftserwartungen stellt 
das ifo Institut seit vielen Jahren in einem Vier-Qua-
dranten-Schema optisch prägnant dar (ifo Konjunk-
turuhr). Die Grundidee der ifo Konjunkturuhr besteht 
darin, zu jedem Zeitpunkt der als Ausgangspunkt fun-
gierenden Geschäftslage die von den Unternehmen 
antizipierte weitere Geschäftsentwicklung zuzuord-
nen. Die Konjunktur – visualisiert als Lage-Erwar-
tungs-Graph – durchläuft in diesem Diagramm die vier 
Quadranten mit den Bezeichnungen Erholung, Boom, 
Abkühlung und Krise. Die Bewegung geschieht rechts-
drehend im Uhrzeigersinn, sofern der Erwartungsin-
dikator gegenüber dem Geschäftslageindikator einen 
hinlänglich großen Vorlauf hat (Abberger und Nierhaus 
2023; Wohlrabe und Wollmershäuser 2021).4 

Abbildung 4 zeigt eine experimentelle Konjunk-
turuhr für die Versicherungswirtschaft für die vergan-
genen fünf Jahre. Geschäftslage und -erwartungen in 
der Versicherungswirtschaft bewegten sich das ganze 
Jahr 2019 über im oberen rechten Boom-Quadranten. 
Anfang 2020 kam es zum Ausbruch der Corona-Pan-
demie. Bei den Privaten Krankenversicherungen und 
auch in der Schaden- und Unfallversicherung ver-
schlechterte sich die aktuelle Geschäftslage rasant, die 

4 Sind die Urteile der befragten Unternehmen zur Geschäftslage 
und zu den Geschäftserwartungen per saldo ungünstig, so ist der 
Lage-Erwartungs-Graph im »Krisen-Quadranten«. Gelangt der Erwar-
tungsindikator in den positiven Bereich (bei sich verbessernder, aber 
per saldo noch ungünstiger Geschäftslage), so ist der Graph im »Er-
holungs-Quadranten«. Sind Geschäftslage und Geschäftserwartun-
gen beide per saldo günstig, so ist der Graph im »Boom-Quadran-
ten«. Verschlechtert sich der Erwartungsindikator (bei sich 
verschlechternder, aber per saldo noch günstiger Geschäftslage), so 
befindet sich der Graph im »Abkühlungs-Quadranten«.

Erwartungen für die nächsten sechs Monate trübten 
sich sogar in allen drei Hauptsparten massiv ein. Im 
Jahr 2021 bewegte sich der Lage-Erwartungs-Graph 
größtenteils im Boom-Quadranten; bei einer ab Früh-
jahr immer weniger günstig werdenden Geschäfts-
lage verbesserten sich gleichzeitig die Geschäftser-
wartungen. Im Verlauf des Jahres 2022 gelangte der 
Graph erneut in den Krisen-Quadranten, sowohl die 
Geschäftslage als auch die Geschäftserwartungen 
wurden ungünstig. Nach den Ergebnissen einer Son-
derumfrage des ifo Instituts im Sommer 2022 hat-
ten viele Versicherungsunternehmen ihre Ertragslage 
schlechter als im Vorjahr eingestuft (GDV 2022). Nach 
dem Aufenthalt im Krisen-Quadranten gelangte der 
Lage-Erwartungs-Graph Anfang 2023 erstmals wieder 
in den Erholungs-Quadranten. Bei sich verbessernden 
Geschäftserwartungen blieb die Geschäftslage das 
ganze Jahr über per saldo jedoch noch ungünstig. 

Die hier präsentierte Konjunkturuhr besitzt für 
die Analyse die Vorzüge, dass sie zeitnah mit den 
Umfrageergebnissen verfügbar ist, keinen größeren 
Revisionen unterliegt und klare Signale sendet. Eine  
Trendbereinigung der Eingangsreihen, wie bei anderen 
modernen Monitorsystemen üblich, ist nicht erforder-
lich (Abberger und Nierhaus 2023). Die Konjunkturuhr 
liefert damit eine gute alternative Visualisierung der 
zyklischen Entwicklung allein auf Basis unternehme-
rischer Urteile und Erwartungen.
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Nach ihrer Rückkehr von einer Reise durch die Bun-
desrepublik veröffentlichte Hannah Arendt 1950 einen 
Essay, in dem sie die Stimmung im Lande fünf Jahre 
nach dem Ende der NS-Herrschaft beschreibt: Es sei 
ihr praktisch unmöglich gewesen, auch nur einem ein-
zigen ehemaligen Nazi zu begegnen.

Auch Karl Maria Hettlage (1902–1995) hätte es 
von sich gewiesen, als Nazi bezeichnet zu werden. 
Tatsächlich war er niemals Mitglied der NSDAP, jedoch 
für die Organisation der Ermordung der europäischen 
Juden mit verantwortlich. Hat sich daran niemand 
gestört, als er 1965 zum Präsidenten des ifo Instituts 
gewählt wurde – ein Amt, das er bis 1976 ausübte?

EIN SOHN AUS RECHTEM HAUSE

Karl Maria Hettlage wurde am 28. November 1902 in 
Essen in eine katholische, national-konservative Fami-
lie geboren. Er studierte von 1921 bis 1924 in Köln und 
Münster Jura und trat einer katholischen Studenten-
verbindung bei. Parallel zu seiner wissenschaftlichen 
Karriere engagierte er sich auch in der Politik. 1922 
schloss er sich im Kampf gegen die KPD dem Westfä-
lischen Treubund an, der bis zu seiner Auflösung 1925 
Pläne für einen Putsch gegen die Republik verfolgte. 
Noch im selben Jahr baute er in Münster eine örtli-
che Gruppe der linkskatholischen »Dr. Sonnenschein 
Bewegung« auf und trat dem Zentrum bei. Gleich-
zeitig mit dem politischen Engagement betrieb er in 
diesen Jahren auch eine akademische Karriere. 1926 
wurde er in Köln promoviert, 1930 habilitiert. 1928 
bis 1931 wechselte er für drei Jahre als Assistent an 
die Universität Kiel. Nach einem Lehrauftrag in Köln 
(1930–1936) unterrichtete er als außerordentlicher 
Professor an der Handelshochschule Berlin (1936–
1938), später als Honorarprofessor an der Universität 
Berlin (1938–1945). 1933 gehörte er zu den Gründungs-
mitgliedern der Nationalsozialistischen Akademie für 
Deutsches Recht.

Wichtiger als die akademische Laufbahn war ihm 
aber offenbar, als Spitzenbeamter politisch Karriere 
zu machen. Sein Mandat im Preußischen Landtag 
(ab 1932) nahm er nur halbherzig wahr. Schon nach 

Tobias Heyl*

Karl Maria Hettlage: 
Ein Mann Albert Speers 
an der Spitze  
des ifo Instituts

* Dr. Tobias Heyl studierte in München und Wien Germanistik und Ge- 
schichte. Er arbeitet als Lektor in einem Verlag und war Lehrbeauftrag-
ter für Buchwissenschaft an den Universitäten München und St. Gallen.

dem 2. Staatsexamen hatte ihm Oberbürgermeister 
Konrad Adenauer 1930 die Verwaltung der Finanzen 
der Stadt Köln anvertraut, ein Jahr später wurde er 
zum Leiter der Finanzabteilung des Deutschen Städte- 
tags berufen. Offenbar war er auf diesem Posten so 
erfolgreich, dass er 1934, gegen die Bedenken von 
NSDAP-Funktionären, die dem ehemaligen Zentrums-
mann nicht trauten, die Leitung der Stadtkämmerei in 
Berlin übernahm. Zwei Jahre später wurde er ehren-
halber in die SS aufgenommen, die er mit Ende sei-
ner Amtszeit 1939 (vielleicht auch erst 1941) im Rang 
eines Hauptsturmführers wieder verließ. Ob er das 
Amt freiwillig oder auf äußeren Druck hin aufgegeben 
hat, bleibt unklar. Noch im gleichen Jahr jedenfalls 
wechselte er in den Vorstand der Commerzbank, ein 
nützliches Alibi, als ihm nach dem Zusammenbruch 
der Diktatur seine Nähe zum NS-Regime zum Vorwurf 
gemacht werden sollte.

EIN ORGANISATOR DES MASSENMORDS

Besonders engagiert hat er sich bei der Bank wohl 
nicht. Nach nur einem Jahr kehrte er 1940 in die 
Stadtpolitik zurück – wenn dieser Begriff den mons- 
trösen Plänen für den Ausbau Berlins zur Welt-
hauptstadt Germania überhaupt gerecht wird. Ver-

Der Stadtkämmerer von Berlin am Schreibtisch, Dezember 1934. 
© picture alliance/ullstein bild 
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antwortlich für dieses Projekt war Albert Speer, als 
Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt (GBI) 
direkt Adolf Hitler unterstellt. Hettlage sollte in der 
Position eines Abteilungsleiters zunächst Juden aus 
ihren Wohnungen vertreiben, um Wohnraum für 
»arische Mieter« zu schaffen, deren Häuser Speers 
Planungen im Weg standen. Später ließ er die Woh-
nungen jüdischer Mieter auch zwangsräumen, um 
dort die Opfer von Luftangriffen einzuquartieren. Die 
vertriebenen Juden wurden zunächst in beengten 
»Schachtelräumen« untergebracht, später deportiert 
und ermordet.

Je länger der Krieg sich hinzog, desto stärker 
war Speers Behörde auch mit der Beseitigung von 
Bombenschäden, mit Infrastrukturprojekten in den 
besetzten Gebieten und überhaupt mit der Beschaf-
fung von Baumaterial beschäftigt. Dabei kamen Häft-
linge aus Konzentrationslagern und Zwangsarbeiter 
zum Einsatz, deren Arbeit sich die SS bezahlen ließ. 
Hettlage war für die Abwicklung der Zahlungen ver-
antwortlich, vermittelte aber auch Arbeitskräfte an 
Bauunternehmen, was dem GBI respektable Einnah-
men sicherte.

1942 kam Fritz Todt bei einem Flugzeugabsturz 
ums Leben und Speer übernahm nun auch das Amt 
des Rüstungsministers. Wieder konnte er sich auf 
Hettlage verlassen: Als Leiter des Generalreferats Wirt-
schaft und Finanzen brachte er nach der Zerstörung 
von Peenemünde die Mittelwerk GmbH auf den Weg, 
die in einem Stollen bei Nordhausen die Raketenpro-
duktion wieder aufnehmen sollte. Hettlage sicherte 
die Finanzierung der Arbeiten, bei der, bisweilen ab-
seits üblicher Praktiken, nicht zufällig die Commerz-
bank eine Schlüsselrolle spielte. Die Arbeitskräfte 
für den Bau der gigantischen unterirdischen Anlage 
kamen aus dem angegliederten KZ Mittelbau-Dora, 

Hettlage organisierte ihren Einsatz. Bis zur Befreiung 
im April 1945 waren 20 000 der insgesamt 60 000 Häft-
linge ums Leben gekommen.

IMMER WIEDER DAVONGEKOMMEN

Gut 20 Jahre später wurde ihm die Leitung des ifo 
Instituts übertragen. Es war nicht einfach gewesen, 
einen Nachfolger für Hans Langelütke zu finden, der 
dieses Amt zehn Jahre ausgeübt hatte. Bedenken 
wurden laut, ob Hettlage tatsächlich am ifo Institut 
interessiert sei oder nicht doch eine politische Karri-
ere verfolge; von seiner Rolle in der NS-Tötungsma-
schinerie war nie die Rede, die konnte er geschickt 
verharmlosen und verschleiern.

Nach der Kapitulation wurde Karl Hettlage auf 
Schloss Kransberg im Hochtaunus interniert, zusam-
men mit Albert Speer, Hermann Oberth, Wernher von 
Braun und anderen Verantwortlichen des Raketen-
bauprogramms. Dort waren die Alliierten in erster 
Linie am Know-how der Ingenieure interessiert, das 
zukünftig für die eigenen Forschungsprogramme ge-
nutzt werden sollte: Fragen nach den Verbrechen an 
Häftlingen und Zwangsarbeitern hätten vielleicht zu 
Irritationen geführt. Hettlage konnte sich in diesem 
Umfeld als Rechts- und Finanzexperte präsentieren 
und scheute nicht einmal davor zurück, sich zum Geg-
ner des Regimes zu stilisieren, der mit dem ehemali-
gen Leipziger Oberbürgermeister Carl Goerdeler Pläne 
für ein Attentat auf Hitler verfolgt habe. Nach dem 
gescheiterten Attentat vom 20. Juli 1944 sei er ver-
haftet worden und nur auf Fürsprache Speers wieder 
auf freien Fuß gekommen. Beruflich sei er die letzten 
Jahre als Vorstand der Commerzbank engagiert ge-
wesen, über seine Tätigkeit bei Speer verlor er kein 
Wort. Den Vernehmungsbeamten fielen einige Wider-

Reichsminister Albert Speer umgeben von leitenden Funktionären des NS-Regimes, von links: Hans Kehr, Leiter des Planungs-
amts, Walter Paul Emil Schreiber, Generalarzt und Fachspartenleiter im Reichsforschungsrat, Karl Saur, Amtsleiter im Rüs-
tungsministerium, Alfred (?) Waeger (teilweise verdeckt) und Karl Maria Hettlage, September 1943.
© picture alliance/AP Images 
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sprüche in Hettlages Aussagen auf, sie entließen ihn 
aber trotzdem vorzeitig in die Freiheit.

Die Legende vom Widerstandkämpfer gestaltete 
er 1948 für das Entnazifizierungsverfahren weiter aus. 
Wieder brachte er Goerdeler ins Spiel (den er tatsäch-
lich kannte), nun wollte er auch Juden gerettet und 
sich für menschliche Arbeitsbedingungen in Mittel-
bau-Dora eingesetzt haben. Ob alle Dokumente, die er 
dem Entnazifizierungsausschuss vorgelegt hat, einer 
genaueren Überprüfung standgehalten hätten, mag 
man bezweifeln. Am Ende des Verfahrens wurde er 
in die Kategorie V (entlastet) eingestuft. Eine dritte 
Untersuchung, diesmal durch die britischen Behörden, 
verlief unkompliziert. Seine Mitgliedschaft in der SS 
ging als Ehrendienstrang durch, das Verfahren wurde 
eingestellt. Der Weg für den beruflichen Neuanfang 
war erst einmal frei.

EINE DEUTSCHE KARRIERE

Dabei konnte sich Hettlage auf die Netzwerke um 
Speer verlassen, die über das Ende des Kriegs hin-
aus intakt geblieben waren. Rudolf Wolters sollte für 
Speer den Wiederaufbau der zerstörten Städte planen, 
nun eröffnete er ein Architekturbüro, das von Hettlage 
beraten wurde. Der aber hatte Größeres vor. 1949 er-
nannte ihn die Universität Bonn zum Honorarprofessor 
an der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät, 
1951 wurde er ordentlicher Professor in Mainz. Sei-
nen Vorstandsposten bei der Commerzbank gab er 
zurück, er brauchte ihn ja nicht länger als Alibi. Ein 
letztes Mal drohte ihn seine Vergangenheit einzuho-
len, als in Westberlin ein Sühneverfahren gegen ihn 
eröffnet wurde, bei dem zum ersten Mal auch seine 
Mitgliedschaft im Westfalen-Treubund zur Sprache 
und weitere widersprüchliche Details seiner Zeit in 
der SS ans Tageslicht kamen. Noch einmal stilisierte 
er sich zum Widerstandskämpfer, noch einmal kam 
er damit durch.

Nur kurz hielt es ihn auf der Professur in Mainz. 
1956 übernahm er das Amt des Stellvertretenden Fi-
nanzministers von Rheinland-Pfalz, zwei Jahre später 
wechselte er als Leiter der Haushaltsabteilung in das 
von Franz Etzel (CDU) geleitete Bundesfinanzministe-
rium, 1959 stieg er zum Staatssekretär auf. Dass er in 
dieser Rolle mit dem Auswärtigen Amt das deutsche 
Angebot für die Wiedergutmachungszahlungen an die 
Opfer der NS-Herrschaft im Ausland vorbereitete, er-
scheint wie eine bittere Pointe. Immerhin zählte er 
nicht zu den Hardlinern, die diese Zahlungen so nied-
rig wie nur irgend möglich halten wollten.

Mit dem Rückzug Etzels nach der Bundestagswahl 
von 1961 blieb er noch einige Zeit unter Minister Heinz 
Starke im Amt, doch die beiden konnten nicht mitei-
nander. Als ein Posten bei der Hohen Behörde der 
Montanunion in Brüssel frei wurde, schickte Adenauer 
Hettlage dorthin. Die Proteste belgischer Zeitungen, 
ein ehemaliger SS-Mann habe dort nichts zu suchen, 
imponierten ihm nicht.

EIN KOPFLOSES INSTITUT UND 
SPEERS NETZWERKE

Am 30. Juni 1964 tagte im Saal des Münchner Messe-
hauses das Kuratorium des ifo Instituts. Zwei Punkte 
in der Niederschrift machen stutzig: »Herr Professor 
Dr. Langelütke wurde gebeten, sein Amt als Vorsitzen-
der des Vorstands bis zur Regelung seiner Nachfolge, 
spätestens bis 31. Dezember 1964, weiter auszuüben.« 
Und unter Punkt 5 beklagt ein Kuratoriumsmitglied, 
dass der Arbeitsausschuss des Kuratoriums schon län-
ger von den vorgeschriebenen neun bis elf Mitgliedern 
auf vier Mitglieder zusammengeschrumpft sei. Ihm 
wird zugesagt, dass man seiner Anregung Folge leis-
ten werde, die Sitze nachzubesetzen. Langelütke ist 
72 Jahre alt und leidet unter Gesundheitsproblemen, 
der für die Suche nach einem Nachfolger verantwortli-
che Ausschuss schwindet dahin: Das Institut gibt kein 
gutes Bild ab.

Die Suche wird sich fast ein Jahr hinziehen und 
die Protokolle der Kuratoriumssitzungen erwecken 
den Eindruck, dass man gar nicht wusste, wen man 
suchte: einen jungen, innovativen Nachwuchswissen-
schaftler? Einen angesehenen Fachkollegen? Einen 
Empiriker? Einen Theoretiker? Es gab Wunschkandi-
daten, aber die waren entweder zu teuer oder woll-
ten ihre Lehrstühle nicht aufgeben, für die ihnen in 
München kein Ersatz in Aussicht stand.

In dieser Lage halfen Speers Netzwerke. 
Hans-Constantin Paulssen, der Vorsitzende des Ku-
ratoriums, war seit 1939 Manager in der deutschen 
Aluminiumindustrie und seit 1940 im Range eines 

Im Bonner Bundestag – von links: Staatssekretär Karl Maria Hettlage, Bundesfinanz-
minister Franz Etzel, Rudolf Vogel, Vorsitzender des Haushaltsausschusses, und Bun-
deskanzler Konrad Adenauer im Dezember 1959 während einer Generaldebatte.
© picture alliance/Kurt Rohwedder
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Wehrwirtschaftsführers im Lenkungsapparat von 
Speers Rüstungsindustrie – auch er niemals Mitglied 
der NSDAP. Genaueres über sein Verhältnis zu Hett-
lage wissen wir nicht, 1960 publizieren die beiden mit 
Rudolf Zorn, dem stellvertretenden Kuratoriumsvorsit-
zenden, eine Monografie über den öffentlichen Dienst 
und die Wirtschaft. Paulssen ahnte wohl, dass die 
Fusion der Montanunion mit EWG und EURATOM vor 
der Tür stand und Hettlage nach einer neuen Aufgabe 
suchen würde. Am 19. Februar 1965 traf sich Rudolf 
Zorn, zunächst unter vier Augen, dann mit den Vor-
standsmitgliedern, mit Hettlage. Der bekundete seine 
grundsätzliche Bereitschaft, die Leitung des ifo Ins-
tituts zu übernehmen, wollte aber erst die Entschei-
dung des Ministerrats über die Verschmelzung der 
europäischen Exekutive abwarten. Am 18. März gab er 
grünes Licht, nun war das Kuratorium am Zug, ihn zu 
wählen. Sein Amt konnte er erst nach der Auflösung 
der Hohen Behörde am 1. Januar 1966 antreten, Lan-
gelütke erklärte sich bereit, den Vorsitz weiter kom-
missarisch zu übernehmen. Hettlage sollte regelmäßig 
nach München kommen, um sich mit seiner Aufgabe 
vertraut zu machen. Das Institut war nach der langen, 
erfolglosen Suche offenbar so zermürbt, dass er seine 
Bedingungen diktieren konnte. Dazu gehörte auch, 
dass er den Titel »Präsident« führen wollte. Am 5. Juli 
trat das Kuratorium zur Wahl zusammen und weil es 
keinen Gegenkandidaten gab, handelte es sich dabei 
nur noch um eine Formalie.

Die Fusion der europäischen Exekutiven verzö-
gerte sich erneut. Hettlage hatte sich vertraglich zu-
sichern lassen, bis zur definitiven Auflösung der Ho-
hen Behörde in Brüssel bleiben zu können, die Über-
gangsphase in München verlängerte sich also noch 
einmal bis zum 1. Juli 1967. Und auch jetzt konnte sich 
Hettlage nicht mit voller Kraft seinem Präsidentenamt 
widmen, denn Franz Josef Strauß hatte ihn Anfang 
des Jahres als Staatssekretär ins Bundesfinanzmi-
nisterium geholt. Wer im Vorfeld von Hettlages Wahl 
Bedenken hatte, ob ihm am Ende nicht doch eine po-
litische Karriere wichtiger sei, konnte sich schon jetzt, 
aber gewiss zwei Jahre später bestätigt fühlen. Anfang 
1969 bemühte er sich beim CDU-Kreisverband Meppen 
vergeblich um eine Kandidatur für die Bundestags-
wahl, aber die Zeiten hatten sich inzwischen geändert: 
Einen Mann mit dieser Vergangenheit wollten seine 
Parteifreunde nicht mehr nominieren. Am 21. Oktober 
schied Franz Josef Strauß nach dem Ende der Großen 
Koalition aus dem Amt und Hettlage wurde in den 
Ruhestand versetzt. 

Wer am ifo Institut hoffte, dass der Präsident nun 
endlich sein Amt ernst nehmen würde, wurde aber-
mals enttäuscht. Hettlage interessierte sich nicht für 
das Alltagsgeschäft und war selten in der Poschinger-
straße anzutreffen. Er machte sich allenfalls dadurch 
nützlich, dass er über seine dichten Netzwerke un-
kompliziert Drittmittel einwerben konnte, und vermit-

telte den Kontakt zu wichtigen Persönlichkeiten. Er 
brachte einige innere Reformen auf den Weg, größere 
Spuren hat er nicht hinterlassen.

DIE GROSSE HARMONIE IM HERZOGPARK

Ob die Mitarbeiter des Instituts während ihrer Mittags-
pausen im Herzogpark über Hettlages Vergangenheit 
tuschelten, wissen wir nicht. Der Wirtschaftshistori-
ker Knut Borchardt, von 1970 bis 1973 Mitglied des 
Vorstands, erinnerte sich im Gespräch mit Meinhard 
Knoche daran, dass über Hettlages enge Verbindung 
zu Speer durchaus geredet wurde. Das hätte ihn ver-
mutlich gar nicht irritiert, verstanden sich doch des-
sen engste Mitarbeiter als eine elitäre Gemeinschaft, 
die sich weitab vom mörderischen Tagesgeschäft der 
NSDAP bewegte. Nach Speers Freilassung 1966 traf 
man sich wieder im größeren und kleineren Kreis, 
Speer war zu Gast bei Hettlages 70. Geburtstag und 
bei dessen Goldener Hochzeit.

Die westdeutsche Nachkriegsgesellschaft fand in 
Speer eine Figur, auf die sie ambivalente Gefühle ge-
genüber dem Nationalsozialismus projizieren konnte: 
ein Kriegsverbrecher, gewiss, aber doch noch mehr ein 
künstlerischer und architektonischer Visionär. Diese 
Aura mag auch auf Hettlage abgestrahlt haben. Die 
Nähe zu Speer ließ seine Vergangenheit so manchem 
als tolerabel erscheinen. Seine unmittelbare Mitwir-
kung an der Verfolgung und Ermordung der europä-
ischen Juden wurde erst 2008 durch einen Aufsatz 
von Susanne Schrafstetter in allen Details bekannt. 
Er erschien, lange nach Hettlages Tod, zu einer Zeit, 
die keinerlei Toleranz gegenüber NS-Verbrechern 
akzeptierte. 

War Hettlage Nationalsozialist? Formal betrachtet 
nicht, denn er besaß niemals ein Parteibuch. Aber 
kann man wirklich so engagiert wie er an der Opti-
mierung der nationalsozialistischen Todesmaschinerie 
mitwirken, wenn man die rassistische und völkische 
Ideologie verachtet? Eine sichere Antwort kann es auf 
diese Frage nicht geben. Aber es gibt eine nahelie-
gende Antwort.
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